
PolitikÖkologie

30 Jahre ÖDP: Ereignisse,
Chancen, Gefahren, Visionen 42

Rückblick auf den
ÖDP-Bundesparteitag in Erding 46

Bernhard Suttner erhält das 
Bundesverdienstkreuz  48

Das ÖDP-Journal
Nr. 157  Februar 2013

Journal der Ökologisch-Demokratischen Partei | 30. Jahrgang
ISSN 1430-6646 | 2,30 Euro 

Ethik in Politik und Wirtschaft



Sie halten eine runderneuerte ÖkologiePolitik in Ihren Händen. Das bisherige Layout 
stammte aus dem vorletzten Jahrzehnt. Es war Mitte der 1990er-Jahre zusammen mit dem 
damals neuen ÖDP-Corporate-Design eingeführt und seither nur minimal verändert wor-
den. Bis zum Jahr 2009 wechselte die Farbe der Titelseite mit jeder Ausgabe: von Orange zu 
Gelb zu Grün zu Lila und dann wieder zu Orange. Seither hat jede Ausgabe eine orangefar-
bene Titelseite. Das „aufgehende Ö“ – auch spöttisch „Frosch“ genannt – verschwand gar 
erst Ende 2011 im Zuge einer vorweggenommenen Neugestaltung der Titelseite. Das waren 
alles Anpassungen an ein Corporate Design, das sich im Alltagsgebrauch der Parteiarbeit 
mehr oder weniger von selbst verändert hatte.

Die Namensänderung von „Ökologie und Politik“ in „ÖkologiePolitik“ geschah übri-
gens schon 1990. Der Name bleibt künftig der gleiche, aber ansonsten haben wir nun um-
fangreichere Änderungen vorgenommen. Die Schrift ist größer und die Spalten sind breiter, 
was das Lesen erleichtert. Zudem ist Orange als dritte Farbe auch im Heftinneren zu finden, 
was die Seiten belebt und freundlicher wirken lässt. Auch das Format hat sich geändert: 
Vom klassischen DIN-A4 sind wir auf ein kleineres Sonderformat gewechselt, das sich zum 
Lesen in Bus und Bahn und zum Transportieren in Handtaschen und Rucksäcken besser 
eignet. Am inhaltlichen Umfang und an den Herstellungskosten hat sich dabei nichts ge-
ändert: Statt wie bisher 36 große hat das Heft nun 68 kleine Seiten, wobei der Papierver-
brauch durch die bessere Ausnutzung der großen Druckbögen insgesamt sogar leicht sank.

Auch die inhaltliche Gliederung hat sich geändert. Bisher hatte das Heft drei große 
Teile: Der Anfang bestand aus parteiinternen Artikeln, die Mitte aus allgemeinen Artikeln 
und der Schluss wieder aus parteiinternen Artikeln. Diese „Sandwich-Struktur“ haben wir 
nun durch eine klarere Zweiteilung ersetzt: Nach einem kurzen Auftakt mit Kurzmeldun-
gen folgt zunächst ein langer allgemeiner Teil und dann ein langer parteiinterner Teil. Der 
parteiinterne Teil kommt nach dem allgemeinen, weil das dem Selbstverständnis der ÖDP 
entspricht: Sie versteht sich nicht als Selbstzweck, nicht als Sprungbrett für eine politische 
Karriere, die dann wiederum Sprungbrett ist für einen hoch bezahlten Job bei einem Groß-
konzern oder Branchenverband, sondern als Korrektiv, als Reaktion, als Antwort auf das, 
was falsch läuft in Politik und Gesellschaft. Wir freuen uns über Ihre Rückmeldungen, wie 
Ihnen unser neues Magazin gefällt.

Viel Spaß beim Lesen wünschen Ihnen

Ihr			                                     und Ihre

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
INHALT

Florence von Bodisco
Stellv. Verantwortliche 

Redakteurin

Günther Hartmann
Verantwortlicher 
Redakteur
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Im Dezember fand die Klima-
konferenz in Katars Hauptstadt 
Doha stand. Nur mit viel Druck 

der Konferenzleitung wurde über-
haupt eine Fortsetzung des Kyoto-
Protokolls durchgesetzt. Als das 
Kyoto-Protokoll beschlossen wur-
de, entfi el mehr als die Hälfte der 
weltweiten Treibhausgas-Emissio-
nen auf die Mitgliedsstaaten. Nach 
dem Ausstieg von Russland, Kanada 
und Japan unterstützen nur noch 
die EU, Australien, die Schweiz und 
Norwegen das Klimarahmenab-
kommen. In China und Indien, den 
USA, Brasilien und allen Industrie-
staaten ist das Wirtschaftswachs-
tum immer noch wichtiger als der 
Klimaschutz.

Derzeit opponiert vor allem 
Polen gegen schärfere Klimaziele 
in Europa. Polen bezieht mehr als 
90 % seiner Energie aus Kohle-

kraftwerken. Das osteuropäische 
Land sperrt sich dagegen, dass die 
EU ihre Klimaschutzziele hoch-
schraubt und den CO2-Ausstoß bis 
2020 um 30 % statt um 20 % redu-
ziert. 

So reiht sich eine Klimakonfe-
renz an die nächste, ohne dass greif-
bare Ergebnisse erzielt werden. Das 
2-Grad-Ziel der globalen Tempera-
turänderung gegenüber dem vor-
industriellen Niveau ist wohl nicht 
mehr erreichbar. Die Weltbank er-
rechnete, dass die Erderwärmung 
auf mehr als 4 Grad Celsius hinaus-
laufen wird, wenn erst ab 2020 die 
CO2-Emissionen gesenkt werden. 
Die Unternehmensberatung PWC 
errechnete eine Erderwärmung um 
6 Grad Celsius in diesem Jahrhun-
dert. 

2012 endet das erste Kyoto-Pro-
tokoll. Damit werden die Preise im 

internationalen Emissionshandel 
und so auch die CDM-Mechanis-
men zur Klimaschutzkooperation 
zwischen Industrie- und Entwick-
lungsländern zusammenbrechen. 
Es wäre sinnvoll, den Emissions-
handel neu zu starten und alte 
Emissionsrechte vollständig verfal-
len zu lassen.

Einige Länder haben ärmeren 
Staaten kurzfristig Geld für den 
Einsatz klimafreundlicher Energi-
en und die Anpassung an den Kli-
mawandel zugesagt. Dazu zählen 
Deutschland mit jeweils 1,8 Milli-
arden Euro für 2013 und 2014 und 
Großbritannien mit insgesamt 2,2 
Milliarden Euro. Unklar bleibt, wie 
der Gesamtbetrag auf 100 Milliar-
den Dollar (77 Milliarden Euro) 
gesteigert werden soll, die ab 2020 
jährlich versprochen worden sind. 

Wichtige Auswege aus der Kli-
makatastrophe sind der Ausbau 
des Anteils der Erneuerbaren Ener-
gien an der Stromerzeugung, der 
in Deutschland bereits etwa 25 % 
ausmacht. Die Energieeffi  zienz 
muss schneller gesteigert werden. 
Eine Einsparung von 40 % CO2 im 
Bereich der Wärmeversorgung und 
auch im Bereich der Mobilität ist 
erreichbar.                     n

Der Klimagipfel
von Doha

Die Deutschen verlieren
Lust auf Kinder 
In Deutschland werden immer 
weniger Kinder geboren und im 
globalen Vergleich ist der Anteil 
dauerhaft kinderloser Frauen 
einer der höchsten. Die Untersu-
chung „(Keine) Lust auf Kinder?“ des Bundesinstituts 
für Bevölkerungsforschung (BiB) liefert eine diff eren-
zierte Analyse dieser Entwicklung. Es zeigt sich, dass 
die Ursachen vielschichtig sind und sich nicht auf die 
ökonomische Situation reduzieren lassen, sondern dass 
auch soziale und kulturelle Faktoren wichtig sind. Es 
existiert eine große regionale Vielfalt zwischen West 
und Ost sowie zwischen Stadt und Land. Für die Ver-
wirklichung von Kinderwünschen spielen individuelle 
Einstellungen eine entscheidende Rolle. Daher geht die 
Studie auch der Frage nach, welche Bedeutung Familie 
und Kinder haben und welche Vorstellungen über das 
Leben mit Kindern und die gesellschaftliche Anerken-
nung von Elternschaft existieren. 

»  www.bib-demografi e.de  Veröff entlichungen 
Broschüren

Autofahren mit 2.000 Euro
pro Jahr subventioniert 
Mit dem vom ADAC oft bemühten 
Bild vom „Autofahrer als Melkkuh 
der Nation“ räumt eine Studie des 
Verkehrswissenschaftlers Udo Be-
cker gründlich auf. Sie kommt zu 
dem Ergebnis, dass der Autoverkehr für unsere Gesell-
schaft ein teures Zuschussgeschäft ist. In der EU ver-
ursacht jedes angemeldete Auto jährlich Kosten von 
durchschnittlich 1.600 Euro, in Deutschland gar mehr 
als 2.000 Euro. Der Betrag errechnet sich aus den Folge-
kosten von Autounfällen, Lärm, Schadstoff ausstoß und 
anderen Umweltschäden. Die Datenbasis stammt aus 
zahlreichen anderen Studien, die in den letzten Jahren 
in europäischen Ländern erstellt wurden. An die Ad-
resse der Politik geht die Empfehlung, künftig die ex-
ternen Kosten des Autoverkehrs regelmäßig zu schätzen 
und „sanfte Wege zur Einbeziehung dieser Kosten in 
die Verkehrspreise“ zu fi nden.

»  www.tu-dresden.de  Suche: „Autos in der EU-27“

Uranmunition schädigt
Gesundheit massiv
Die gesundheitlichen Schädigungen 
durch Uranmunition sind für Zivil-
bevölkerung, Soldaten und Umwelt 
gravierend. Das ist das Ergebnis 
einer Studie der „Internationalen 
Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in so-
zialer Verantwortung e. V.“ (IPPNW). Die Organisation 
fordert deshalb die internationale Ächtung von Uran-
munition. Armeen nutzen sie, um damit Panzer oder 
Bunker zu zerstören. Uran entfaltet aufgrund seiner 
extrem hohen Dichte eine größere Durchschlagskraft 
als konventionelle Munition – und erhitzt sich nach ei-
nem Treff er extrem und zerfällt dabei zu feinem Staub. 
Es entsteht Uranoxid-Aerosol mit Partikelgrößen im 
Nanobereich, das sich weiträumig verteilen kann. Über 
die Atemluft, das Wasser und die Nahrungskette ge-
langt es in den menschlichen Körper, lagert sich dort ab 
und erzeugt Krebserkrankungen. Im Irak, wo Uranwaf-
fen 1991 und 2003 eingesetzt wurden, berichten Ärzte 
über den alarmierenden Anstieg schwerer Fehlbildun-
gen bei Neugeborenen. 

»  www.kurzlink.de/uranmunition 

Rechtsextreme Einstellungen 
weit verbreitet
Die Studie „Die Mitte im Um-
bruch“ der Friedrich-Ebert-Stif-
tung (FES) untersuchte die Ver-
breitung rechtsextremer Haltun-
gen. Demnach ist eine ausländer-
feindliche Einstellung in Deutsch-
land weit verbreitet und liegt bei 25 %. Ein geschlossenes 
rechtsextremes Weltbild besteht bei 9 %. Gleichzeitig 
liegt die grundsätzliche Zustimmung zur Demokratie 
als Staatsform aber bei 95 %. Einzelnen islamfeindli-
chen Aussagen stimmten bis zu 60 % der Befragten zu.

»  www.fes-gegen-rechtsextremismus.de/pdf_12/mitte-im-
umbruch_www.pdf 

Fukushima-Betreiber spielte Risiken herunter 
Mehr als eineinhalb Jahre nach dem Atomunglück von 
Fukushima hat die Betreibergesellschaft Tepco die be-
wusste Verharmlosung der Gefahren eingeräumt. Das 

Umwelt & Gesellschaft  von Ulrich BrehmeÖkolumne  von Ulrich Brehme
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Unternehmen erklärte in einem Bericht, das Risiko 
heruntergespielt zu haben, um eine Schließung des 
Atomkraftwerks aus Sicherheitsgründen zu vermeiden. 
Wären vor dem Unglück weitreichende Sicherheits-
maßnahmen angeordnet worden, so hätte dies den Ein-
druck erweckt, Atomkraftwerke seien nicht sicher.

»  www.tagesschau.de/ausland/fukushima718.html 

Oettinger fordert  
Zwangshaftpflicht für AKWs

Ein Stresstest hat zahlreiche Sicherheitsmängel der eu-
ropäischen Atomkraftwerke offenbart. Als Reaktion da-
rauf fordert EU-Energiekommissar Günther Oettinger 
nun, die Betreiber müssten sich per Haftpflicht gegen 
Atomunfälle versichern. Zugleich drängte Oettinger die 
Mitgliedsstaaten dazu, bis 2014 ein Entsorgungskon-
zept für Atommüll vorzulegen – „ohne Exporte aus der 
EU“. Fast alle der 145 Reaktoren in den EU-Ländern 
haben dem Stresstest zufolge Sicherheitslücken. Um 
die Mängel zu beheben, müssten die Betreiber EU- 
weit zwischen 10 und 25 Mrd. Euro investieren. Vor-
schreiben kann Brüssel diese Nachrüstung allerdings 
nicht.

»  www.klimaretter.info  Suchbegriff: Zwangshaftpflicht 

Armut entspricht nicht der  
Regierungsmeinung 
Die Bundesregierung hat ihren Armuts- und Reich-
tumsbericht in einigen Passagen entschärft. Die Aus-
sage „Die Privatvermögen in Deutschland sind sehr 
ungleich verteilt“ ist in dem überarbeiteten Text nicht 
mehr enthalten. Auch Aussagen zur Lohnentwicklung 
fehlen. In der ersten Fassung hatte noch gestanden, dass 
„die Lohnentwicklung im oberen Bereich positiv stei-
gend war“, die unteren Löhne in den vergangenen zehn 
Jahren aber „preisbereinigt gesunken“ seien und dass 
manchen Alleinstehenden mit Vollzeitjob der Stunden-
lohn nicht für die Sicherung des Lebensunterhalts rei-
che. Jetzt heißt es nur noch, dass dies die Armutsrisiken 
verschärfe und „kritisch zu sehen“ sei. 

Der Satz „Allerdings arbeiteten im Jahr 2010 in 
Deutschland knapp über vier Millionen Menschen 
für einen Bruttostundenlohn von unter sieben Euro“ 
wurde gestrichen. Der Bericht, den das Bundesarbeits- 
ministerium alle vier Jahre erstellt, war Mitte September 
an die anderen Ressorts gegangen. Wirtschaftsminister 
Philipp Rösler hatte zur ersten Fassung gesagt, diese 
entspräche nicht „der Meinung der Bundesregierung“.

»  www.tagesschau.de/inland/armutsbericht106.html 

Franz Stadler ist  
2. Bürgermeister in Wildenberg

ÖDP-Mitglied Franz Stadler 
wurde in einer spannenden 
Abstimmung per Los im Ok-
tober zum 2. Bürgermeister 
der Gemeinde Wildenberg 
gewählt. Wildenberg hat 
rund 1300 Einwohner und 
liegt im Regierungsbezirk 
Niederbayern. Wir gratulie-

ren ganz herzlich!

Dirk Uehlein ist neuer Vorsitzender des ÖDP-
Bundesarbeitskreises Christen und Ökologie

Die Vertreter des Arbeitskrei-
ses wählten den 44-jährigen 
Steuerberater Dirk Uehlein 
zum neuen Vorsitzenden. 
Stellvertreter wurde Martin 
Weinmann, zu den Beisit-
zer wurden Dieter Nießner,  
Herbert Alexander Gebhardt 
und  Ingulf-Michael Andres 
gewählt. 

Die nächste Herausfor-
derung für den Arbeitskreis 

wird die Teilnahme am evangelischen Kirchentag An-
fang Mai in Hamburg sein.

»  Kontakt: bakchristen@oedp.de

Der neue Vorsitzende des 
Arbeitskreises Christen und 
Ökologie: Dirk Uehlein

Eine pfiffige Idee im Wahlkampf: das „Gero-Mobil“

Neues aus der ÖDP  von Florence von Bodisco

„Gero-Mobil“: Mobil im Wahlkampf

Mit einem ungewöhnlichen Fahrzeug macht die ÖDP 
in Niedersachsen Wahlkampf. Gero Satorius, Spitzen-
kandidat zur Bundestagswahl, steht regelmäßig in den 
niedersächsischen Fußgängerzonen, um für die ÖDP 
zu werben. Dabei wird er von dem nach ihm benann-
ten „Gero-Mobil“ begleitet, das auffällt und ganz ohne 
Motor auskommt. 

»  Kontakt: www.ödp-niedersachsen.de

Franz Stadler

„Dino des Jahres 2012“ geht an: Ilse Aigner

Der Naturschutzbund (NABU) zeichnete Bundesland-
wirtschaftsministerin Ilse Aigner als „Dinosaurier des 
Jahres 2012“ aus. Sie erhält den Negativpreis für ihre 
rückwärtsgewandte Klientelpolitik, die den Prinzipien 
einer nachhaltigen und zukunftsfähigen Politikgestal-
tung widerspricht. „Dies betrifft insbesondere ihr Fest-
halten an einer umweltschädlichen Agrarpolitik und 
ihr enttäuschendes Engagement für ein besseres Tier-
schutzgesetz“, sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke. 
Hinzu kommt ihre Blockade bei der Neugestaltung ei-
nes umweltverträglicheren Jagdrechts sowie ihr fehlen-
des Engagement für eine nachhaltigere Fischereipolitik. 
„Im Bereich Landwirtschaft finden bei Frau Aigner im 
Wesentlichen die Wünsche der Agrarindustrie und des 
Bauernverbandes Gehör. Wir sind auf dem besten Weg, 
die Brüsseler Milliardenzahlungen an den Agrarsektor 
bis zum Ende des Jahrzehnts zu zementieren“, kritisiert 
Tschimpke. Jedes Jahr fließen rund 57 Mrd. Euro gieß-
kannenartig in die europäische Landwirtschaft, wo-
bei immer noch Betriebe gefördert werden, die durch 
großflächigen Maisanbau, Pestizideinsatz und Massen-
tierhaltung der Umwelt schaden. Die ausführliche Be-
gründung für die Preisvergabe steht im Internet zum 
Download bereit.

»  www.nabu.de  Aktionen & Projekte  Dino des Jahres

Internetportal für „Seitenwechsler“
Eben noch Politiker, jetzt schon Lobbyist – wie durch 
eine Drehtür wechseln immer wieder Spitzenpolitiker 
in die Lobbyabteilungen von Unternehmen oder Ver-
bänden. Dadurch kaufen sich die Interessengruppen 
einen direkten Draht zur Politik ein. Der Ex-Politiker 
kennt seine ehemaligen Kollegen und weiß „wie der 
Hase läuft“. Dabei stellt sich immer wieder die Frage, 
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ow ob Politiker schon während ihrer Amtszeit Entschei-
dungen im Hinblick auf spätere lukrative Jobs treffen. 
Ein prominenter Fall war Ex-Kanzler Gerhard Schröder, 
der sich in seiner Regierungszeit für den Bau einer Gas-
pipeline von Russland nach Deutschland einsetzte und 
nach seiner Abwahl zum ausführenden Unternehmen 
wechselte. Doch das ist nur die „Spitze eines Eisbergs“. 
Die „Seitenwechsler“ der Bundesregierungen und der 
Europäischen Union sind nun auf einem Internetpor-
tal der Organisation LobbyControl zu finden – zeitlich 
und alphabetisch geordnet.

»  www.lobbypedia.de  Seitenwechsel

|  UMSCHAU 

Fo
to

: L
an

de
sv

er
ba

nd
 N

ie
de

rs
ac

hs
en



8 ÖkologiePolitik  Nr. 157  2013 9ÖkologiePolitik  Nr. 157  2013

Energiemarkt 
Dr. Aribert Peters, 
Leonora Holling 
Energie für Verbraucher
So sparen Sie Geld und 
kommen zu Ihrem guten Recht
Bund der Energieverbraucher, 
August 2012
304 Seiten, 12.80 Euro
978-3-9813662-1-1

Durch eine Reihe neuer Gesetze und Verordnungen ist 
der Markt für Strom, Gas, Fernwärme und Flüssiggas 
kompliziert geworden. Dieses Buch informiert gründ-
lich, aber sehr verständlich und mit vielen Beispielen 
über den Energiemarkt. Es bietet eine Orientierung in 
der Vielfalt der Anbieter, Tarife und gesetzlichen Rege-
lungen. Dabei werden auch praktische Probleme wie 
Recht auf Versorgung, Preiserhöhungen, Versorgungs-
sperren und fi nanzielle Hilfen für Energie behandelt, 
die den Ratgeber zu einer unentbehrlichen Lektüre 
für Kommunalpolitiker und Sozialhelfer, aber auch 
für private Energieverbraucher machen. Der Bund der 
Energieverbraucher berücksichtigt in seinen Veröff ent-
lichungen stets auch die ökologischen und sozialen 
Aspekte. Das macht ihn zu einer wertvollen Informa-
tionsquelle, die sich wohltuend von den vielen rein 
wirtschaftlich orientierten Veröff entlichungen zu die-
sem Thema abhebt.           (kb)

Lobbyismus I
Klaus Buchner
Unser Land unterm Hammer
Wer regiert uns wirklich?
Tao.de, November 2012
116 Seiten, 12.99 Euro
978-3-95529-015-3

Wer zieht im Hintergrund die 
Fäden? Dieser Frage geht der 
ehemalige ÖDP-Bundesvorsit-
zende, Prof. Dr. Klaus Buchner, 
in seinem Buch „Unser Land unterm Hammer. Wer re-
giert uns wirklich?“ nach. Zunächst schreibt Buchner 
über die Entstehung der Bundesrepublik Deutschland 
und auch der Europäischen Union (EU). Gerade der 

EU wirft er Demokratiedefi zite vor und fordert, „dass 
das Wohl der Bürger Vorrang vor den Interessen des 
Kapitals haben muss“. In den nächsten Kapiteln geht 
es anhand von Beispielen um die Einfl ussnahme der 
Lobbyisten auf die Politik. 

Ein Beispiel, das Buchner herausgreift, ist die Mas-
sentierhaltung. Hier fragt er, ob die Politiker, die der 
Massentierhaltung keinen Riegel vorschieben, sich 
wirklich dem Bürger verpfl ichtet fühlen oder nur der 
Agrarindustrie. Weiter beschäftigt sich Buchner mit der 
Euro-Krise, beleuchtet die Hintergründe und warnt vor 
einer Infl ation, die die sozial Schwachen und die Mit-
telschicht besonders treff en würde. Im Schlusskapitel 
wirft der Autor die Frage auf, wie wir den Problemen 
begegnen sollten. Einen Lösungsweg sieht er in der 
Ausweitung der Demokratie, einen weiteren in der For-
derung nach mehr sozialer Gerechtigkeit. Außerdem 
betont Buchner die Wichtigkeit des Friedens. 

Besonders hervorzuheben an diesem lesenswerten 
Buch ist die Tatsache, dass sich Buchner nicht nur mit 
der Darstellung von Problemen begnügt, sondern auch 
immer wieder positive Visionen und Lösungswege ent-
wirft.              (fb)

Lobbyismus II
Ines Pohl (Hrsg.)
Schluss mit Lobbyismus! 
50 einfache Fragen, auf die es
nur eine Antwort gibt
Westend, 2012
224 Seiten, 14.99 Euro
978-3-86489-024-6

50 Beispiele von Lobbyis-
mus decken die Autorinnen 
und Autoren des Buches 
„Schluss mit Lobbyismus!“ 
auf. Herausgeberin des Sam-
melbandes ist Ines Pohl, Chefredakteurin der tageszei-
tung (taz). Ob es um direkte Einfl ussnahme auf Politi-
ker geht, wie bei Firmenspenden an Parteien, oder ob 
das Ganze eher versteckt abläuft – Lobbyisten wissen, 
wo sie ansetzen müssen, um ihre Ziele zu erreichen. 
Warum ist z. B. ausgerechnet die Luftfahrt von der Ke-
rosinsteuer befreit? Zum einen gibt es durchaus Nähe 
diverser Politiker zur Luftfahrtindustrie, zum anderen 
gründeten die Airlines einen starken Lobbyverband, 
der seine Arbeit fl eißig macht. Der Grund, warum es 
immer noch keine Kerosinsteuer gibt, ist laut Autor 
Bernd Müllender folgender: „Seit Jahrzehnten blockt 

die Allianz aus konservativen Verbänden und den gro-
ßen Mehrheiten in der Politik ab.“ 

Ebenfalls aufschlussreich ist das Kapitel der Autorin 
Gaby Sohl über die Verabreichung von Psychopharma-
ka an Kinder. Pharmafi rmen, so Sohl, hätten über diver-
se PR-Kanäle die Möglichkeit, Kinderärzte und Eltern 
für ihre Argumente zu gewinnen. Im Jahr 2006 wurden 
Schätzungen zufolge bis zu 100.000 Kinder in Deutsch-
land mit ADHS-Medikamenten behandelt. ADHS 
(Aufmerksamkeits-Defi zit-Syndrom) wird schnell dia-
gnostiziert, wenn Kinder den in sie gesetzten Erwar-
tungen nicht entsprechen. Gängiges Medikament ist 
das mittlerweile recht bekannte Ritalin. Die Autorin 
wörtlich: „Das ‚Ghost Management‘ der Pharmafi rmen 
im Hintergrund bedient ein großes Spektrum: Sie be-
zahlen gewiefte PR-Agenturen für fachwissenschaftlich 
daherkommendes Säusel-Marketing, das gefährliche 
Nebenwirkungen ganz verschweigt oder schönredet 
und Kritiker diff amiert oder lächerlich macht.“

Fazit des Buches: Wer es liest, wird auf jeden Fall 
sensibilisiert für die üblen Machenschaften der Lob-
byisten und schaut genauer hin, wer im Hintergrund 
welche Ziele verfolgt.            (fb)

Finanzkrise
Günther Moewes
Dilettantismus oder
Komplizenschaft?
und „Das kleine Lexikon
der ökonomischen 
Sprachtäuschung“
PAD, Juni 2012
60 Seiten, 5.00 Euro
978-3-88515-246-0

Was uns als sogenannte „Eu-
rokrise“, „Finanzkrise“ oder „Schuldenkrise“ prä-
sentiert wird, ist für Günther Moewes vor allem eins: 
eine Verteilungskrise. Die Ursache aller Krisen sieht 
er in den immer gewaltigeren privaten Geldvermö-
gensüberschüssen einer kleinen Oberschicht. Und 
fast alle von den Regierungen ergriff enen Maßnah-
men – egal ob „Rettungsschirme“ oder „Rettungs-
fl utungen“ – haben stets eins gemeinsam: Sie ver-
größern die Umverteilung von unten nach oben,
von den Bevölkerungen an die Finanzoligarchen.

Die wichtige Rolle der Begriff e und Sprachregelun-
gen bei der Vernebelung von Ursachen und der Durch-
setzung von Scheinlösungen zeigt Moewes mit einem 
Glossar.               (gh) 

BITTE PROTESTIEREN !  von Edgar Guhde

Island will EU-Naturschutz-
gesetze aufweichen
Schreiben Sie bitte an:
Štefan Füle | European Commissioner for
Enlargement and Neighbourhood Policy
200, Rue de la Loi | B-1049 Brussels (Belgium) 
http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/fule/ 

Sehr geehrter Herr Kommissar Füle, 
bei den Verhandlungen zum Beitritt zur EU hat die 

Regierung von Island die Änderung verschiedener euro-
päischer Naturschutzrichtlinien gefordert. Neben dem 
Walfang soll die Jagd auf europaweit streng geschützte 
Alkenvögel sowie der Fang von Papageitauchern zur 
Brutzeit und die Entnahme von Eiern aus Seevogelko-
lonien auch nach einem Beitritt Islands zur EU fortge-
führt werden.

Der Schutz von Walen und Seevögeln gehört zu den 
Umweltstandards, auf die sich alle Europäer geeinigt 
haben. Die Jagd auf diese Arten – vor allem während 
der Fortpfl anzungsperiode – kann nicht nachhaltig sein 
und widerspricht deshalb den Zielen der FFH-Direktive 
sowie der Europäischen Vogelschutzrichtlinie. Ich bitte 
Sie deshalb, sich dafür einzusetzen, dass Island seine 
Jagdgesetzgebung an die in der EU anpasst und nicht 
umgekehrt! 

Mit freundlichem Gruß

Dear Commissioner Füle,
in the course of the negotiations for its accession to 

the European Union the Government of Iceland has 
demanded amendments to various European nature 
conservation guidelines. After its accession to the EU, in 
addition to whale hunting, Iceland wishes to continue 
with hunting of strictly protected Auk species, the trap-
ping of Puffi  ns during the breeding season, as well as the 
taking of eggs from seabird colonies.

The conservation of seabirds and whales is an in-
tegral part of the environmental standards agreed by 
all EU member states. Hunting of these protected avian 
and mammal species, especially during the reproduc-
tion phase, can in no way be considered sustainable and 
therefore contradicts the objectives of both the EU Birds 
and Habitats Directives. I urge you to use the powers 
of your offi  ce to ensure that, as a prerequisite to acces-
sion, Iceland’s hunting legislation is amended to meet 
EU conservation requirements, and not the other way 
round!

Yours sincerely

|  UMSCHAU 

Bücher
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verband von Ernst Burgbacher, der 
als Staatssekretär im Wirtschafts-
ministerium mittelbar an Waff en-
exportgenehmigungen beteiligt ist. 
Die Staatsanwaltschaft in Stuttgart 
mochte da nicht an Zufall glauben 
und machte im Winter 2011 bei ei-
ner Razzia interne Firmenmails 
dingfest, die den Verdacht erhär-
teten: Heckler & Koch wollte mit 
dem Geld für Burgbachers Kreisver-
band die Chancen verbessern, wie-
der ungestört Waff en nach Mexiko 
zu verkaufen.

Ähnlich raffiniert agierte der 
Konzern Gauselmann, der mit 
Spielautomaten mehr als eine Milli-
arde Euro Jahresumsatz macht. Weil 
Politiker immer mal wieder Verbote 
des Spielautomatenbusiness ins 
Gespräch bringen, baute der Kon-
zern vor. Über die Jahre spendeten 
leitende Konzernmitarbeiter eine 
Million Euro an Union, SPD, FDP 

August Baron von Finck ver-
fügt über ein Vermögen 
von mehr als acht Milliar-

den Euro. Zu seinem Imperium
zählen Technologiekonzerne, Ma-
schinenbaufirmen und die Hotel-
gruppe Mövenpick. Gelegentlich 
beliebt es dem Baron, ihm genehme 
politische Kampagnen mit Geld zu 
bedenken. So unterstützte er in den 
Neunzigerjahren die Kampagne 
gegen die Einführung des Euro, be-
kanntlich ohne Erfolg. Als deutlich 
wirkungsvoller erwies sich der Ein-
satz von Mitteln der Substantia AG, 
die zu Fincks Firmengruppe gehört. 
Diese zahlte 2008 und 2009 insge-
samt 1,1 Millionen Euro an die FDP. 
Auch die CSU profitierte von zwei 
Spenden aus dem Hause Finck, Vo-
lumen: 820.000 Euro.

Das zahlte sich aus. Denn 
nachdem Schwarz-Gelb 2009 die 
Bundestagswahl gewonnen hatte, 
machten sich Liberale und CSU 
als erstes für eine deftige Senkung 
des Mehrwertsteuersatzes auf Ho-
telübernachtungen von 19 auf 7 % 
stark. Davon profitierte direkt ein 
Unternehmen wie Mövenpick, das 
in Deutschland vierzehn florierende 
Hotels betreibt.

Das alles war ganz legal. Denn in 
Deutschland dürfen Unternehmen 
politischen Parteien unbegrenzt mit 
Geld unter die Arme greifen. Ein 
direkter Zusammenhang zwischen 
den Schecks und der für Mövenpick 
recht erfreulichen Steuersenkung 
lässt sich natürlich nicht nachwei-
sen. Doch gerade dieses Diff use, 
die indirekte Wirkung von Partei-
spenden durch Großunternehmen, 
ist bedrohlich für die Demokratie. 
Denn deren Glaubwürdigkeit zer-
fällt, wenn sie käuflich erscheint.

Beispiel zwei: Die Waff enfirma 
Heckler & Koch spendierte der 
FDP zwischen 2009 und 2011 
20.000 Euro. Auch das schien völlig 
legal zu sein. Allerdings gab es eine 

verdächtige Stückelung in 5.000-
Euro-Überweisungen, off enbar um
die Veröff entlichungspflicht zu um-
gehen, die für Spenden über 10.000 
Euro im Jahr gilt. Heckler & Koch 
ist direkt von politischen Entschei-
dungen abhängig: Waff enexporte 
müssen in Deutschland von der Re-
gierung genehmigt werden. Und die 
schwäbische Waff enfabrik, die laut 

Wikipedia an 88 Länder, darunter 
übrigens auch Griechenland, lie-
fert, verdiente von 2005 bis 2010 viel 
Geld mit dem Verkauf von Sturm-
gewehren nach Mexiko. 2010 unter-
band das Wirtschaftsministerium 
den lukrativen Deal. Daraufhin 
spendete Heckler & Koch an die 
Liberalen – und zwar direkt an die 
FDP Tuttlingen. Das ist der Kreis-

und Grüne, in kleinen Tranchen. 
Das Geld tauchte in Rechenschafts-
berichten der Parteien daher nicht 
auf – die Zahlungen lagen unter 
der 10.000-Euro-Grenze, ab der die 
Veröff entlichungspflicht gilt.

Diese drei Fälle sind spekta-
kulär. Es mögen Einzelfälle sein –
aber sie verdeutlichen ein generel-
les Problem. Wenn mächtige Pri-
vatleute oder große Unternehmen 
politischen Parteien Geld schen-
ken, dann geschieht dies nicht im-
mer aus reiner, selbstloser Liebe zu 
Demokratie und Parlament. Vieles 
bewegt sich in einer Grauzone zwi-
schen gezielter und damit justizi-

abler Einflussnahme wie im Fall 
Heckler & Koch und nicht minder 
problematischen Versuchen, Ent-
scheidungsträger mit Geld zu be-
denken, die zufällig über Dinge 
befinden, die die vitalen Interessen 
der spendenden Unternehmen be-
treff en, wie im Fall Mövenpick.

Die deutsche Politik tut sich seit 
Jahrzehnten ausgesprochen schwer 
damit, dem mit einem klaren Re-
gelwerk beizukommen. Einige De-
tails wurden zwar 2002 verändert. 
So müssen seitdem Spenden über 
50.000 Euro zügig vom Bundestag 
veröff entlicht werden. Doch das 
Grundproblem ist ungelöst. Von 
ausreichender Transparenz, die 
mögliche Einflussnahmen zumin-
dest sichtbar macht, kann noch 
längst keine Rede sein.

Dabei ist all das schon lange 
bekannt. 2001 mahnte die unab-
hängige „Rau-Kommission“ Ände-
rungen an – etwa beim Spon-
soring, das oft nur vertuschte 
Parteienfinanzierung ist. Unterneh-

men und Parteien nutzen Sponso-
ring – zum Beispiel mit völlig über-
teuerten Standmieten von Firmen 
auf Parteitagen –, um ein klandes-

tines Geschäft zu machen. Das ist 
ein guter Deal für beide Seiten: Die 
Firmen können die Ausgaben, an-
ders als bei Parteispenden, von der 
Steuer absetzen. Die Parteien müs-
sen die Sponsoren (oder vielmehr 
Spender) nicht off enlegen und dür-
fen solche Einkünfte in ihren Re-
chenschaftsberichten in der Rubrik 
Sonstiges verstecken.

Doch passiert ist in Sachen 
Sponsoring seit zehn Jahren nichts. 
Deutschland ist wegen dieser la-
xen Parteispendenpraxis sogar ins 
Visier der EU geraten. Die Anti-
Korruptionsinstitution des Europa-
rats GRECO fordert von der Bun-
desregierung seit Langem endlich 
wirksame Gesetze gegen geheime 
Spenden per Sponsoring und eine 
Veröff entlichungspflicht auch für 
niedrigere Spenden – damit das 
Stückeln zumindest schwieriger 
wird. Doch Bundesregierung und 
Parlament tun wenig. Die Lage in 
Deutschland, so GRECO 2012, ist 
„allgemein unbefriedigend“.

Parteispenden

Der Kauf politischer 
Entscheidungen

Immer wieder stellt sich heraus: Großspender kaufen politische
Entscheidungen. Da stellt sich natürlich die Frage:  Warum dürfen 
dann ausgerechnet die Parteien über ihre Spenden entscheiden?

von Stefan Reinecke

In Deutschland dürfen
Unternehmen politischen Parteien unbegrenzt

mit Geld unter die Arme greifen.

Ines Pohl (Hrsg.)

Schluss mit
Lobbyismus
50 einfache Fragen, 
auf die es nur eine
Antwort gibt.
Westend, 2012
224 Seiten, 14.99 Euro
978-3-86489-024-6
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Der Artikel wurde dem Buch „Schluss 
mit Lobbyismus“ von Ines Pohl (Hg.) ent-
nommen. Wir bedanken uns beim Verlag 
Westend für die Abdruckgenehmigung.

Dass es, zumindest theoretisch, 
auch anders geht, zeigt das Beispiel 
Frankreich. Dort sind seit einigen 
handfesten Skandalen Spenden 
von Firmen an Parteien seit 1995 
generell verboten. Praktisch sieht 
die Sache indes weniger leuchtend 
aus. Es mangelt an ausreichend aus-
gestatteten Kontrollinstanzen und 
der Erfindungsreichtum von Par-
teien und Unternehmen, Verbote 
im Graubereich des Halblegalen zu 
umkurven, ist ungebremst.

Die Frage lautet: Warum gibt es 
hierzulande kein ordnungsgemäß 
überwachtes Verbot von Unterneh-
mensspenden? Warum fordert nur 
die Linkspartei ein Totalverbot von 
Firmenspenden? Was hindert die 
Parteien daran, das Naheliegende 
zu tun?

Die einfach Antwort darauf lau-
tet: Es ist das Geld selbst. Bei der 
FDP machen die Spendeneinnah-
men ein Drittel des Budgets aus. 
Bei Union und SPD liegt die Quo-
te niedriger. Doch in Zeiten rapide 
sinkender Mitgliederzahlen sind 
gerade die Volksparteien notorisch 
klamm. Es entspricht schlicht der 

Logik der Apparate, sich selbst zu 
erhalten. Zudem ist es für Parteien 
nicht einfach, andere Finanzquel-
len aufzutun. Wenn sie mehr Geld 
pro Wähler fordern, werden sie als 
Selbstversorger auf Staatskosten 
gegeißelt und regelmäßig mit einer 
denkbar miesen Presse bestraft.

Auch der zweite Grund ist ba-
nal: Über die Spenden an Parteien 
entscheiden – genau: die Parteien 
selbst. Sie entscheiden damit eine 
höchst sensible Frage, die ihre eige-
ne Existenz und Interessenslage di-
rekt tangiert. Man könnte meinen, 
dass eine unabhängige Kommis-
sion der Königsweg sei, um diesen 
Konstruktionsmangel elegant zu 
beheben. Doch die gab es 2001 mit 
der Rau-Kommission schon mal. 
Fundamentales geändert hat sich 
seitdem nicht.

Das Einzige, was gegen die Me-
salliance von Privatwirtschaft und 
Politik hilft, ist off enbar Öff entlich-
keit. Nachdem bekannt wurde, wie 
lässig Ex-Bundespräsident Wulff  
Privates und Öff entliches vermischt 
hatte, gingen die Spenden- und 
Sponsorenaktivitäten von Groß-

spendern wie BMW 2012 erstmals 
zurück. Denn der Deal zwischen 
Unternehmen und Parteien lohnt 
sich nur, wenn darüber nichts Un-
freundliches in der Zeitung steht. 
Ansonsten drohen beide, sich mit 
Spendenaff ären ihren Ruf zu rui-
nieren. Es mag etwas appellativ und 
nach jenen Zeiten klingen, als wir 
noch ganz und gar auf die Kraft der 
Aufklärung vertrauten: Die wirk-
samste Waff e gegen die gefährliche 
Nähe zwischen Unternehmen und 
Parteien ist: kritische Publizität. 
Also, mehr davon!                   n

Nebeneinkünfte von Abgeordneten 

Peer Steinbrück
ist kein Einzelfall 

Viele Bundestagsabgeordnete erzielen Nebeneinkünfte, die deutlich über ihren Diäten liegen.
Das ist bedenklich und wirft Fragen auf: Welche Leistung erhalten die Bürger für das von ihnen gut 
entlohnte Abgeordnetenmandat? Und welche „Leistungen“ erbringen die Abgeordneten für ihre 
Nebeneinkünfte? 

von Martin Reyher

D ie hitzige Diskussion um 
die Nebenverdienste von 
SPD-Kanzlerkandidat Peer 

Steinbrück lenkte davon ab, dass es 
im Bundestag noch sehr viel mehr 
Spitzenverdiener gibt, die sich ihre 
Abgeordnetendiät außerhalb des 
Parlaments aufbessern. Wie viel sie 
dabei genau verdienen, ist schwer 
zu sagen, denn die Höhe ihrer
Nebeneinkünfte müssen Bundes-
tagsabgeordnete bisher nur pau-
schal in drei Verdienststufen ange-
ben: zwischen 1.000 und 3.500 Euro 
(Stufe 1), bis 7.000 Euro (Stufe 2) 
und über 7.000 Euro (Stufe 3). 

Abgeordnetenwatch.de hat bei-
spielhaft von zehn Abgeordneten 
die Nebeneinkünfte seit Beginn der 
aktuellen Wahlperiode im Herbst 
2009 berechnet. In einigen Fällen 
ist es gelungen, die genaue Höhe 
eines Nebenverdienstes zu ermit-
teln, so bei Mitgliedschaften in 
Aufsichtsräten, deren Vergütungen 
in den Geschäftsberichten der Un-
ternehmen aufgeführt sind. Die er-
rechneten Summen sind allerdings 
wegen des Drei-Stufen-Systems le-
diglich Mindestbeträge. Die tat-
sächlichen Einkünfte der Abgeord-
neten dürften weitaus höher liegen.

Nehmen die Abgeordneten
ihr Mandat ernst?
Wie hoch sind die Nebeneinkünf-
te? Wer diese Frage als billigen 
Neidrefl ex abtut, lenkt vom ei-
gentlichen Problem ab. Das lautet: 
Wie ernst nimmt ein Abgeordneter 
seinen Fulltime-Job im Deutschen 
Bundestag eigentlich? An der ge-
nauen Höhe der Nebeneinkünfte 
ließe sich jedenfalls ablesen, ob 
Bundestagsabgeordnete die Regeln, 
die sie selbst aufgestellt haben, auch 
einhalten:
n Steht die Ausübung des Mandats 
tatsächlich „im Mittelpunkt der Tä-
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Stefan Reinecke, geboren 1959, studierte 
Germanistik und Politik und ist seit 
fünfzehn Jahren als Redakteur und Pu-
blizist in Berlin tätig, u. a. als Redakteur 
beim Tagesspiegel und bei der taz, für die 
er derzeit als Autor arbeitet. 

Kontakt: www.taz.de
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tigkeit“, wie es das Abgeordnetenge-
setz verlangt? 
n	 Erbringt ein Abgeordneter tat-
sächlich eine „angemessene Gegen-
leistung“ für das Geld, das er mit 
einer Nebentätigkeit verdient? 
n	 Kommt ein Abgeordneter tat-
sächlich der Verpflichtung aus der 
Bundestagsgeschäftsordnung nach 
und nimmt „an den Arbeiten des 
Bundestages“ teil, also insbeson-
dere an Plenar- und Ausschusssit-
zungen? 

CDU/CSU und FDP haben 
kürzlich Pläne für ein zehnstufiges 
System vorgelegt, das aus ihrer Sicht 
für ausreichend Transparenz bei 
den Nebeneinkünften sorgen soll. 
Doch mit der neuen Regelung las-
sen sich auch weiterhin große Teile 
der tatsächlichen Nebeneinkünfte 
verschleiern. Zeigen lässt sich dies 
am Beispiel des Bundestagsabge-
ordneten und früheren Forschungs-
ministers Heinz Riesenhuber. Al-
lein aus vier Aussichtsrats- und drei 
Verwaltungsratsposten nahm er 
298.500 Euro ein, müsste aber nur 
210.000 Euro angeben.

298.500 Euro – das ist deutlich 
mehr, als seine Abgeordnetendiät 
beträgt. Da kann nur noch schwer-
lich davon die Rede sein, dass das 
Mandat im Mittelpunkt seiner 

Tätigkeit steht, zumal wenn er für 
sein üppiges Zusatzgehalt auch eine 
„angemessene Gegenleistung“ er-
bringen will. Noch schlimmer wäre 
allerdings, wenn ein Abgeordneter 
für einen hohen Nebenverdienst 
keine angemessene Gegenleistung 
erbringen würde. Denn dann müss-
te man die Frage stellen, wofür er 
das Geld überhaupt bekommt. 
Der Verdacht der Vorteilsnahme 
oder der Bestechlichkeit stände im 
Raum. 

Bestechung von 
Abgeordneten ist erlaubt 

Der Skandal dabei ist: Sowohl Vor-
teilsnahme als auch Bestechung 
sind bei Bundestagsabgeordneten 
so gut wie straffrei. Seit 2003 blo-
ckiert eine Mehrheit der Abgeord-
neten im Deutschen Bundestag die 

Umsetzung einer UN-Konvention 
gegen Korruption (UNCAC). Wa-
rum sie dies tut, ist ganz offen-
sichtlich: Gäbe es in Deutschland 
schärfere Anti-Korruptionsgesetze, 
könnten z. B. übermäßig dotierte 
Nebeneinkünfte unter den Strafbe-
stand der Abgeordnetenbestechung 
fallen und wären damit ein Fall für 
den Staatsanwalt. 

Besonders peinlich: Deutsch-
land hat die UN-Konvention ge-
gen Korruption vor neun Jahren 
zwar unterschrieben, aber im Ge-
gensatz zu 163 anderen Ländern 
bis heute nicht umsetzen können. 
Denn die bei uns geltenden Anti-
Korruptionsgesetze sind dafür zu 
lasch, sie erfüllen nicht einmal die 
erforderlichen Mindeststandards 
der Vereinten Nationen. Bislang ist 
in Deutschland überhaupt erst ein 

Martin Reyher
Jahrgang 1976, 
studierte Politik-
wissenschaft 
in Darmstadt, 
Aberystwyth/ Wales 
und Heidelberg. 
Seit 2006 arbeitet er bei 
abgeordnetenwatch.de, seit 2007 als 
Redaktionsleiter in Hamburg. Zwar 
versteht sich abgeordnetenwatch.de vor 
allem als Befragungsportal, thematisiert 
aber auch Parteispenden und Neben-
einkünfte.

Kontakt: www.abgeordnetenwatch.de 
* Im Fall von Heinz Riesenhuber lässt sich nur in einigen Fällen die tatsächliche Höhe der Nebeneinkünfte ermitteln. Dadurch erklärt sich die 
Differenz bei den Gesamteinkünften im Vergleich zur Tabelle „Nebeneinkünfte von Bundestagsabgeordneten“.
** Die Angaben stammen aus den Jahresberichten des Unternehmens. 

Funktion* Tatsächliche Einkünfte** Nach dem neuen System

Aufsichtsrat EVOTEC 2009 22.500 Euro mind. 15.000 Euro

Aufsichtsrat EVOTEC 2010 25.000 Euro mind. 15.000 Euro

Aufsichtsrat EVOTEC 2011 20.000 Euro mind. 15.000 Euro

Verwaltungsrat HBM 2009 65.000 Euro mind. 50.000 Euro

Verwaltungsrat HBM 2010 65.000 Euro mind. 50.000 Euro

Verwaltungsrat HBM 2011 71.000 Euro mind. 50.000 Euro

Aufsichtsrat Kabel Deutschland 2010 30.000 Euro mind. 15.000 Euro

Gesamt 298.500 Euro mind. 210.000 Euro

Bekannte Nebeneinkünfte von Heinz Riesenhuber

einziger Politiker – ein Gemeinde-
rat aus dem brandenburgischen 
Neuruppin – wegen des Straftatbe-
standes „Abgeordnetenbestechung“ 
(§ 108e StGB) verurteilt worden.

Doch andernorts hat die deut-
sche Entwicklungspolitik gute Rat-
schläge für die Umsetzung der UN-
Konvention parat. Das Ministerium 
für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (BMZ) 
wirbt auf seiner Homepage damit, 
„seit 2004 Kooperationsländer ak-

Abgeordneter Nebeneinkünfte

Peer Steinbrück (SPD) mind. 698.945 Euro 
(doch allein aus Vorträgen wohl 1,25 Mio. Euro)

Michael Glos (CSU) mind. 546.000 Euro

Heinz Riesenhuber (CDU) mind. 380.000 Euro

Rudolf Henke (CDU) mind. 315.000 Euro

Frank Steffel (CDU) mind. 288.000 Euro

Peter Wichtel (CDU) mind. 218.750 Euro

Franz-Josef Holzenkamp (CDU) mind. 213.000 Euro

Norbert Schindler (CDU) mind. 211.000 Euro

Patrick Döring (FDP) mind. 185.400 Euro

Michael Fuchs (CDU) mind. 155.500 Euro

Nebeneinkünfte von Bundestagsabgeordneten

tiv bei der Umsetzung der UNCAC“ 
zu unterstützen. In über 70 Projek-
ten leitet das BMZ nach eigenen 
Angaben seine Kooperationsländer 
im Kampf gegen Korruption an. 

Doch nach jahrelangem Still-
stand kommt hierzulande nun of-
fenbar Bewegung in die Sache. Ei-
ner der größten Blockierer bislang, 
der Vorsitzende des Bundestags-
rechtsausschusses Siegfried Kauder, 
kann sich inzwischen grundsätz-
lich eine Lösung vorstellen, wie sie 

Petition gegen Abgeordnetenbestechung
Abgeordnetenbestechung ist in Deutschland nicht strafbar. Die UN-
Konvention gegen Korruption wurde zwar bereits von 161 Staaten 
umgesetzt, Deutschland aber weigert sich seit neun Jahren dies zu tun. 
Damit befindet es sich in „guter Gesellschaft“ von Staaten wie Syrien 
und Saudi-Arabien. abgeordnetenwatch.de hat aus diesem Grund eine 
Petition gestartet:

»  www.change.org/ abgeordnetenbestechung 

abgeordnetenwatch.de unterbreitet 
hatte. Der Gesetzesvorschlag sieht 
vor, dass künftig alle sogenannten 
„geldwerten Zuwendungen“ ab 
50 Euro strafbar sind, wenn damit 
gleichzeitig die Arbeit eines Abge-
ordneten beeinflusst werden soll. 

Nach derzeitiger Rechtslage 
kann ein Lobbyist einem Politiker 
ungestraft 100.000 Euro zahlen, da-
mit dieser einen Gesetzentwurf im 
Sinne des Lobbyisten beeinflusst. 
Denn nach dem Deutschen Strafge-
setzbuch ist bislang nur der direkte 
Stimmenkauf bzw. -verkauf verbo-
ten. Dieser bestehende Paragraph 
108e ist durchaus sinnvoll, aber 
er erfasst eben nur einen kleinen 
Ausschnitt von Abgeordnetenbeste-
chung. Deswegen schlägt abgeord-
netenwatch.de einen ergänzenden 
Paragraphen 108f vor, der die geld-
werten Zuwendungen unter Strafe 
stellt. 

Eine von abgeordnetenwatch.
de initiierte Petition für die Bestra-
fung von Abgeordnetenbestechung 
haben inzwischen weit über 25.000 
Menschen unterschrieben. Die Peti-
tion wird so lange weiterlaufen, bis 
Deutschland endlich die Anti-Kor-
ruptions-Konvention der Vereinten 
Nationen umgesetzt hat.                n
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Dr. Claudius
Moseler
Jahrgang 1966, 
studierte Geografi e 
an der Universität 
Mainz, promovierte 
dort und hatte 
mehrere Lehraufträge inne. Nachdem er 
von 1996 bis 2001 Kommunalpolitischer 
Referent der ÖDP war, ist er seit 2001 
ihr hauptamtlicher Generalsekretär. 
Außerdem sitzt er seit 2004 für die ÖDP 
im Mainzer Stadtrat.

Kontakt: claudius.moseler@oedp.de 

Parteienfi nanzierung 

ÖDP klagt vor dem
Bundesverfassungsgericht

Während die offi  zielle Parteienfi nanzierung unter allen Parteien, 
die bei Wahlen gewisse Hürden überwunden haben, verteilt wird, 
genehmigen sich die Fraktionen im Bundestag und in den Land-
tagen zusätzlich weitaus höhere Summen. Die ÖDP klagt vor dem 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) gegen diese Praxis.

von Dr. Claudius Moseler

Kontrolle des Bundes-
rechungshofes verwehrt

Und es kommt noch dicker: „Mau-
scheleien hat der Bundestag auch 
dadurch gezielt erleichtert, dass er 
dem Bundesrechnungshof die Kon-
trolle der Fraktionen beschneidet
(S. 87 f. der Klage) und ihm die Kon-
trolle der Abgeordnetenmitarbeiter 
und ihrer Verwendung sogar völlig
verwehrt (S. 85 f. der Klage mit An-
lage 16). Beides steht in krassem 
Widerspruch zur Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts“, so 
von Arnim in einem Beitrag auf der 
ÖDP-Website. 

Organklage gegen den
Deutscher Bundestag

Mit ihrer Organklage vor dem 
BVerfG beantragt die ÖDP festzu-
stellen, dass der Deutsche Bundes-
tag – Antragsgegner – durch das 
Gesetz über die Feststellung des 
Haushaltsplans für das Haushalts-
jahr 2012 bei der Bewilligung von
n rund 81 Mio. Euro für die Frakti-
onen des Bundestags
n rund 152 Mio. Euro für per-
sönliche Mitarbeiter von Bundes-
tagsabgeordneten und
n rund 98 Mio. Euro für Zuschüs-
se an politische Stiftungen

gegen den Grundsatz der Chan-
cengleichheit der Parteien (Art. 21 
Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 GG) versto-
ßen hat, indem er seine Befugnisse 
dadurch missbraucht, dass er den 
Fraktionen, den Abgeordneten und 
den politischen Stiftungen Mittel 
zuerkannt hat, die durch ihre Be-
dürfnisse nicht gerechtfertigt sind 
und eine verschleierte Finanzierung 
der im Bundestag vertretenen Par-
teien darstellen.

Sechs Mitarbeiter pro
Bundestagsabgeordneter 

Insgesamt erhalten die anspruchs-
berechtigten Parteien derzeit 151 
Mio. Euro sogenannte „staatliche 

D ie Parteienfi nanzierung in 
Deutschland ist ein heikles
Feld und in der öff entlichen

Diskussion bisher kaum umfas-
send beleuchtet worden. Die ver-
deckte Parteienfi nanzierung der 
Parlamentsparteien verstärkt deren 
ohnehin schon eklatanten Wettbe-
werbsvorteile (durch Medienprä-

senz, 5 %-Hürde, Zahl der Man-
datsträger usw.) gegenüber kleinen, 
nicht im Parlament vertretenen Par-
teien nochmals eklatant. Mehr De-
mokratie bedeutet aber auch mehr 

Chancengleichheit im politischen 
Wettbewerb. Dies wurde schon 
ausdrücklich im Jahr 2004 in dem 
von der ÖDP erstrittenen Urteil zur 
Parteienfi nanzierung vom Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) festge-
halten. Und dies will die ÖDP nun 
abermals vor dem BVerfG erstrei-
ten, denn die Parteienfi nanzierung 

läuft heute immer stärker über die 
Zuschüsse für Fraktionen und Par-
teistiftungen sowie für die Tausen-
den von persönlichen Mitarbeitern 
der Parlamentsabgeordneten. Da-

rüber entscheiden die Parlaments-
parteien in eigener Sache ohne jede 
Kontrolle. 

Staatsgelder für Fraktionen 
steigen drastisch 

Die Klageschrift wurde von Prof. 
Dr. Hans Herbert von Arnim (Spey-
er) erstellt, der die ÖDP hierzu auch 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
vertritt. Von Arnim legt in der Kla-
gebegründung (92 Seiten plus 18 
Anlagen) dar, dass die Staatsgelder 
für Fraktionen, Abgeordnetenmit-
arbeiter und parteinahe Stiftungen 
seit den 1960er-Jahren mangels 
Kontrolle und Grenzen exorbitant 
hochgeschossen sind und die Tren-
nung von Fraktion und Partei nicht 
immer gewährleistet ist.

Er moniert, dass diese Ressour-
cen vielfach auch den Mutterpar-
teien zugute kommen. Da davon 
nur diejenigen Parteien profi tieren, 
die Mandate im Bundestag oder in 
den Landtagen haben, werden klei-
nere Parteien massiv benachteiligt. 
Zur Begründung der Klage schreibt 
von Arnim: „Die Entwicklung ist 
also nicht nur unter dem hier he-
rausgestellten Gesichtspunkt der 
Chancengleichheit von Bedeutung, 
sondern darüber hinaus auch unter 
dem Gesichtspunkt der Entwick-
lung hin zu bürgerfernen Staatspar-
teien, die für die zunehmende Lü-
cke zwischen Politik und Bürgern 
mit verantwortlich sind.“

Und weiter: „Die Ersatzzahlun-
gen an diese Organisationen betragen 
inzwischen ein Mehrfaches der staat-
lichen Parteienfi nanzierung. Die
Parlamente haben sie in eigener 
Sache missbräuchlich aufgebläht, 
seitdem das Gericht die staatli-
che Parteienfi nanzierung begrenzt 
hat. Das fördert die Entwicklung
zu bürgerfernen Staatsparteien
und schließt außerparlamentari-
sche Konkurrenten in verfassungs-
widriger Weise aus.“

Teilfi nanzierung“, wovon die ÖDP 
im Jahr 2011 rund 730.000 Euro 
erhielt. Zu den 151 Mio. Euro kom-
men aber weitere 512 Mio. Euro –
einschließlich der Zahlungen in 
den Ländern –, mit denen die den 
Parlamentsparteien Nahestehenden 
fi nanziert werden. Davon laufen je-
doch große Teile auf eine indirekte 
Finanzierung der Mutterparteien 
hinaus. Und davon sind kleine Par-
teien komplett ausgeschlossen.

Jeder Abgeordnete des Deut-
schen Bundestags hat durchschnitt-
lich sechs Mitarbeiter und damit so 
viele wie der ÖDP-Bundesverband 
insgesamt. 151,8 Mio. Euro bekom-
men die Bundestagsabgeordneten 

für ihre Mitarbeiter, was bei 620 
Abgeordneten 244.839 Euro für je-
den Abgeordneten bedeutet. Die 
ÖDP beantragt deshalb auch, dass 
das BVerfG feststellen soll, dass die 
Verfahrensweise des Bundestags, 
der hier in eigener Sache, ohne 
Kontrolle z. B. durch den Bundes-
rechungshof und deshalb in miss-
brauchsanfälliger Weise entschei-
det, verfassungswidrig ist.

ÖDP-Aktionen zum
Bundestagswahlkampf 2013

Die ÖDP wird im ersten Halbjahr 
2013 ausführlich über die laufende 
Klage informieren und im Rahmen 
des Vorwahlkampfs und der Un-
terschriftensammlungen zur Bun-
destagswahl Aktionen zu diesem 
Thema auch vor Ort starten. Dazu 
nimmt der Bundesverband auch 
gerne Anregungen von der Mitglie-
derbasis entgegen.

Wenn es gut läuft, wird sich 
auch das BVerfG schon im Jahr 2013 

vor der Bundestagswahl zumindest 
einmal in der mündlichen Verhand-
lung mit den in der Organklage 
der ÖDP angeschnittenen Fragen 
beschäftigen. Das Ergebnis hierzu 
wird dann sicherlich eine Weile auf 

sich warten lassen. Die ÖDP ist aber 
optimistisch, diese Klage zu gewin-
nen oder zumindest in Teilen Recht 
zu bekommen. Ihr Ziel ist es, die 
politischen Wettbewerbschancen 
mittel- und langfristig zu verbes-
sern und dafür auch öff entliches 
Gehör zu bekommen.                  n

151,8 Mio. Euro bekommen die
620 Bundestagsabgeordneten für ihre Mitarbeiter, 

was 244.839 Euro pro Abgeordneten bedeutet.

Jeder Abgeordnete des Deutschen Bundestags hat
sechs Mitarbeiter und damit so viele

wie der ÖDP-Bundesverband insgesamt.

Hans Herbert von Arnim

Der Verfassungsbruch
Verbotene Extra-Diäten –
gefräßige Fraktionen
Duncker & Humbold, 
März 2011
155 Seiten, 18.00 Euro
978-3-428-13606-3
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Vollständige Organklage
Der Verfassungsrechtler Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim tritt für die 
ÖDP als Prozessbevollmächtigter vor das Bundesverfassungsgericht 
und arbeitete die Organklage aus. Das 92 Seiten umfas-
sende Dokument steht mitsamt seinen 18 Anlagen auf 
der ÖDP-Website zum Download bereit. Dort ist außer-
dem seine Stellungnahme auf der Pressekonferenz im 
Juni 2012 in Karlsruhe zu fi nden.

» www.oedp.de  Aktuelles Aktionen 
  Verdeckte Parteienfinanzierung



18 ÖkologiePolitik  Nr. 157  2013 19ÖkologiePolitik  Nr. 157  2013

Über Byung-Chul Han 

 Transparenz
ist noch keine Wahrheit

Transparenz ist eine weit verbreitete Forderung. Informationen rücksichtslos off en zu 
legen, scheint einer aufgeklärten Gesellschaft angemessen zu sein.  Transparenz
und Wahrheit sind aber nicht identisch, behauptet der Philosoph Byung-Chul Han 
und erläutert dies in seinem fulminanten Buch „Transparenzgesellschaft“. 

von Günther Hartmann

Transparent ist nur die Maschine. 
Spontaneität, Ereignishaftigkeit und
Freiheit, die das Leben überhaupt 
ausmachen, lassen keine Transpa-
renz zu.“ 

Informationsfl ut lässt
Intuition verkümmern

Positivität hat nichts mit Wahrheit 
zu tun, genauso wenig wie Trans-
parenz. „Die Wahrheit ist insofern 
eine Negativität, als sie sich setzt 
und durchsetzt, indem sie alles 
Andere für falsch erklärt“, schreibt 
Han. „Mehr Information oder eine 
Kumulation von Information allein 
stellt noch keine Wahrheit dar. Ihr 
fehlt die Richtung, nämlich der 
Sinn.“ Bezeichnenderweise gibt es 
bei Facebook nur einen Gefällt-mir-
Button, keinen Gefällt-mir-nicht-
Button. „Die Positivgesellschaft 
meidet jede Spielart der Negativität, 
denn diese bringt die Kommunika-
tion ins Stocken.“ 

Mehr Informationen und schnel-
lere Kommunikation führen aber 
keineswegs zu besseren Entschei-
dungen. „Die Intuition etwa trans-
zendiert die verfügbaren Informati-
onen und folgt ihrer eigenen Logik. 
Durch die wachsende, ja wuchern-
de Informationsmasse verkümmert 
heute das höhere Urteilsvermögen“, 
bemerkt Han. „Oft bewirkt ein We-
niger an Wissen und Information 
ein Mehr. Die Negativität des Aus-
lassens und des Vergessens wirkt 
nicht selten produktiv.“

Transparentes Denken
wäre bloßes Rechnen

Die Transparenz dient aber auch 
weniger der Wahrheitsfi ndung, 
sondern vor allem der Ökonomi-
sierung der Welt. Die geht einher 
mit dem Verschwinden der Religion 
und religiöser Handlungen: „Die 
Transparenzgesellschaft schaff t alle 
Rituale und Zeremonien ab, weil 
sie sich nicht operationalisieren las-

Das kurze, aber sehr geistrei-
che Buch „Transparenzge-
sellschaft“ ist eine radikale 

Analyse und Anklageschrift. Dem 
Autor Byung-Chul Han geht es da-
bei nicht um die Verteidigung von 
Korruption oder um die Beschrän-
kung der Informationsfreiheit. Er 
sieht hinter der immer wieder be-
schworenen Forderung nach mehr 
Transparenz eine verhängnisvolle
kulturelle Entwicklung: „Die Trans-
parenz ist ein systemischer Zwang, 
der alle gesellschaftlichen Vorgänge 
erfasst und sie tiefgreifenden Ver-
änderungen unterwirft. Das gesell-
schaftliche System setzt heute all 
seine Prozesse einem Transparenz-
zwang aus, um sie zu operationali-
sieren und zu beschleunigen.“ Han 
erblickt darin totalitäre Züge, die 
ihn zutiefst beunruhigen: „Neues 
Wort für Gleichschaltung: Trans-
parenz.“

Piraten vertreten nur
belanglose Meinungen 

Transparenz ist für Han kein Wert 
an sich, keine Idee, kein Programm. 
Deshalb kritisiert er die Piraten-
Partei scharf: „Sie ist eine Anti-Par-
tei, ja die erste Partei ohne Farbe. 
Die Piraten-Partei ist eine farblose 
Meinungspartei. Die Politik weicht 
der Verwaltung gesellschaftlicher 

und darin verharrt. Als Anti-Partei 
ist die Piraten-Partei nicht in der 
Lage, einen politischen Willen zu 
artikulieren und neue gesellschaft-
liche Koordinaten herzustellen.“ Im 
Gegenteil: „Der Transparenzzwang 
stabilisiert das vorhandene System 
sehr eff ektiv. Die Transparenz ist an 
sich positiv. Ihr wohnt nicht jene 
Negativität inne, die das vorhande-
ne politisch-ökonomische System 
radikal infrage stellen könnte. Sie 
bestätigt und optimiert nur das be-
reits Existierende.“ 

Ausleuchtung führt zum
seelischen Burnout

Positivität und Negativität sind 
zentrale Begriff e in Hans Denken. 
Schon in seinem Buch „Müdig-
keitsgesellschaft“ (siehe ÖP 156, 
S. 9) diagnostizierte er, dass unsere 
Gesellschaft an einem Übermaß an 
Positivität leidet, das zu neurona-
len Erkrankungen wie Depression 
und Burnout führt. Als Heilmittel 
forderte er mehr Negativität: Wut, 
Verweigerung, Muße, Langeweile 
und auch Müdigkeit. Eine medi-
zinische Betrachtung taucht auch 
in diesem Buch wieder auf: „Die 
menschliche Seele braucht Sphä-
ren, in denen sie bei sich sein kann 
ohne den Blick des Anderen. Eine 
totale Ausleuchtung würde sie aus-
brennen und eine besondere Art 
seelischen Burnouts hervorrufen. 

sen, weil sie hinderlich sind für die 
Beschleunigung der Kreisläufe der 
Information, der Kommunikation 
und der Produktion. Im Gegensatz 
zum Rechnen ist das Denken nicht 
transparent. Das Denken folgt nicht 
den vorausberechneten Bahnen, 
sondern begibt sich ins Off ene.“ 
Kein Plädoyer also für Gedankenlo-
sigkeit und Oberfl ächlichkeit, son-
dern für mehr Mut, Kreativität und 
Fantasie. 

Nicht die heute oft beklagte 
Beschleunigung sieht Han als das 
eigentliche Problem, sondern die 
Strukturlosigkeit der Zeit – und 

deshalb die oft beschworene Ent-
schleunigung auch nicht als Lö-
sung: „Die Entschleunigung allein 
erzeugt keinen Takt, keinen Rhyth-
mus, keinen Duft. Sie verhindert 
nicht den Sturz in die Leere.“ 

Soziale Netzwerke ersetzen 
politisches Handeln 

Auch die Öff entlichkeit ist einem 
gravierenden Wandel unterworfen: 
„In der Transparenzgesellschaft bil-
den sich keine Gemeinschaften im 
emphatischen Sinne. Es entstehen 
nur zufällige Ansammlungen oder 
Vielheiten von für sich isolierten In-
dividuen, von Egos, die ein gemein-
sames Interesse verfolgen oder sich 
um eine Marke gruppieren (Brand 
communities). Sie unterscheiden 
sich von Versammlungen, die zu 
einem gemeinsamen politischen 
Handeln, zu einem Wir fähig wären. 
Ihnen fehlt der Geist.“ 

Die Freiheit des Konsumenten 
ist zur freiwilligen Selbstauslie-
ferung an die Konsumindustrie 
geworden. Alles wird nach außen 

„Die Piraten-Partei ist eine farblose Meinungspartei, 
die nicht in der Lage ist, neue

gesellschaftliche Koordinaten herzustellen.“

Günther Hartmann
Jahrgang 1965,
studierte Architektur 
in München und 
Graz. Nach dem 
Diplom war er 
jeweils vier Jahre in 
Architektur- und Stadtplanungsbüros, in 
der IT-Branche und im Stadtmarketing 
tätig, bevor er Redakteur einer Baufach-
zeitschrift wurde. In die ÖDP trat er 
1998 ein und ist seit 2006 Chefredak-
teur der ÖkologiePolitik. 

Kontakt: www.guenther-hartmann.de 

Byung-Chul Han

Transparenzgesellschaft
Matthes & Seitz,
März 2012
92 Seiten, 10.00 Euro
978-3-88221-595-3
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gekehrt, enthüllt, entkleidet und 
exponiert. In fremdgesteuerten so-
zialen Netzwerken stellt sich das 
heutige Individuum selbst als Ware 
aus, ohne zu merken oder sich ein-

zugestehen, dass es dadurch seine 
eigene Ausbeutung vorantreibt. 
Transparenz ist zur kulturellen 
Norm geworden, Facebook zum 
Religionsersatz, ohne jedoch in der 
Lage zu sein, dem Leben einen Sinn 
zu geben. Und weil die Nutzer das 
spüren, kommunizieren sie immer 
mehr und immer schneller. Zum 
Nachdenken bräuchte es aber vor 
allem eins: Stille.                  n

Byung-Chul Han, Jahrgang 1959, 
studierte zunächst in seiner südkore-
anischen Heimat Metallurgie, dann in 
Freiburg und München Philosophie, 
Germanistik und Katholische Theologie. 
Von 2010 bis 2012 lehrte er als Professor 
für Philosophie und Medientheorie 
an der Hochschule für Gestaltung 
Karlsruhe, seit 2012 ist er Professor für 
Philosophie und Kulturwissenschaft an 
der Universität der Künste Berlin. Einer 
breiten Öff entlichkeit bekannt wurde er 
2010 durch sein Buch „Müdigkeitsgesell-
schaft“. 2012 erschienen seine Bücher 
„Transparenzgesellschaft“ und „Agonie 
des Eros“. Sein Forschungsschwerpunkt 
ist die Beeinfl ussung unserer Kultur 
durch die neoliberale Ökonomie. Als 
Konsequenz seines Denkens besitzt er 
keinen Facebook-Account, gibt nichts 
aus seinem Privatleben preis und auch 
keine Fernsehinterviews. 

Bedürfnisse, die den Rahmen be-
reits vorhandener sozioökonomi-
scher Verhältnisse unverändert lässt 
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Nahrungsmittelspekulation 

Lukrative Geschäfte
mit dem Hunger

Die Spekulation mit Nahrungsmitteln treibt deren Preise nach 
oben. Deutsche Finanzunternehmen sind daran massiv beteiligt, 
vor allem die Deutsche Bank und die Allianz. Hauptleidtragende 
sind die armen Bevölkerungsschichten der Entwicklungsländer. 
Sie können die Preise nicht mehr bezahlen und müssen hungern. 

von Jutta Sundermann

D ie Finanzbranche weitet ihre 
Geschäftstätigkeit in immer 
weitere Bereiche aus. Schon 

nach dem Platzen der sogenannten 
„Dotcom-Blase“ im Jahr 2000 be-
gannen Finanzmarkt-Trendsetter 
von den Rohstoff en zu schwärmen. 
Schließlich ließ die Immobilien-
krise in den USA 2007 massenhaft 
Anleger – vor allem die sogenann-
ten „institutionellen Anleger“ wie 
Pensionsfonds, Investmentfonds, 
Banken, Versicherungen, Kirchen 
und Stiftungen – nach neuen Profi t-
möglichkeiten suchen.

Etliche von ihnen entschieden 
sich für das Geschäft mit dem Hun-
ger. In der zweiten Jahreshälfte 2007 
legten viele Banken erstmals Agrar-
rohstoff -Fonds auf, mit denen ihre 
Kunden auf Preisentwicklungen am 
Markt der Nahrungsmittel wetten 
können. Schon 2008 wurden die 
Folgen sichtbar: Die Lebensmittel-
preise explodierten – auch auf den 
Märkten für die physische Ware. 
Für Menschen, die den größten Teil 
ihres Einkommens für Grundnah-
rungsmittel aufbringen, bedeutet 
eine Verdopplung der Preise, dass 
sie nur noch halb so viel essen kön-
nen. So konnten z. B. die Armen in 
Mexiko, die sich im Wesentlichen 
von Tortillas ernähren, das Mais-

mehl nicht mehr bezahlen. In mehr 
als 30 Ländern fanden deshalb im 
Frühjahr 2008 Hungeraufstände 
statt, in Haiti wurde die Regierung 
gestürzt. Die Zahl der Hungernden 
stieg weltweit kurzzeitig auf über 
eine Milliarde Menschen an.

Wie Termingeschäfte mit
Agrarrohstoff en funktionieren

Das Prinzip der sogenannten „Ter-
mingeschäfte“ oder „Future-Ge-
schäfte“ funktioniert ganz simpel: 
Eine Partei – z. B. ein Bauer, der 
Weizen anbaut – schließt mit einer 
anderen Partei – z. B. einem Mül-

ler, der Weizen verarbeiten und mit 
Gewinn weiterverkaufen möchte – 
einige Monate vor der Ernte einen 
Vertrag, der den späteren Verkaufs-
preis des Getreides festschreibt. Der 

Bauer kann nun ruhiger schlafen, 
weiß er doch schon im Frühjahr, 
welchen Preis er für seine Ernte 
im Herbst bekommen wird. Dem 
Müller geht es ähnlich, er kann auf 
der verabredeten Basis kalkulieren. 
Letztlich haben aber die beiden eine 

Wette abgeschlossen: Der Bauer 
wettet auf fallende Preise. Würden 
die Weizenpreise im Herbst niedri-
ger ausfallen als im Terminvertrag 
festgeschrieben, profi tiert er beson-

Die Allianz und ihre Investment-Töchter
vervierfachten von 2008 bis 2011 ihren Umsatz mit 

Agrarrohstoff en auf über 6 Mrd. Euro.

ders. Dem Müller geht es umge-
kehrt. Er wettet auf steigende Prei-
se. Kostet Weizen nach der nächsten 
Ernte mehr, als er mit dem Bauern 
vereinbarte, ist er gegenüber ande-
ren Müllern im Vorteil. 

Die Praxis der Termingeschäfte 
ist Jahrhunderte alt. Schon lange 
gab es auch Beteiligte an dem Ge-
schäft, die mit dem Getreide selbst 
nicht viel zu tun haben wollten: 
die Spekulanten. Sie galten über 
lange Zeit als sehr genaue Beobach-
ter sämtlicher Rahmenbedingungen 
des Getreideanbaus und -handels. 
Sie schließen Kontrakte mit Erzeu-

gern oder Händlern, verkaufen sie 
aber weiter, bevor tonnenweise Wei-
zen an ihre Adresse geliefert oder 
von ihnen gefordert wird. Die Form 
der Preisabsicherungen ist vielfälti-
ger geworden – aber vor allem hat 
sich die Nachfrage nach diesen Fu-
ture-Geschäften massiv verändert.

Spekulation führt zur Hortung 
und damit Verknappung

Einige „pfi ffi  ge“ Banken entwickel-
ten sogenannte „Publikumsfonds“, 
in denen sie gleich mehrere land-
wirtschaftliche Rohstoff e – und oft 
auch noch Metalle oder Energieroh-
stoff e – bündelten. Neue Milliarden 
fl ossen in die Future-Märkte und 
machten immer mehr Druck. 1998 
machten die Spekulanten an den 
Agrarrohstoff märkten noch weni-
ger als ein Drittel der Beteiligten 
an derartigen Geschäften aus, 2008 
waren es fast drei Viertel. Die Preise 
schwanken viel mehr, wenn so viele 
Wetten in beide Richtungen – auf 
Preissteigerung und auf Preisverfall 
– abgeschlossen werden. Spekuliert 
wird auf immer höhere Preise –
und die Marktbeteiligten begin-
nen, mit höheren Preisen zu kalku-
lieren. Auf den Höhepunkten der 
Preiskrisen kommt es zusätzlich zu 
massiven Hortungen, weil sich je-

Diese Postkarten heftete die Deutsche Bank im Jahr 2008 an Brötchentüten mehrerer 
Bäckereiketten in Frankfurt/Main. Für den Zynismus der Werbung entschuldigte sich
Josef Ackermann später. Der Fonds aber blieb.
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Aktuelle Petition
Auf der Attac-Website befi ndet sich eine Online-Petition an Bundes-
fi nanzminister Wolfgang Schäuble mit drei Forderungen:

n Transparenz über die börslichen und außerbörslichen Rohstoff -
Geschäfte
n Stopp der preistreibenden Spekulation mit Agrarrohstoff en (u. a. durch 
Positions-Limits und das Verbot von Publikumsfonds sowie den Ausschluss 
institutioneller Investoren)
n Wirksame Kontrolle durch eine Aufsichtsbehörde, die auch präventiv 
eingreifen soll 

» www.attac.de/hungerstopp 

der Händler ausrechnet, zu einem 
späteren Zeitpunkt noch mehr ver-
langen zu können für Reis, Weizen, 
Mais und Co.

Es ist zynisch: Die Banken wer-
ben mit Argumenten für die Preis-
wetten und die Gewinnwahrschein-
lichkeit ihrer Kunden, mit denen 
Hilfsorganisationen die Ursachen 
für den Hunger beschreiben: der 
Klimawandel, die wachsende Welt-
bevölkerung, der zunehmende 
Hunger auf Fleisch und Milchpro-
dukte, die Verwendung von Pfl an-
zen zur Herstellung von Treibstoff en 
und Biogas seien allesamt gleich-
sam Garanten für künftige Preis-
steigerungen. Also seien die Wetten 
eine chancenreiche Geldanlage ...

Deutsche Bank und Allianz
sind die größten Akteure

Hunger hat viele Ursachen. Man 
kann nicht sagen, dass die Agrarroh-
stoff -Spekulation der wichtigste von 
ihnen wäre. Aber es ist ein Skandal, 
dass die Wetten satter Finanzjong-
leure den Hunger verschärfen. Da-
gegen gehen immer häufi ger Men-
schen auf die Straßen, jeder neuen 
Studie zum Thema folgten off ene 
Briefe an die Verantwortlichen und 
Protestaktionen. Dem öff entlichen 
Druck haben sich 2012 einige Ban-
ken gebeugt: Die Commerzbank, 
die Dekabank der Sparkas-
sen und die Landesbank 

IMPRESSUM

Jutta Sundermann
Jahrgang 1971, ist 
freie Journalistin 
und Aktivistin, 
Mitbegründerin von 
Attac in Deutsch-
land und Mitglied 
des bundesweiten Attac-Koordinierungs-
kreis. Sie organisierte unter anderem 
das „Bankentribunal“ und initiierte die 
Kampagnen „Krötenwanderung“ und 
„Umfairteilen – Reichtum besteuern“.

Kontakt: sundermann@attac.de

Baden-Württemberg erklärten in-
zwischen, aus den Geschäften mit 
dem Hunger aussteigen zu wol-
len. Die Deutsche Bank ist weiter-
hin unter den Weltmarktführern 
in dem Bereich – wird aber noch 
übertroff en von der Allianz. Die 
gigantische Versicherung und ihre 
Investment-Töchter haben ihren 
Umsatz mit Agrarrohstoff en von 
2008 bis 2011 auf über 6 Milliarden 
Euro vervierfacht.

Es reicht aber nicht, dass einzel-
ne Banken ihren Verzicht ankündi-
gen. Es muss auch darum gehen, 
auf politischem Weg, über Gesetze, 
verbindliche Regeln gegen die preis-
treibende Spekulation mit Agrar-

rohstoff en zu schaff en. In Brüssel 
wird derzeit eine wichtige Finanz-
marktrichtlinie überarbeitet. Über 
diese wäre es möglich, die Wetten 
auszubremsen. Appelle und Anhö-
rungen sowie Proteste hatten ihren 
Anteil daran, dass das Europäische 
Parlament jetzt sogenannte „Posi-
tionslimits“ fordert, die die Menge 
an Future-Kontrakten für Speku-
lanten begrenzen. Es wird sich in 
den nächsten Monaten zeigen, ob 
die ziemlich off ensive Forderung 
des Parlamentes Bestand hat. In Eu-
ropa scheitert regelmäßig Wichtiges 
am Europäischen Rat, in dem die 
Regierungsvertreter der Mitglieds-
länder die Interessen ihrer Finanz-
konzerne schon häufi g vor Men-
schenrechte stellten.                        n

Oxfam Deutschland

Mit Essen spielt man nicht!
Die Deutsche Finanzbranche und 
das Geschäft mit dem Hunger
Mai 2012
»  www.oxfam.de/spekulationsstudie 

Oxfam Deutschland

Wie die Allianz in Nahrungs-
mittelspekulation verstrickt ist
Mai 2012
»  www.oxfam.de/spekulationsstudie 

Misereor / Oxfam / Weed

Die Deutsche Bank – weltweit
führend im Rohstoff geschäft
Januar 2012
»  www.misereor.de  Themen  
Hunger bekämpfen  Downloads 

Foodwatch

Die Hungermacher
Wie Deutsche Bank, Goldman Sachs
und Co. auf Kosten der Ärmsten
mit Lebensmitteln spekulieren
Oktober 2011
»  www.foodwatch.de 
Kampagnen & Themen 
Nahrungsmittel-Spekulation

Misereor

Unschuldsmythen
Wie die Nahrungsmittelspekulation
den Hunger antreibt
Oktober 2011
»  www.misereor.de  Themen 
Hunger bekämpfen Downloads 

Deutsche Welthungerhilfe

Finanzmärkte als
Hungerverursacher?
Mai 2011
»  www.welthungerhilfe.de 
Über uns Mediathek 
Suchbegriff : Finanzmärkte
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Agrarland mit einer Fläche 
fast sechsmal so groß wie 
Deutschland wurde im letz-

ten Jahrzehnt überwiegend an in-
ternationale Investoren verkauft 
oder verpachtet. Am meisten Land 
kauften oder pachteten Firmen aus 
China, Saudi-Arabien, Europa und 
den USA. 

Der stärkste Anstieg ist in den 
letzten fünf Jahren zu beobachten. 
Mit der Preisexplosion bei Nah-
rungsmitteln seit 2007 stieg auch 
das Investoreninteresse nach Land 
mit dazugehörigen Wasserrechten. 
Nach Jahrzehnten niedriger Welt-
marktpreise und der Vernachläs-
sigung der Landwirtschaft wurde 
der Anbau von Agrarprodukten mit 
einem Male als profi tables Geschäft 
angesehen. Die Landwirtschaft 
avancierte zum neuen El Dorado. 
Medien berichteten zunehmend 
über die Pacht bzw. den Verkauf 
von Land. Vieles spricht dafür, dass 
dieser Trend anhält: Die Erwartung 
zukünftiger Preissteigerungen, das 
Wachstum der Weltbevölkerung, 
eine steigende Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln, Agrartreibstof-
fen, Rohstoff en und Holz sowie 
die Kohlenstoff bindung und die 
Finanzspekulation gehören zu den 

Treibern des neuen Phänomens 
„Landgrabbing“. 

Intransparente Verträge, 
unübersichtliche Entwicklung

Wie viel Land genau gepachtet oder 
verkauft wird, ist nicht bekannt. 
Die Verträge werden geheim ab-
geschlossen, ohne die betroff ene 
Bevölkerung zu informieren oder 
einzubinden. Die „Land Matrix“ 
versucht, hier mehr Licht ins Dun-
kel zu bringen. Sie erfasst 1.217 inter-
nationale Landtransaktionen über 
200 Hektar, insgesamt 83 Millionen 
Hektar der vergangenen zehn Jah-
re. Oxfam hat die Erstellung der 
„Land Matrix“ unterstützt, die ein 
Projekt der Deutschen Gesellschaft 
für Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) und internationaler For-
schungseinrichtungen ist. Mit 67 % 
der Landgeschäfte steht Afrika ganz 
oben auf der Liste der Investoren. 
4,8 % der afrikanischen Fläche, das 
entspricht der Fläche Kenias, sind 

Vertreibung, oft mit Gewalt
„Man braucht keine Waff en, um 
Menschen zu töten. Wenn man 
einem Dorf die Lebensmittel weg-
nimmt, indem ihr Land und ihre 
Pfl anzen zerstört werden, hungern 
Menschen“, erklärt Alfred Brow-

nel von den Green Advocates aus 
Liberia. Das sind keine Einzelfälle 
in Liberia. In dem Land wurden 
in nur fünf Jahren 30 % des Lan-
des an Großinvestoren verkauft 
oder verpachtet. Wir haben es hier 
vielfach mit Landgrabbing zu tun. 
Das heißt, Investoren ignorieren 
die Rechte und Bedürfnisse armer 
Menschen, die das Land vorher 
bearbeiteten und davon lebten. Sie 
verlieren ihr Zuhause und ihre Le-

bensgrundlagen, ohne zuvor ange-
hört oder entschädigt zu werden 
und ohne die Verträge anfechten zu 
können. Landkonfl ikte nehmen zu. 
In Indonesien verfolgt die NGO Sa-
wit Watch mehr als 663 Landkon-
fl ikte.

Mythen zu Landgeschäften
Die Befürworter solcher Art von 
Landinvestitionen verweisen da-
rauf, dass nur marginales Land 
betroff en wäre. Richtig ist: Die In-
vestoren haben die besten Landstü-
cke im Visier. Sie suchen Land mit 
Zugang zu Wasser, mit fruchtbaren 
Böden, einer guten Infrastrukturan-
bindung und der Nähe zu Märkten. 
Gerne wird auch behauptet, dass 
die Ernährungssicherheit verbes-
sert würde. Aber Oxfams Recher-
chen in Äthiopien, Ghana, Mali, 
Mosambik, Senegal und Tansania 
haben ergeben, dass Agrarprodukte 
mehrheitlich für den Export ange-
baut werden. Besonders hervorge-

In Liberia wurden in nur fünf Jahren
30 % des Landes an Großinvestoren

verkauft oder verpachtet. 
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bereits verpachtet oder verkauft. So 
erstaunt auch nicht, dass sieben der 
wichtigsten elf Zielländer afrikani-
sche Länder sind. Besonders viele 
und große Landtransaktionen do-
kumentiert die Matrix für die Län-
der Äthiopien, Sudan, Mozambik, 
Tansania, Madagaskar, Sambia und 
die Demokratische Republik Kon-
go. Genau das sind Länder mit teils 
ernsten Hungerproblemen.

Exportproduktion
statt Verbesserung der 
Ernährungssituation

Die Verbesserung der Ernährungs-
situation in den armen Ländern 
selbst spielt praktisch keine Rolle. 
Zum einen sind die Erträge über-
wiegend für den Export bestimmt. 
Die Versorgung einheimischer 
Märkte spielt nur eine marginale 
Rolle. Zum anderen wird nicht in 
die Produktion von Nahrungsmit-
teln investiert, sondern vielfach in 
die Produktion von Energiepfl an-

zen für die Biospritproduktion. Die 
Landgeschäfte leisten also keinen 
Beitrag zur Ernährungssicherung 
in den Ländern selbst. Ganz im Ge-
genteil. Denn viele der Landüber-
nahmen betreff en Flächen, auf de-
nen Nahrungsmittel für die örtliche 

Bevölkerung angebaut wurden. Das 
verkaufte oder verpachtete Land 
geht in der Regel der einheimischen 
Nahrungsmittelproduktion verlo-
ren. Es würde theoretisch ausrei-
chen, um in der lokalen Produktion 
eine Milliarde Menschen mit Nah-
rungsmitteln zu versorgen. Hinzu 
kommt, dass mehr als 60 % dieser 
Landgeschäfte in Ländern getätigt 
wurden, die ohnehin bereits schwer 
von Hunger betroff en sind. 

2525ÖkologiePolitik  Nr. 157  2013

Landgrabbing

Unser Land –
   unser Leben

Der Hunger nach Land, der Durst nach Wasser nehmen
dramatisch zu. Landauf, landab sind große Investoren
rund um den Globus auf Einkaufstour, um sich wichtige
Land- und Wasserrechte zu sichern. 

von Marita Wiggerthale
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hoben werden häufi g auch die Jobs, 
die durch die Investitionen entstän-
den. Aber, soweit bekannt, gibt es 
keine Vorgaben für die Schaff ung 
neuer Arbeitsplätze in den Verträ-
gen. Die Zahl neuer Arbeitsplätze 
lässt sich schwer quantifi zieren, 
doch bisherige Erfahrungen zei-
gen, dass es augenscheinlich nur 
wenige zusätzlich geschaff ene Stel-
len gibt. Und zu guter Letzt sollen 
Steuereinnahmen in die Kassen der 
Regierungen dieser Länder fl ießen. 
Um jedoch die Investoren anzulo-
cken, werben Regierungen geradezu 
mit Steuererleichterungen und dem 
zollfreien Import von Anlagen. Re-
cherchen zufolge werden Steuern 
kaum eingezogen.

Weltbank-Projekte
auf Eis legen

Die Weltbankgruppe spielt in 
Landfragen eine bedeutende Rolle, 
da sie großfl ächig in Land inves-
tiert, die Landvergabe-Politik armer 
Länder beeinfl usst und Standards 
für die internationale Gemeinschaft 

setzt. Die Investitionen der Welt-
bankgruppe in die Landwirtschaft 
sind in den letzten zehn Jahren 
um 200 % gestiegen. Die Interna-
tional Finance Corporation (IFC), 
der Privatsektor-Bereich der Welt-
bank, setzt Standards, die von vie-
len Investoren befolgt werden. Die 
eigenen Recherchen der Weltbank 
zeigen, dass die meisten großfl ä-
chigen Landgeschäfte genau in den 
Ländern getätigt werden, die den 
geringsten Schutz von Landrech-
ten aufweisen. Seit 2008 wurden 
21 Beschwerden von Gemeinden 
eingereicht, die Verletzungen ihrer 

Landrechte durch die Weltbank 
dokumentieren. Oxfam fordert die 
Weltbank auf, großfl ächige Land-
Akquisitionen für sechs Monate 
ruhen zu lassen und ihre Politiken 
und Programme im Landbereich zu 
überprüfen.

Biokraftstoff vorgaben
abschaff en

Die EU-Mitgliedsstaaten haben 
sich im Jahr 2009 verpfl ichtet, bis 
2020 10 % ihrer Energie im Trans-
portbereich aus erneuerbaren Res-
sourcen zu beziehen. 90 % dieses 
erneuerbaren Energieverbrauchs 
im Transportsektor wird aus 
Nahrungsmitteln (1. Generation 
Biosprit) hergestellt. Die Nachfrage 
nach Biosprit in der EU und an-
dernorts führt dazu, dass die Nach-
frage nach Land für die Produktion 
von Energiepfl anzen permanent 
steigt. 

Nach einem Bericht der Inter-
national Land Coalition wurden 
im letzten Jahrzehnt auf 26 % der 
gekauften und gepachteten Flächen 

Non-Food-Pfl anzen angebaut, auf 
23 % der Flächen sog. Flex Crops, 
also Pfl anzen, die je nach Marktla-
ge als Nahrungsmittel, Futtermit-
tel oder für die Biospritproduktion 
eingesetzt werden können, und 
17 % der Flächen für „vielfältige 
Nutzungen“. Ein Großteil der Flä-
chen können also für die Produkti-
on von Biosprit verwendet werden. 
Der Einsatz von Nahrungsmitteln 
für die Biospritproduktion hat der-
art massive negative Auswirkungen 
für Mensch und Umwelt – Preis-
explosion bei Nahrungsmitteln, 
Vertreibung von Kleinbauern und 

Das verkaufte oder verpachtete Land geht 
in der Regel der einheimischen

Nahrungsmittelproduktion verloren. 

Marita 
Wiggerthale
arbeitet bei Oxfam 
als Referentin für 
Welternährungsfra-
gen. Sie ist Jahrgang 
1964 und hat 
Politik, Wirtschaft und Pädagogik auf 
Magister studiert. 

Kontakt: http://www.oxfam.de/

Kleinbäuerinnen, Abholzung von 
Regenwäldern, Verlust der Arten-
vielfalt durch den massiven Einsatz 
von Düngemitteln und Pestiziden 
etc. – , dass die Biospritpolitiken auf 
den Prüfstand gehören. Die Beimi-
schungsquoten für Biosprit sollten 
abgeschaff t werden. 

Freiwillige Leitlinien für
Investoren und Regierungen

Vielfältige Studien von Entwick-
lungsorganisationen machen deut-
lich, dass die großfl ächigen Land-
geschäfte regelmäßig zu Konfl ikten 
über Eigentum und Nutzungsrech-
te führen, bei denen vorherige Nut-
zer, sprich Kleinbauern und Klein-
bäuerinnen, Hirtenvölker und indi-
gene Gemeinschaften, oft benach-
teiligt werden. Daher hat sich der 
UN-Welternährungsausschuss mit 
dem Thema „Landgrabbing“ be-
schäftigt. 

In einem dreijährigen Prozess 
verhandelten die Vertreter/-innen 
von Staaten, Zivilgesellschaft und 
Wirtschaft die „Leitlinien für die 
verantwortungsvolle Verwaltung 
von Boden- und Landnutzungs-
rechten, Fischgründen und Wäl-
dern im Kontext nationaler Ernäh-
rungssicherheit“. 

Am 11. Mai 2012 hat der UN-
Welternährungsausschuss die Leit-
linien einstimmig angenommen. 
Mit diesem freiwilligen völkerrecht-
lichen Dokument liegen jetzt uni-
versell anerkannte Standards einer 
menschenrechtlich verantwortli-
chen Landpolitik vor. Das macht 
die Stärke dieses Dokuments aus. 

Neue Regeln für
das Land umsetzen

Werden die Leitlinien umgesetzt, 
kann sich die Situation von Klein-
bauern und Kleinbäuerinnen in 
den armen Ländern wesentlich 
verbessern. Die Rechte besonders 
armer und an den Rand gedräng-
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besser als bisher geschützt werden. 
Die Leitlinien sehen vor, dass ihr 
Zugang zu Ressourcen, von denen 
ihr Einkommen und ihr Überleben 
abhängt, gesichert wird, oder sollte 
das Land anders genutzt werden, 
sie angemessen zu entschädigen 
sind. Darüber hinaus ist festgelegt, 
wie die Beteiligung aller Betroff e-
nen sichergestellt und wie traditi-
onelle sowie informelle Nutzungs-
rechte abgesichert werden können. 
Außerdem wird beschrieben, wie 
die Interessen indigener Völker zu 
berücksichtigen sind. Die Korrup-
tionsbekämpfung hat dabei einen 
hohen Stellenwert.

Durchsetzen lassen sich solche 
Standards nur, wenn die Zivilgesell-
schaft sie einfordert, Regierungen 
sie zur Orientierung nutzen und 
Unternehmen, die in Land inves-
tieren, sich an die beschriebenen 
Verfahren und Absicherungen für 
besonders benachteiligte Gruppen 
halten. 

Die deutsche Entwicklungspo-
litik ist aufgerufen, diese Leitlini-
en zum Maßstab ihres Handelns 
bei der Beratung und Unterstüt-
zung von Partnerländern zu ma-
chen. Private Investoren sollten die 
Leitlinien ebenfalls als Mindest-
standard nutzen, um ihrer men-
schenrechtlichen Verantwortung 
gerecht zu werden.           n
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Gemeinwohl-Ökonomie 

Wertorientierte 
Marktwirtschaft

Die Initiative „Gemeinwohl-Ökonomie“ ist ein ergebnisoffener 
Prozess zur Entwicklung einer alternativen Wirtschaftsordnung, 
deren Rahmenbedingungen so gesetzt sind, dass sich 
gemeinnütziges Handeln mehr lohnt als eigennütziges. In 
kurzer Zeit hat sie schon zahlreiche Anhänger gewonnen. 

von Jürgen Osterlänger

Laut einer Umfrage der Bertels-
mann-Stiftung vom Juli 2010 
wünschen 88 % der Deutschen 

eine „neue Wirtschaftsordnung“. 
Die sogenannte „Gemeinwohl-
Ökonomie“ beschreibt zentrale 
Elemente eines sozialeren, ökolo-
gischeren und demokratischeren 
Ordnungsrahmens für die Wirt-
schaft. Die in Österreich entstan-
dene Idee breitet sich seit Oktober 
2010 international aus. Dem Dog-
ma der „Alternativlosigkeit“ des 
gegenwärtigen Wirtschaftsmodells 
wird ein konkreter und gangbarer 
Zukunftsweg entgegengesetzt, ohne 
in die historischen Extreme Kapita-
lismus und Kommunismus zurück-
zufallen. Bis jetzt unterstützen die 
Initiative schon über 900 Unterneh-
men und 150 Organisationen. 

Rund 200 Unternehmen haben 
im Jahr 2012 die sogenannte „Ge-
meinwohl-Bilanz“, das Herzstück 
des Modells, erarbeitet und veröf-
fentlicht. Ziel dieses alternativen 
Wirtschaftssystems ist, Chancen-
gleichheit, Lebensqualität und De-

mokratie zu fördern. Es erhebt nicht 
den Anspruch, das beste aller mög-
lichen Wirtschaftssysteme zu sein, 
und es ist weder bis ins letzte Detail 
durchdacht noch in der Praxis er-
probt, liefert jedoch sehr gute und 
nachdenkenswerte Bausteine für 
nächste Schritte in die Zukunft. Die 
Gemeinwohl-Ökonomie versteht 
sich nicht als abstraktes Fernziel, 
sondern als ein heute beginnender, 
partizipativer und entwicklungs-
offener Prozess, der Synergien mit 
ähnlichen Ansätzen sucht, z. B. auch 
mit der Postwachstumsökonomie. 
Beide Ansätze sind wachstumskri-
tisch und könnten sich gut ergän-
zen. Sie fördern beide kleinere und 
überschaubarere Strukturen. 

Die Gemeinwohl-Ökonomie ist 
in einem positiven Sinn radikal – 
d. h. an die Wurzel gehend – und 
schafft positive Handlungsanreize. 
Ihr erklärtes Ziel ist die Ablösung 
kapitalistischer Verhältnisse durch 
demokratische Strukturen: Nicht 
das Geld soll über die Lebensum-
stände der Menschen bestimmen, 
sondern die Menschen sollen dar-
über bestimmen, wie Geld erwirt-
schaftet und wofür es eingesetzt 
wird. Die Umsetzung erfordert ei-
nen ordnungspolitischen Rahmen 
sowie Bewusstseinsbildung, um 

die innere Motivation und Eigen-
verantwortung der Menschen zu 
fördern. Alle Menschen, Unterneh-
men, Organisationen und Gemein-
den können sich am Umbau der 
Wirtschaftsordnung in Richtung 
Gemeinwohl-Ökonomie beteiligen. 
So unterstützt z. B. die Münchener 
Sparda-Bank als erstes größeres 
Unternehmen die Gemeinwohl-
Ökonomie. 

Ob das Konzept der Gemein-
wohl-Ökonomie die Chance hat, 
sich zur gangbaren Alternative zum 
Raubtierkapitalismus zu entwickeln 
und ernst genommen zu werden, 
hängt davon ab, wie überzeugend 
die Ideen wirken. Widerstand dürf-
te sicher von Vermögensbesitzern 
und Großunternehmen kommen. 
Auch politische Parteien dürften 
keinen Gefallen daran finden, da 
sie geschwächt würden zugunsten 
direktdemokratischer und partizi-
pativer Strukturen. Am Ende sollte 
das Volk demokratisch über die Art 
des Wirtschaftens entscheiden. Es 
sollte auch entscheiden, ob und wie 
sich die sicher vorhandenen Schwä-
chen der Gemeinwohl-Ökonomie 
überwinden lassen. Für die bevor-
stehende Transformation zu einer 
postfossilen Gesellschaft brauchen 
wir solch mutige neue Wege.            n

20-Punkte-Konzept
Die inhaltlichen Grundlagen für den Gesamtprozess Ge-
meinwohl-Ökonomie lassen sich in 20 Punkten zusam-
menfassen: 

1. Wertebasis der Gemeinwohl-Ökonomie
Die Gemeinwohl-Ökonomie beruht auf denselben Grund-
werten, die unsere Beziehungen gelingen lassen: Vertrau-
ensbildung, Wertschätzung, Kooperation, Solidarität und 
Teilen. Nach aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen sind gelingende Beziehungen das, was Menschen am 
glücklichsten macht und am stärksten motiviert.

2. Umpolung des Anreizrahmens
Der rechtliche Anreizrahmen für die Wirtschaft wird 
umgepolt von Gewinnstreben und Konkurrenz auf Ge-
meinwohlstreben und Kooperation. Unternehmen wer-
den für gegenseitige Hilfe und Zusammenarbeit belohnt. 
Kon(tra)kurrenz ist möglich, bringt aber Nachteile.

3. Gemeinwohl-Bilanz
Wirtschaftlicher Erfolg wird nicht länger mit (monetären) 
Tauschwertindikatoren gemessen, sondern mit (nicht-
monetären) Nutzwertindikatoren. Auf der Makroebe-
ne (Volkswirtschaft) wird das BIP als Erfolgsindikator 
vom Gemeinwohl-Produkt abgelöst, auf der Mikroebene 
(Unternehmen) die Finanzbilanz von der Gemeinwohl-
Bilanz. Diese wird zur Hauptbilanz aller Unternehmen. 
Je sozialer, ökologischer, demokratischer und solidarischer 
Unternehmen agieren und sich organisieren, desto bessere 
Bilanzergebnisse erreichen sie. Je besser die Gemeinwohl-
Bilanz-Ergebnisse der Unternehmen in einer Volkswirt-
schaft sind, desto größer ist das Gemeinwohl-Produkt. 

4. Belohnung des Gemeinwohlstrebens
Die Unternehmen mit guten Gemeinwohl-Bilanzen erhal-
ten rechtliche Vorteile: niedrigere Steuern, geringere Zölle, 
günstigere Kredite, Vorrang beim öffentlichen Einkauf und 
bei Forschungsprogrammen etc. Der Markteintritt wird 
dadurch für verantwortungsvolle Akteur/-innen erleich-
tert; und ethische, ökologische und regionale Produkte 
und Dienstleistungen werden billiger als unethische, un-
ökologische und globale.

5. Verwendung bilanzieller Überschüsse
Die Finanzbilanz wird zur Mittelsbilanz. Finanzgewinn 
wird vom Zweck zum Mittel und dient dazu, den neu-
en Unternehmenszweck (Beitrag zum allgemeinen Wohl) 
zu erreichen. Bilanzielle Überschüsse dürfen verwendet 
werden für: Investitionen (mit sozialem und ökologi-

schem Mehrwert), Rückzahlung von Krediten, Rücklagen 
in einem begrenzten Ausmaß, begrenzte Ausschüttungen 
an die Mitarbeiter/-innen sowie für zinsfreie Kredite an 
Mitunternehmen. Nicht verwendet werden dürfen Über-
schüsse für: Investitionen auf den Finanzmärkten (diese 
soll es gar nicht mehr geben), feindliche Aufkäufe anderer 
Unternehmen, Ausschüttung an Personen, die nicht im 
Unternehmen mitarbeiten, sowie Parteispenden. Im Ge-
genzug entfällt die Steuer auf Unternehmensgewinne.

6. Erlösung vom Wachstums- 
und Fresszwang

Da Gewinn nur noch Mittel, aber kein Ziel mehr ist, kön-
nen Unternehmen ihre optimale Größe anstreben. Sie 
müssen nicht mehr Angst haben, gefressen zu werden, und 
nicht mehr wachsen, um größer, stärker oder profitabler 
zu sein als andere. Alle Unternehmen sind vom allgemei-
nen Wachstums- und wechselseitigen Fresszwang erlöst.

7. Kooperation und Solidarität 
mit anderen Unternehmen

Durch die Möglichkeit, entspannt und angstfrei die opti-
male Größe einzunehmen, wird es viele kleine Unterneh-
men in allen Branchen geben. Da sie nicht mehr wachsen 
wollen, fällt ihnen die Kooperation und Solidarität mit 
anderen Unternehmen leichter. Sie können ihnen mit Wis-
sen, Know-how, Aufträgen, Arbeitskräften oder zinsfreien 
Krediten helfen. Dafür werden sie mit einem guten Ge-
meinwohl-Bilanz-Ergebnis belohnt – nicht auf Kosten 
anderer Unternehmen, sondern zu deren Nutzen. Die 
Unternehmen bilden zunehmend eine solidarische Lern-
gemeinschaft, die Wirtschaft wird zu einer Win-win- 
Anordnung.

8. Begrenzung von Einkommens-  
und Vermögensungleichheiten

Die Einkommens- und Vermögensungleichheiten wer- 
den in demokratischer Diskussion und Entscheidung 
begrenzt: die Maximal-Einkommen auf z. B. das Zehn-
fache des gesetzlichen Mindestlohns; Privatvermö-
gen auf z. B. zehn Millionen Euro; das Schenkungs- 
und Erbrecht auf z. B. 500.000 Euro pro Person; bei 
Familienunternehmen auf z. B. zehn Millionen Euro pro 
Kind. Das darüber hinaus gehende Erbvermögen wird 
über einen Generationenfonds als „Demokratische Mit-
gift“ an alle Nachkommen der Folgegeneration verteilt: 
Gleiches „Startkapital“ bedeutet höhere Chancengleich-
heit. Die genauen Grenzen sollen von einem Wirtschafts-
konvent demokratisch ermittelt werden.

Jürgen Osterlänger
Jahrgang 1958, 
arbeitet beruflich 
als Entwicklungs-
ingenieur bei einem 
Automobilzulie-
ferer im Bereich 
Elektromobilität. Er ist ÖDP-Kreisrat, 
in der Energiewendebewegung unter an-
derem in der Transition-Town-Initiative 
„Emskirchen im Wandel“ aktiv und ein 
Unterstützer der Gemeinwohlökonomie.

Kontakt: www.oedp-nea.de
http://transition.sollner.de 

Veranstaltung der ÖDP Mün-
chen zum Thema „Gemeinwohl-
Ökonomie“ siehe Seite 67.
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9. Demokratisierung und  
Vergesellschaftung von Großunternehmen

Bei Großunternehmen gehen ab einer bestimmten Größe 
(z. B. 250 Beschäftigte) Stimmrechte und Eigentum teil- 
und schrittweise an die Beschäftigten und die Allgemein-
heit über. Die Öffentlichkeit könnte durch direkt gewählte 
„regionale Wirtschaftsparlamente“ vertreten werden. Die 
Regierung soll keinen Zugriff/kein Stimmrecht in öffentli-
chen Unternehmen haben. 

10. Demokratische Allmenden
Das gilt auch für die Demokratischen Allmenden, die 
dritte Eigentumskategorie neben einer Mehrheit (kleiner) 
Privatunternehmen und gemischt-besessenen Großunter-
nehmen. Demokratische Allmenden (auch „Commons“) 
sind Gemeinwirtschaftsbetriebe im Bildungs-, Gesund-
heits-, Sozial-, Mobilitäts-, Energie- und Kommunikati-
onsbereich: die „Daseinsvorsorge“.

11. Demokratische Bank
Eine wichtige Demokratische Allmende ist die Demo-
kratische Bank. Sie dient wie alle Unternehmen dem 
Gemeinwohl und wird wie alle Demokratischen Allmen-
den vom demokratischen Souverän kontrolliert und nicht 
von der Regierung. Ihre Kernleistungen sind garantierte 
Sparvermögen, kostenlose Girokonten, kostengünstige 
Kredite und ökosoziale Risikokredite. Der Staat finanziert 
sich primär über zinsfreie Zentralbankkredite. Die Zen-
tralbank erhält das Geldschöpfungsmonopol und wickelt 
den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr ab, um Steuer-
flucht zu unterbinden. Die Finanzmärkte in der heutigen 
Form wird es nicht mehr geben.

12. Globale Währungskooperation
Nach dem Vorschlag von John Maynard Keynes wird 
eine globale Währungskooperation errichtet mit einer 
globalen Verrechnungseinheit („Globo“, „Terra“) für den 
internationalen Wirtschaftsaustausch. Auf lokaler Ebe-
ne können Regiogelder die Nationalwährung ergänzen. 
Um sich vor unfairem Handel zu schützen, initiiert die 
EU eine Fair-Handelszone („Gemeinwohl-Zone“), in der 
gleiche Standards gelten oder die Zollhöhe sich an der 
Gemeinwohl-Bilanz des Hersteller-Unternehmens orien-
tiert. Langfristziel ist eine globale Gemeinwohl-Zone als 
UN-Abkommen.

13. Entprivatisierung der Natur
Der Natur wird ein Eigenwert zuerkannt, weshalb sie 
nicht zu Privateigentum werden kann. Wer ein Stück 
Land für den Zweck des Wohnens, der Produktion oder 

der Land- und Forstwirtschaft benötigt, kann eine be-
grenzte Fläche kostenlos oder gegen eine Nutzungsgebühr 
nutzen. Die Überlassung ist an ökologische Auflagen und 
an die konkrete Nutzung geknüpft. Damit sind Landgrab-
bing, Großgrundbesitz und Immobilienspekulation zu 
Ende. Im Gegenzug entfällt die Grundvermögenssteuer.

14. Reduzierung des 
ökologischen Fußabdrucks

Wirtschaftswachstum ist kein Ziel mehr, hingegen die 
Reduktion des ökologischen Fußabdrucks von Personen, 
Unternehmen und Staaten auf ein global nachhaltiges 
Niveau. Der Kategorische Imperativ wird um die ökolo-
gische Dimension erweitert. Unsere Freiheit, einen belie-
bigen Lebensstil zu wählen, endet dort, wo sie die Freiheit 
anderer Menschen beschneidet, denselben Lebensstil zu 
wählen oder auch nur ein menschenwürdiges Leben zu 
führen. Privatpersonen und Unternehmen werden ange-
reizt, ihren ökologischen Fußabdruck zu messen und auf 
ein global gerechtes und nachhaltiges Niveau zu reduzie-
ren.

15. Reduzierung der Erwerbsarbeit
Die Erwerbsarbeitszeit wird schrittweise auf das mehr-
heitlich gewünschte Maß von 30 bis 33 Wochenstunden 
reduziert. Dadurch wird Zeit frei für drei andere zen-
trale Arbeitsbereiche: Beziehungs- und Betreuungsarbeit 
(Kinder, Kranke, Senior/-innen), Eigenarbeit (Persönlich-
keitsentwicklung, Kunst, Garten, Muße) sowie politische 
und Gemeinwesenarbeit. Infolge dieser ausgewogeneren 
Zeiteinteilung würde der Lebensstil konsumärmer, suffi-
zienter und ökologisch nachhaltiger.

16. Berufsfreijahr
Jedes zehnte Berufsjahr ist ein Freijahr und wird durch 
ein bedingungsloses Grundeinkommen finanziert. Men-
schen können im Freijahr tun, was sie wollen. Diese Maß-
nahme entlastet den Arbeitsmarkt um 10 % – die aktuelle 
Arbeitslosigkeit in der EU.

17. Demokratie weiterentwickeln
Die repräsentative Demokratie wird ergänzt durch di-
rekte und partizipative Demokratie. Der Souverän soll 
seine Vertretung korrigieren, selbst Gesetze beschließen, 
die Verfassung ändern und Grundversorgungsbereiche – 
Bahn, Post, Banken – kontrollieren können. In einer ech-
ten Demokratie sind die Interessen des Souveräns und 
seiner Vertretung identisch – Voraussetzung dafür sind 
umfassende Mitgestaltungs- und Kontrollrechte des Sou-
veräns.

18. Demokratische Konvente

Alle 20 Eckpunkte der Gemeinwohl-Ökonomie sollen in 
einem breiten Basisprozess durch intensive Diskussion 
ausreifen, bevor sie von einem direkt gewählten Wirt-
schaftskonvent in Gesetze gegossen werden. Über das 
Ergebnis stimmt der demokratische Souverän ab. Was 
angenommen wird, geht in die Verfassung ein und kann – 
jederzeit – nur wieder vom Souverän selbst geändert wer-
den. Zur Vertiefung der Demokratie können weitere Kon-
vente einberufen werden: Bildungs-, Medien-, Daseins-
vorsorge-, Demokratiekonvent ...

19. Fünf neue Pflichtgegenstände
Um die Werte der Gemeinwohl-Ökonomie von Kind an 
vertraut zu machen und zu praktizieren, muss auch das 
Bildungswesen gemeinwohlorientiert aufgebaut werden. 
Das verlangt eine andere Form von Schule sowie andere 

Die Gemeinwohlmatrix: Leitwerten sind sogenannte „Berührungsgruppen“ zugeordnet. Unternehmen erhalten je nach Abschneiden 
pro Feld eine bestimmte Anzahl von Gemeinwohlpunkten. Die belohnt der Staat z. B. mit niedrigen Steuern und Zöllen, zinsgünstigen 
Krediten, Förderungen und Vorrang bei der Vergabe öffentlicher Aufträge.

Inhalte, z. B. Gefühlskunde, Wertekunde, Kommunikati-
onskunde, Demokratiekunde, Naturerfahrungskunde und 
Körpersensibilisierung.

20. Soziale Führungsqualitäten
Da in der Gemeinwohl-Ökonomie unternehmerischer 
Erfolg eine ganz andere Bedeutung haben wird als heu-
te, werden auch andere Führungsqualitäten gefragt sein: 
Nicht mehr die rücksichtslosesten, egoistischsten und 
„zahlenrationalsten“ Manager werden gesucht, sondern 
Menschen, die sozial verantwortlich und -kompetent han-
deln, mitfühlend und empathisch sind, Mitbestimmung 
als Chance und Gewinn sehen und nachhaltig langfristig 
denken. Sie werden die neuen Vorbilder sein.

Quelle:  
»  www.gemeinwohl-oekonomie.org  Über uns  Inhalt
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BUCHTIPP
Weiterentwicklung der Katholischen Soziallehre 

Nachhaltigkeit ist
ein ethisches Prinzip

Bisher ist die Umweltfrage kein systematischer Bestandteil der
katholischen Soziallehre. Daher ist diese weiterzuentwickeln, 
um den „Zeichen der Zeit“ angemessen zu begegnen und das 
Orientierungspotenzial, das im christlichen Glauben liegt, auch
auf der ordnungspolitischen Ebene wirksam zu entfalten.

von Prof. Dr. Markus Vogt und Dr. Jochen Ostheimer

D ie „Nachhaltige Entwick-
lung“ wurde 1992 bei der 
Weltkonferenz für Umwelt 

und Entwicklung in Rio de Janei-
ro von der Völkergemeinschaft als 
Leitbild für die Politik des 21. Jahr-
hunderts anerkannt. Sie wird defi -
niert als eine ökologisch tragfähige, 
sozial gerechte und wirtschaftlich 
effi  ziente Entwicklung – ethisch be-
gründet mit der Verantwortung für 
künftige Generationen. Ursprüng-
lich stammt der Begriff  „Nachhal-
tigkeit“ aus der deutschen Forst-
wissenschaft, wo ihn 1713 Hans 
Carl von Carlowitz als Gegenbe-
griff  zu „nachlässig“ einführte. Der 
Grundgedanke lautet: nicht mehr 
Ressourcen zu verbrauchen, als 
die Natur regenerieren kann. Oder
ökonomisch ausgedrückt: von den 
Zinsen und nicht vom Kapital le-
ben. 

Im Grunde ist Nachhaltigkeit 
etwas sehr Einfaches und Selbst-
verständliches, das wir aber heu-
te unter den Bedingungen einer
Zivilisation, die nach dem Muster 
„schneller, höher, weiter“ haltlos in 
die Zukunft zu stürzen scheint, neu 
lernen müssen. Nachhaltigkeit for-
dert einen Kulturwandel. Ihre He-
rausforderung besteht darin, dass 
es die vielfältigen Phänomene der 

global beschleunigten Entwicklung 
von Armut und Umweltzerstörung 
in einem inneren Zusammenhang 
sieht und deshalb integrierte Lö-
sungsmodelle fordert. Entwick-
lungen, die wirtschaftlichen Wohl-
stand, globale Gerechtigkeit und 
ökologische Tragfähigkeit getrennt 
anstreben, laufen in eine Sackgasse. 

Vom Anspruch der Nachhal-
tigkeit, als Querschnittsthema alle 
Refl exions- und Handlungsberei-
che zu durchdringen, sind wir noch 
weit entfernt. Die Nachhaltigkeits-
strategie Deutschlands ist bisher 
eher ein Sammelbecken für die Zu-

sammenstellung aller wünschbaren 
Entwicklungsziele. Das Leitbild 
der Gleichwertigkeit von Ökolo-
gie, Ökonomie und Sozialem – das
sogenannte „Dreisäulenkonzept“ 
der Nachhaltigkeit – ist so weit 
gefasst, dass jeder seine Ziele als 
nachhaltig etikettiert. Man will alles 
gleichzeitig, erreicht jedoch nichts. 
Nachhaltigkeit wird zum Etiketten-
schwindel und zur leeren Utopie. 

Nachhaltigkeit als
Herausforderung für die Kirche
Nur wenn man Nachhaltigkeit 
nicht als ökologischen Fachbegriff , 
sondern als ethisches Prinzip ver-
steht, wird man ihrem spezifi schen 
Charakter gerecht: Sie ist eine Ori-
entierung für Abwägungsprozesse 
in Konfl iktlagen, eine Grammatik 
für den Strukturaufbau der Ge-
sellschaft, keine Zauberformel. Es 
bedarf der Konkretisierung, um 
Verbindlichkeit zu entfalten. Nach-
haltigkeit ist nicht billig zu haben. 
Für die Kirche erfordert das Prinzip 
Nachhaltigkeit eine neue Verstän-
digung darüber, was die tragenden 
Grundwerte des Lebens sind, wie 
wir weltweite Gerechtigkeit und 
Überlebensfähigkeit sichern kön-
nen und aus welchen Quellen sich 
die Reformfähigkeit von Politik und 
Gesellschaft stärken lässt. 

Will man Nachhaltigkeit als 
ethisches Prinzip in die Katholische 
Soziallehre integrieren, sind folgen-
de Fragen kritisch zu prüfen:
n Kann Nachhaltigkeit in seiner 
Begründung ohne innere Wider-
sprüche mit dem Schöpfungsglau-
ben und dem Ansatz christlicher 
Ethik, die nach traditionellem Ver-
ständnis den Menschen in den Mit-

telpunkt stellen, verbunden wer-
den?
n Kann der christliche Glaube 
einen originären Beitrag zum Ver-
ständnis und zur Umsetzung von 
Nachhaltigkeit leisten?
n Ist Nachhaltigkeit für die kirch-
liche Praxis, ohne deren Flankie-
rung ein Sozialprinzip unglaub-
würdig bleiben muss, eine sinnvolle 
Richtschnur? Was bedeutet Nach-

haltigkeit in der Verwaltung, Seel-
sorge, Diakonie, Liturgie und Ver-
kündigung?

Das Wissen der Religionen
im ökologischen Diskurs

Die Weite des ethischen Prinzips 
der Nachhaltigkeit kann leicht in 
eine programmatische Selbstüber-
forderung führen, die alle Weltpro-
bleme gleichzeitig lösen will und 
deshalb nichts erreicht. Deshalb ist 
es wichtig, nicht nur von ethischen 
Postulaten der Kirche und an die 

Kirche zu sprechen, sondern auch 
von den spezifi schen Kompetenzen 
und ihren Grenzen. Folgende As-
pekte, die die christlichen Kirchen 
für eine nachhaltige Reform der Ge-
sellschaft einbringen können, sind 
dabei besonders relevant:

n Nachhaltigkeit braucht eine 
strukturelle Verankerung langfris-
tiger Perspektiven. Hierfür kann 
die Kirche von ihrem Selbstver-
ständnis und ihrer Struktur her 
als älteste und auf Langfristigkeit 
(Ewigkeit) ausgerichtete Institution 
einen wichtigen Dienst leisten. Die 
Verantwortung für künftige Gene-
rationen, die ein zentrales Anliegen 
des Nachhaltigkeitskonzepts ist, ist 
vor allem eine Frage der Fähigkeit 
zum langfristigen Denken. Glaube 
und Kirche sind wesentlich darauf 

angelegt, den Zeithorizont unserer 
Wertmaßstäbe zu erweitern.
n Nachhaltigkeit fordert eine An-
erkennung des Eigenwertes der 
Natur. Das christliche Schöpfungs-
verständnis kann dies auf eine Wei-
se fördern, die nicht auf mystisch-

voraufklärerischen Konzepten be-
ruht und die deshalb mit den He-
rangehensweisen moderner Natur-
wissenschaften und Technik ver-
einbar ist. Das religiöse Verhältnis 
zur Natur als Schöpfung, als „Spur 
Gottes“, als „Symbolressource“ und 
als Raum des geschenkten Lebens 
ist ein wichtiges und kraftvolles Ge-
gengewicht zur Reduktion der Na-
turwahrnehmung als „Warenlager“ 
für menschliche Konsuminteressen.
n Nachhaltigkeit steht und fällt 
mit der Befähigung zu globaler 

Nur wenn man Nachhaltigkeit nicht als
ökologischen Fachbegriff , sondern als ethisches

Prinzip versteht, wird man ihr gerecht.

Ohne das Subsidiaritätsprinzip würde
dem Konzept der nachhaltigen Entwicklung das

organisatorische Herzstück fehlen.

Markus Vogt

Prinzip 
Nachhaltigkeit 
Ein Entwurf aus 
theologisch-ethischer 
Perspektive
oekom, 2009 
550 Seiten, 34.90 Euro
978-3-86581-091-5
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Ohne das Solidaritätsprinzip würde
das Nachhaltigkeitsprinzip

politisch und gesellschaftlich isoliert bleiben.

ein „missing link“ zwischen Schöp-
fungsglauben und gesellschaftli-
chem Umweltdiskurs. Sie verknüpft 
und aktualisiert die traditionellen 
Prinzipien der Sozialethik im Pro-
blemhorizont der ökologischen 
Frage. So gewinnt das Nachhaltig-
keitsprinzip wichtige Inhalte seiner 
ethischen Begründung, seiner mo-

ralischen Motivationskraft und sei-
ner organisatorischen Gestalt aus 
dem engen Verweisungszusammen-
hang zu den bekannten Prinzipien:
n Ohne das Personprinzip, ohne 
die personale Rückbindung würde 
der Versuch, die umfassenden For-
derungen des Nachhaltigkeitsprin-
zips zu begründen, unweigerlich in 
naturalistische Konzepte münden. 
Als ein aus der Forstwissenschaft 
kommendes Naturnutzungskon-
zept ist Nachhaltigkeit im Kern 
anthropozentrisch. „Human beings 
are at the center of sustainable de-
velopment“ steht im ersten Grund-
satz der Rio-Deklaration. Diese An-
thropozentrik bedarf jedoch einer 
ökologischen Aufklärung, um die 
ökologischen Voraussetzungen per-
sonaler Entfaltung deutlicher ins 
Bewusstsein zu bringen.
n Ohne das Solidaritätsprinzip 
und all die vielen Institutionen, 
die zur Sicherung solidarischer Ar-
mutsbekämpfung geschaff en wur-
den, bliebe das Nachhaltigkeits-
prinzip politisch und gesellschaft-
lich im leeren Raum, isoliert und 
ohne stringente Begründung seiner 
wirtschaftlichen Komponente. Die 
weltweit gelebte Solidarität der Kir-
chen ist deren am stärksten nachge-
fragte Kompetenz im Nachhaltig-
keitsdiskurs.

Prof. Dr. Markus Vogt
Jahrgang 1962, stu-
dierte Theologie und 
Philosophie in Mün-
chen, Jerusalem 
und Luzern. Seit 
2007 ist er Inhaber 
des Lehrstuhls für 
Christliche Sozialethik der Ludwig-
Maximilians-Universität München, 
seit 2009 Sprecher der „Arbeitsge-
meinschaft Christliche Sozialethik im 
deutschsprachigen Raum“.

Kontakt: m.vogt@lmu.de

Dr. Jochen Ostheimer
Jahrgang 1975, 
studierte Theologie, 
Philosophie und 
Sozialpädagogik 
in Benediktbeuern, 
München und 
Berlin. Seit 2007 ist 
er Akademischer Rat a. Z. am Lehrstuhl 
für Christliche Sozialethik der Ludwig-
Maximilians-Universität München
sowie Lehrbeauftragter an der Univer-
sität Tübingen. 

Kontakt: j.ostheimer@lmu.de

Solidarität. Diese Forderung wird 
in der kirchlichen Sozialverkündi-
gung und Praxis konkretisiert. Da 
Solidarität nicht primär ein Er-
kenntnisproblem ist, sondern vor 
allem eine Frage der Motivation, 
kann die christliche Verkündigung 
und die kirchliche Praxis hier vieles 
beitragen, was politische Appelle zu 
globaler Solidarität allein nicht ver-
mögen.
n Nachhaltigkeit braucht eine 
Überwindung des massenhaften 
Konsums, der sich vor allem zulas-
ten der Natur in den Entwicklungs-
ländern auswirkt. Gefordert ist ein 
Wertewandel sowie die Vermittlung 
eines Selbstbewusstseins, das sich 
unabhängig von äußerem Besitz 
und kurzfristigen Erlebniswerten 
anerkannt weiß. Genau darauf 
zielen christliche Seelsorge und 
Bildung. Das christliche Menschen-
bild bietet wichtige Orientierungs-
hilfen für einen nachhaltigen Le-
bensstil und motiviert zum Dienst 
der Versöhnung und der Gerechtig-
keit.
n Nachhaltigkeit ist eine Zukunfts-
vorsorge, deren motivierende Hoff -
nung nicht Fortschrittsoptimismus 
ist, sondern die Vision eines gelun-
genen Lebens in den Grenzen der 
Natur. Eine solche Hoff nung fi ndet 
sich im christlichen Glauben. Sie 
wendet die Erfahrung der eige-

nen geschöpfl ichen Grenzen in die 
Chance, das Leben als Geschenk 
anzuerkennen, dessen Ursprung 
und Ziel der Mensch nicht selbst 
machen und bestimmen kann und 
dessen Glück er erfahren kann, 
wenn er seine Existenz in die Hän-
de Gottes legt und in solidarischer 
Gemeinschaft lebt.

Wenn es gelänge, diese vielfälti-
gen Aspekte plausibel zu entfalten, 
dann könnte Nachhaltigkeit durch 
die Verbindung mit theologischer 
Ethik und durch die Mitwirkung 
der Kirchen ganz wesentliche Di-
mensionen gewinnen. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass zwischen 
Schöpfungsglauben und Nachhal-
tigkeit ein asymmetrisches Verhält-

nis herrscht: Der christliche Schöp-
fungsglaube verpfl ichtet zur Nach-
haltigkeit – Nachhaltigkeit setzt 
jedoch nicht notwendig den christ-
lichen Schöpfungsglauben voraus.

Die Auseinandersetzung mit 
dem Prinzip der Nachhaltigkeit 
bietet die Chance einer Wiederent-
deckung des Schöpfungsglaubens. 
Die Neubestimmung des Verhält-

nisses zwischen Mensch und Natur 
ist eine der zentralen, ungelösten 
und eben deshalb auch „religions-
produktiven“ Herausforderungen 
unserer Zeit. Als Frage nach den 
größeren Zusammenhängen, in die 
unser Leben eingebunden ist, führt 
die ökologische Krise zu religiösen 
Fragen. „Zukunftsfähigkeit“ ist im-
mer auch ein religiöses Thema.

Nachhaltigkeit als viertes
Prinzip der Sozialethik 

Die Sozialprinzipien der theolo-
gischen Ethik sind entstanden als 
Reaktion auf die Erfahrungen des 
Wandels der neuzeitlichen Gesell-
schaft, der wesentlich durch die 
Emanzipation des Subjekts in der 

Aufklärung ausgelöst wurde. Sie 
sind besonders in Umbruchzeiten 
virulent, in denen Deutungs- und 
Orientierungsmuster ihre Plau-
sibilität verlieren. Die neuartigen 
Möglichkeiten, die Gestalt der Erde 
grundlegend zu verändern und da-
bei die natürlichen Lebensgrundla-
gen von Milliarden von Menschen 
zu gefährden, haben in den Geo-
wissenschaften dazu geführt, dass 
sie vom Anbruch einer neuen erd-
geschichtlichen Epoche sprechen: 
dem Anthropozän. Das Sozialprin-
zip Nachhaltigkeit reagiert auf diese 
neue Situation.

Die christlichen Sozialprinzipien 
dienen der Übersetzung biblischer 
Imperative in ordnungsethische
Kategorien. Sie besitzen den Cha-
rakter verfahrensrelevanter Grund-
sätze und haben sich als ethische 
Grammatik für den Strukturaufbau 
der Gesellschaftsordnung bewährt. 
In diesem Sinne ist Nachhaltigkeit 

Ohne das Personprinzip würde der Versuch, 
das Nachhaltigkeitsprinzip zu

begründen, in naturalistische Konzepte münden.

n Ohne das Subsidiaritätsprinzip 
würde dem Konzept der nachhal-
tigen Entwicklung das organisa-
torische Herzstück fehlen. Ökolo-
gische Imperative könnten dann 
dazu missbraucht werden, mehr 
Staat, mehr Reglementierung und 
mehr Zentralisierung zu fordern, 
statt Strukturen der Freiheit und 

der Anpassung an die jeweiligen 
sozialen und natürlichen Lebens-
räume zu fördern. „Global denken 
– lokal handeln“ ist die populäre 
Kontextualisierung des Subsidiari-
tätsprinzips im ökologischen Dis-
kurs.

Das Nachhaltigkeitsprinzip ge-
winnt seine Eigenständigkeit also 
gerade nicht aus der Abgrenzung 
und Isolierung gegenüber den an-
deren Prinzipien, sondern daraus, 
dass die Beziehung des Menschen 
zur Natur als ein Problemfeld ver-
standen wird, das die traditionel-
len drei Handlungsprinzipien in 
neuer Weise aktualisiert, vertieft 
und umfasst. Das Neue ist nicht 
die Addition eines zusätzlichen 
Gegenstandsbereiches oder eine 
völlig eigenständige Begründung, 
sondern ein neuer Problemhori-
zont, angesichts dessen der Mensch 
neu lernen muss, sich als Teil der 
Schöpfung zu sehen und persona-
le Freiheit sowie gesellschaftlichen 
Fortschritt nicht als Emanzipation 
von den naturwüchsigen Fesseln zu 
verstehen, sondern so, dass sie dau-
erhaft von den Bedingungen der 
Natur mitgetragen werden.

Es geht darum, soziale Verhält-
nisse und Überlebensfragen aus der 
Dynamik des menschlichen Natur-
Gesellschafts-Verhältnisses heraus 

zu begreifen. Das ergibt sich schon 
daraus, dass sich ökologische Ge-
fahren in der Moderne nicht mehr 
primär auf die unbeherrschte Na-
tur zurückführen lassen, sondern 
nicht-intendierte Nebenfolgen der 
Naturbeherrschung sind. Sozia-
le und ökologische Folgen dürfen 
nicht isoliert neben- und nachein-
ander betrachtet werden, sondern 
als ineinander und interdiszip-
linär vernetzt. Nachhaltigkeit ist 
eine Synthese der sozialethischen 
Zeitdiagnose und auf dieser Basis 
zugleich Gradmesser für die Zu-
kunftsgestaltung in nahezu allen 
Politikbereichen.            n
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BUCHTIPP

Katholische Kirche
ist der älteste Global Player 

Das Nürnberger CfGL steht auf ei-
nem soliden und traditionsreichen 
Fundament: Über die Jesuitenmis-
sion, die im Rahmen der deutschen 
Jesuitenprovinz zuständig für Ent-
wicklungszusammenarbeit ist, rei-
chen Verbindungen und Kontakte 
über deren 600 Projekte in über 50 
Länder. Zur „Betriebsphilosophie“ 
der Jesuitenmission gehört aber, 
nicht nur „milde Gaben“ an die Ar-
men zu verteilen, sondern verstärkt 
über die Ursachen und Hintergrün-
de von Armut und Ausbeutung, die 
Zusammenhänge von Armut und 
Klimawandel, Armut und Welthan-
del Bescheid zu wissen und dieses 
Wissen an die vielen Spenderinnen 
und Spender weiterzugeben. 

Für die Umsetzung dieses Vor-
habens bietet sich wiederum als 
Partner eine Erzbischöfl iche Aka-
demie bestens an, denn: Die Ka-
tholische Kirche ist der älteste und 
mitgliederstärkste Global Player 

überhaupt. Sie besitzt jahrhun-
dertelange Erfahrung im Umgang 
mit globalen Herausforderungen, 
verschiedenen Kulturen, Katastro-
phenmanagement und Entwick-
lungsarbeit. Hinzu kommt: Seit vie-
len Jahrzehnten ist der Dreischritt 
„Sehen – Urteilen – Handeln“ fester 

Bestandteil der Katholischen So-
ziallehre, deren Hauptgegenstand 
wiederum die vielen Fragen natio-
naler, sozialer, ökologischer und 
globaler Gerechtigkeit sind.

Dreischritt „Sehen – 
Urteilen – Handeln“

Das CfGL versucht, den Dreischritt 
„Sehen – Urteilen – Handeln“, der 
auch entscheidender Bestandteil 
sowohl im pädagogischen Ansatz 
des Globalen Lernens als auch
im Orientierungsrahmen „Globale 
Entwicklung“ der Kultusminister-
konferenz darstellt, in seinem Pro-
gramm bestmöglich umzusetzen 
und nicht nur im Slogan aufschei-
nen zu lassen: Es beteiligt sich an 

Jeder, der das Prinzip der Finanztransaktionssteuer 
versteht, fragt sofort, warum man das 

nicht schon längst versucht oder umgesetzt hat.

Jörg Alt,
 Samuel Drempetic (Hrsg.)

Wohlstand anders denken
Lehren aus den
aktuellen Weltkrisen
Echter, April 2012
154 Seiten, 14.80 Euro
978-3-429-03473-3

Centrum für Globales Lernen 

Grenzübergreifend
dicke Bretter bohren

Von der Globalisierung profi tieren vor allem transnational
agierende Konzerne, auch weil die Menschheit bis heute immer
noch national und regional denkt. Angesichts der globalen
Herausforderungen muss auch sie global zu denken lernen.
Dieser Aufgabe widmet sich das Nürnberger  „Centrum
für Globales Denken“. 

von Dr. Jörg Alt SJ und Samuel Drempetic

W ir leben in einer zuneh-
mend komplexen, sich 
„globalisierenden“ Welt-

gesellschaft. Das wissen wir alle 
irgendwie. Wie wir aber damit um-
gehen, ist uns weit weniger klar. Im 
Grunde scheint es doch so zu sein, 
dass nur der Finanzsektor und die 
transnationalen Konzerne dieses 

globale Spiel (zu ihren Gunsten) 
perfekt beherrschen und der Rest 
der Menschheit irgendwie ratlos 
daneben steht, hier und da etwas 
ausprobiert, hier und da zu etwas 
gedrängt oder gezwungen wird, 
aber im Großen und Ganzen keine 
Ahnung hat, wie sich dieses heran-
wachsende Global Village kohärent 
und systematisch zum Besten aller 
gestalten lässt.

Globale Probleme 
erfordern globales Denken 

Während der Finanzsektor und 
die transnationalen Konzerne eine 

gemeinsame „Betriebskultur“ und 
„Sprachkultur“ haben und sich 
grenzübergreifend darin bestens 
verständigen können, sind Gesell-
schaft und Politik nach wie vor im 
Nationalstaatskästchen gefangen: 
Nationales Recht, nationale Kultu-
ren, nationale Bedürfnisse, nationa-
le Institutionen prägen die Heran-

gehensweise an alles; internationale 
Kooperationen sind äußerst schwie-
rig, zeitraubend und meistens im 
Ergebnis ein dünner, zahnloser 
Kompromiss.

Hier will das Centrum für Glo-
bales Lernen (CfGL) einen Beitrag 
leisten. Es handelt sich um ein Ge-
meinschaftsprojekt der Akademie 
Caritas-Pirckheimer-Haus (CPH) 
und der Jesuitenmission in Nürn-
berg. Das im Namen vorhandene 
„Globale Lernen“ bezieht sich auf 
ein sich allmählich herausbildendes 
pädagogisches Konzept und bietet 
einen geeigneten Rahmen für die 

praktische Arbeit. Kurz und knapp 
lässt sich Globales Lernen als der 
pädagogischer Umgang mit der sys-
temischen, weltweiten Komplexität 
sowie der vorherrschenden Armut 
und Ungerechtigkeit bezeichnen. 
Die anfangs genannten Herausfor-
derungen machen deutlich, warum 
sich die Pädagogik mit den welt-
umspannenden Themen beschäfti-
gen sollte und dies schon seit Jah-
ren tut. 

Neben der pädagogischen Aus-
einandersetzung existiert auch 
eine fachdidaktische. Vor allem die 
Schulfächer „Religion“ und „Geo-
grafi e“ haben die Schnittmengen 
verstärkt aufgegriff en. Spätestens 
mit dem Orientierungsrahmen für 
den Lernbereich Globale Entwick-
lung der Kultusministerkonferenz 
und des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) ist die 
Notwendigkeit für die Schulen, sich 
mit dem Globalen Lernen ausein-
anderzusetzen, existent. Fo
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Tagung

Arbeit anders denken – 
Politik im Praxistest
Diskussion der Ergebnisse der 
Projektgruppe „Arbeitswelt, 
Konsumverhalten, Lebensstile“ 
der Enquete-Kommission „Wohl-
stand, Wachstum, Lebensqua-
lität“ 

Termin: 31.05. – 01.06.2013
Ort: CPH Tagungshaus,
Nürnberg

»  www.cfgl.de 
Veranstaltungen

VERANSTALTUNGSTIPP

Mit diesem symbolischen, aber 
psychologisch unglaublich wichti-
gen Mini-Erfolg innerhalb der EU 
könnten von Politik und Gesell-
schaft danach, mit gestärktem, grö-
ßerem Selbstbewusstsein, andere 
Regulierungs- oder Verbotsvorha-
ben auf den Finanzmärkten ange-
gangen werden, etwa bei Leerver-
käufen, im Bereich der Spekulation 
mit Lebensmitteln, bei der Frage 
des Schattenbankensektors, der Fra-
ge der Aufspaltung von Universal-
banken in einen Geschäftskunden- 
und einen Investmentbereich und 
anderem mehr.

An dieser Stelle müsste jetzt noch 
etwas zur Frage der Verwendung der 
Einnahmen aus der Finanztransak-
tionssteuer gesagt werden, die nach 
Vorstellung des Kampagnenbünd-
nisses „Steuer gegen Armut“ für 
die internationale und nationale 
Armutsbekämpfung, den Schutz 
von Klima und Umwelt verwendet 

werden sollte. Dies würde aber den 
Rahmen des Artikels sprengen und 
so soll der Hinweis genügen, dass 
das Kampagnenbündnis sich mit 
den Partnerkampagnen in anderen 
Ländern zum Ziel gesetzt hat, in 
den nächsten Monaten sich genau 
auf diese Frage zu konzentrieren.

Zivilgesellschaft gewinnt 
an Bedeutung

Im Zeitalter der Globalisierung 
wird es seitens der Zivilgesellschaft 
zunehmend wichtig sein, grenz-
übergreifend zum Bohren dicker 
Bretter zusammenzuarbeiten, denn: 
Es ist die Zivilgesellschaft, die heu-
te mithilfe des Internets und Social 
Webs zum Finanzsektor und zu 

Der Kampagne „Steuer gegen Armut“
zur Einführung einer Finanztransaktions-
steuer haben sich neben der ÖDP noch 96 
weitere Organisationen angeschlossen. 
Ausführliche Infos dazu gibt es auf der 
Website:  www.steuer-gegen-armut.de 

Dr. Jörg Alt SJ
Jahrgang 1961, trat 
1981 dem Jesuiten-
orden bei, studierte 
Philosophie und 
Theologie, wurde 
1993 zum Priester 
geweiht und promovierte in Soziologie. 
Er ist seit 1986 seelsorgerisch, wissen-
schaftlich und gesellschaftspolitisch 
tätig, seit 2012 auch im Nürnberger 
„Centrum für Globales Lernen“.

Kontakt: drempetic@cfgl.de 

Samuel Drempetic
Jahrgang 1983, 
studierte Volkswirt-
schaftslehre und 
Pädagogik und leitet 
seit Anfang 2011 
das Nürnberger 
„Centrum für Globales Lernen“. Neben 
zahlreichen Workshops und Seminaren 
führte er im November 2011 die große 
Tagung „Jetzt aber richtig! Lehren aus 
den Weltkrisen“ durch.

Kontakt: alt@cfgl.de 

Das Kunststück ist, Themen und Hebel zu fi nden,
die in der pluralen Weltgesellschaft verschiedene

Akteure zu gemeinsamem Handeln vereinen.

anderen grenzübergreifend jenseits 
demokratischer Kontrolle agieren-
den Akteuren im Bereich von Wirt-
schaft und Kriminalität ein Gegen-

gewicht darstellen kann. Indem die 
Zivilgesellschaft zunehmend die 
Vorteile, die durch moderne Ver-
kehrs- und Kommunikationsmittel 
bestehen, nützt, können national-
staatliche Beschränkungen über-
wunden werden, kann man, durch 
gemeinsame Analyse und Ethik ver-
bunden, wesentlich schneller kom-
munizieren und agieren als staatli-
che Institutionen und Parlamente, 
die aber als Kooperationspartner – 
die Finanztransaktionssteuer-Kam-
pagne belegt dies! – natürlich große 
Bedeutung haben.

Das Kunststück wird stets sein, 
die Themen und Hebel zu fi nden, 
die in der pluralen Weltgesellschaft 
so verschiedene Akteure wie Kir-

chen, Gewerkschaften, Menschen-
rechts- und Umweltverbände in 
einem gemeinsamen grenzüber-
greifenden Handeln inhaltlich 
vereinen können. Gleichzeitig gilt 
es, die Ressourcen zu fi nden, die 
ein solches gemeinsames Handeln 
über einen längeren Zeitraum hin 
tragen können. Das CfGL möchte 
versuchen, mit seinen bescheide-
nen Mitteln hier weiter seinen Bei-
trag zu leisten.             n

der Vor- und Nachbereitung des 
Freiwilligenprogramms der Jesu-
itenmission; es vermittelt Schul-
klassen Kontakte zu Projektpart-
nern und konzipiert Seminare zu 
den Themenbereichen Armut, 
Globalisierung und Gerechtigkeit; 
es veranstaltet Fachtagungen und 
Konferenzen zu komplexen The-
men wie z. B. zur Frage, was seitens 
Deutschlands eine angemessene 
Antwort auf die diversen Krisen 
der letzten Jahre sein könnte; es 
weist auf praktische Alternativen zu 
bestehenden Problemen hin, etwa 
in Ausstellungen und Messen zu 
alternativen, ethisch-ökologischen 
Geldanlagen; es organisiert und 
trägt Kampagnen mit, die Einfl uss 
dort auszuüben suchen, wo es nötig 
ist – etwa die Kampagne für eine 
„Steuer gegen Armut“ oder gegen 
Joseph Kony und seine „Lord’s Re-
sistance Army“.

Kampagne
„Steuer gegen Armut“

Um die konzeptionelle Herange-
hensweise im Spagat zwischen dem 
Lokalen und dem Globalen zu ver-
anschaulichen, noch einige Ausfüh-

rungen zur Kampagne „Steuer ge-
gen Armut“, der unter anderem die 
ÖDP angehört: Hintergrund der 
Kampagne war und ist das Gerech-
tigkeitsproblem, dass der Finanz-
sektor die Welt vor den größten 
Abgrund seit der Weltwirtschafts-
krise 1929 führte, mit Milliarden an 
Steuergeldern gerettet wurde, aber 
keine erkennbare und spürbare 

Anstrengung unternimmt, (1.) die 
Auswüchse, die zur Krise führten, 
abzustellen und (2.) einen Anteil 
dessen, was zu seiner Rettung auf-
gewendet wurde, an die Gemein-
schaft zurückzuzahlen. 

Dabei handelt es sich um ein 
wahrhaft globales und doch lokales 
Problem, denn die Auswirkungen 
der Krise trafen und treff en arme 
und reiche Länder gleichermaßen. 
Und rückblickend ist festzustellen, 
dass auch in dieser Krise eine wei-
tere Umverteilung von Reichtum 
von unten nach oben stattzufi nden 
scheint: Zumindest steigen die Bo-
nuszahlungen bestimmter Banker 
prozentual deutlich schneller als 
die Zahl neu geschaff ener Jobs, mit 
denen der weltweit mit der Krise 
einhergehende Arbeitsplatzverlust 
ausgeglichen würde, oder gar Rück-
zahlungen an all jene Kleinanleger, 
deren Rücklagen und Altersvorsor-
ge durch die Krise vernichtet wur-
den.

Auch im Lösungsbereich wird 
die Spannung zwischen Lokalem 
und Globalem sichtbar: Der Fi-
nanzsektor wehrt sich auch nach 
den jüngsten Krisen erfolgreich 
gegen gesellschaftspolitische Re-
gulierungsmaßnahmen, indem er 
unterschiedliche Systeme und Kul-

turen gegeneinander ausspielt: Je 
nach Thema fand er in asiatischen 
Staaten, in anglo-amerikanischen 
Staaten, in Schwellenländern oder 
in armen Staaten Verbündete, um 
entsprechende Vorhaben der G20 
oder der EU abzuwehren, auszu-
höhlen oder zu vertagen. 

Entsprechend wuchs die Not-
wendigkeit, wenigstens einen klei-

nen Erfolg zu verzeichnen, der der 
Weltgemeinschaft belegt: Es geht 
doch, wenn man nur zusammen-
steht. Die Finanztransaktionssteuer 
bot sich dafür an, denn: Jeder, der 
das Prinzip dieser Steuer versteht, 
fragt sofort, warum man das nicht 
schon längst versucht oder umge-
setzt hat. Dahin zu kommen, war 
und ist nicht leicht, da natürlich 
die Bataillone des Finanzsektors
die deutlich besser gefüllte Kriegs-
kasse haben und über ihre „Or-
gane“ kräftig Gegenpropaganda 
betreiben, um vor dem Verlust an 
Liquidität, der Schädigung des 
Kleinsparers und anderen Horror-
visionen in Folge dieser Mini-Steuer 
zu warnen.

Glücklicherweise scheint es 
momentan wenigstens in Teilen 
Europas so, als ob Zivilgesellschaft 
und Politik diese Gegenpropaganda 
wirkungsvoll zurückdrängen kön-
nen: Momentan sind es elf Staaten, 
die Finanztransaktionen möglichst 
umfassend mit einem Steuersatz 
von zwischen 0,1 und 0,01 %bele-
gen wollen. Dadurch ginge vor al-
lem der gesellschaftlich nutzlose 
Hochgeschwindigkeitshandel zu-
rück und Investitionen in die Re-
alwirtschaft vor Ort würden sich 
wieder mehr lohnen.

Es ist die Zivilgesellschaft, die heute mithilfe des
Internets zu jenseits demokratischer Kontrolle

agierenden Akteuren ein Gegengewicht darstellen kann.
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Wahlvorbereitungen
Die Wahlen im Jahr 2013 kommen 
mit Riesenschritten auf uns zu. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung die-
ses Beitrages steht allerdings noch 
nicht einmal der Termin der Bun-
destagswahl fest. Trotzdem müssen 
wir für die Bundestagswahl, sofern 
sie wie geplant Mitte September 
stattfindet, bis Mitte Juni 2013 die 
erforderlichen Unterstützungsun-
terschriften für die aufgestellten 
Landeslisten und Direktkandidaten 
sammeln. Da bereits viele Kreisver-
bände Direktkandidatinnen und 
-kandidaten aufgestellt haben, be-
danken wir uns hier auch für den 
gezeigten Einsatz. 

Weitere Informationen zum 
Sachstand finden Sie unter: 
»  www.oedp.de/wahlen/bundestags-
wahl-2013/

Grundsatzprogramm
Für das neue Grundsatzprogramm 
wurde vom Bundesparteitag im 
November 2012 in Erding beschlos-
sen, eine weitere Variante zu erstel-

Dr. Claudius 
Moseler
Generalsekretär 
ÖDP Bundespoliti-
sches und Kommu-
nalpolitisches Büro 
Neckarstr. 27 – 29 
55118 Mainz 
Tel.: 0 61 31/ 67 98 20 
Fax: 0 61 31/ 67 98 15

Kontakt: claudius.moseler@oedp.de

len und den vorliegenden Entwurf 
so zunächst nicht zu verabschieden. 
Es wurden allerdings eine ganze 
Reihe wesentlicher Änderungsan-
träge als Meinungsbild beschlossen. 
Die Bundesprogrammkommission 
wird an dieser, dem Parteitag vor-
gelegten Fassung allerdings weiter-
arbeiten und alle Vorschläge, Kritik 
und Bedenken berücksichtigen bzw. 
einarbeiten. Eine weitere Gruppe 
bearbeitet einen Alternativentwurf. 
Weitere inhaltliche Richtungsbe-
schlüsse muss der Bundeshaupt-
ausschuss am 27.01.2013 in Würz-
burg fassen, denn wir sind natürlich 
nicht mit allen wichtigen Punkten 
auf dem Bundesparteitag fertig ge-
worden.

Arbeitsgruppe Migration
Interessierte ÖDP-Mitglieder ha-
ben sich im Vorfeld des Bundespar-
teitages getroffen, um das Thema 
Migration zu bearbeiten. Es wurde 
vereinbart, dass man sich in unre-
gelmäßigen Abständen trifft, um 
das Thema vertiefend zu bearbei-

Neues aus dem Bundesverband

ten. Das Protokoll der Sitzung und 
weitere Informationen können beim 
Generalsekretär angefordert wer-
den.

Satzungen und Ordnungen
Die Satzungen und Ordnungen wur- 
den auf dem vergangenen Bundes-
parteitag geändert. Die neuen Fas-
sungen finden Sie hier: 
»  http://www.oedp.de/partei/ 
organisation/satzungen-und- 
geschaeftsordnungen/

Liebe ÖDP-Mitglieder,

im kommenden September erwarten uns zwei 
wichtige Wahlen: die bayerische Landtagswahl 
und die Bundestagswahl. Um unsere Mitglieder 
optimal vorzubereiten, werden Sie in den nächsten 
Monaten Einladungen zu Schulungen bekommen. 
Wir müssen unsere Kandidaten inhaltlich vorbe-
reiten, aber auch in der Pressearbeit schulen. Eine 
erste inhaltliche Vorbereitung halten Sie mit dieser 
neuen Ausgabe von ÖkologiePolitik in den Hän-
den. Ethik in Politik und Wirtschaft ist gerade der 
ÖDP ein wichtiges Anliegen, nehmen wir doch kei-
ne Firmenspenden an und können so unabhängig 
zum Wohl der Bürger Politik machen. Würde der 
Begriff der Ethik von Politikern und Wirtschaftsver-
tretern ernst genommen, dann gäbe es sicher mehr 
soziale Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft. Auf 
Seite 56 finden Sie unseren Aktionsvorschlag zur 
„Krötenwanderung“. Banken werden bei dieser Ak-
tion auf ihre ethischen Grundlagen geprüft und die 
Ergebnisse später veröffentlicht. Nur Transparenz 
trägt dazu bei, dass die Bürger informiert werden 
und dann fundierte Entscheidungen treffen kön-
nen. 

Leider führen Spendenskandale, Vorteilsnahme 
und Verflechtungen zwischen Politik und Wirt-
schaft zu Demokratiefeindlichkeit und Parteien-
verdrossenheit. In den anstehenden Wahlkämpfen 
möchten wir zeigen, dass die ÖDP anders ist und 
hohe moralische Ansprüche auch an sich selbst 
stellt. Mit dem Beschluss zum Ehrenkodex bei-

spielsweise beweisen wir unseren Wählern, dass 
wir nicht nur in Sonntagsreden entschlossenes 
Handeln predigen, sondern unsere Maßstäbe auch 
in die Realität umsetzen. Dieses Anderssein ist un-
ser Trumpf, den wir bei der Bundestagwahl und der 
bayerischen Landtagswahl ausspielen können. Bit-
te helfen auch Sie mit, unser gutes Programm den 
Wählerinnen und Wählern zu vermitteln. Die beste 
Werbung für die ÖDP sind unsere Mitglieder, die 
unsere Vision von Nachhaltigkeit in ihrem Leben 
umsetzen. 

Es grüßt Sie herzlich
Ihr

Sebastian Frankenberger

PS: Bitte denken Sie daran, dass auch im Jahr 2014 
eine wichtige Wahl ansteht: die Europawahl, bei 
der wir eine reelle Chance haben, mit Mandaten in 
das europäische Parlament einzuziehen.

An alle Mitglieder ...
von Sebastian Frankenberger, 
Bundesvorsitzender der ÖDP
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5 Fragen zur ÖDP 

Motivation, Ereignisse, 
Chancen, Gefahren, Visionen

Die ÖDP konnte am 6. März 2012 ihr 30-jähriges Jubiläum feiern. Grund, um einmal zurück und  
nach vorn zu blicken. Was motiviert Mitglieder, in ihr aktiv zu sein? Welche Ereignisse waren 
die wichtigsten? Was sind die größten Chancen und Gefahren? Was könnte die Partei erreichen?  

Karl Heinz 
Jobst

1 Wann und warum traten 
Sie in die ÖDP ein? Und 

warum sind Sie bis heute ak-
tiv?

Meine politische Lebens-
linie verlief nicht geradlinig. 
Vorher war ich inaktiver Frei-

er Wähler auf kommunaler Ebene. Erst 2008, nachdem 
ich einige berufliche und verbandspolitische Verpflich-
tungen abgelegt hatte, bin ich im Kommunal- und 
Landtagswahlkampf eingestiegen. Im Kreistag merkte 
ich jedoch sehr schnell, dass meine ökologischen, ener-
giepolitischen und sozialen Aktivitäten intern nicht er-
wünscht waren. Als Referent in der Landtagsfraktion er-
kannte ich mit Entsetzen, dass bei deren Protagonisten 
nicht nur unglaubliche demokratische Defizite vorhan-
den waren, sondern das Spektrum von rechtskonser-
vativ über neoliberal uninteressiert bis machtpolitisch 
korrupt reichte. Es war aussichtslos, einen ökosozialen 
Flügel zu installieren. Deshalb war es höchste Zeit, die-
se undefinierbare Gruppierung zu verlassen und mich 
der ÖDP zuzuwenden. Ich bin dann Anfang 2011 in die 
ÖDP eingetreten. Hier bin ich unter Gleichgesinnten 
herzlich aufgenommen, muss keine Eulen nach Athen 
tragen, meine Arbeit wird anerkannt und unterstützt. 
Die ÖDP ist eine Perle in der deutschen Politik, die nur 
noch poliert werden muss. Soll heißen, am durchschla-
genden Erfolg, der bisher fehlte, will ich arbeiten.

2 Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der 
ÖDP-Geschichte?

Neben dem Atomausstiegserfolg, an dem aber viele 
Gruppierungen beteiligt waren, möchte ich zwei Erfol-

ge besonders herausheben, die mich tief beeindruckt 
haben: der Nichtraucherschutz und die Abschaffung 
des Bayerischen Senats, dieses finanzstarken Lobby-
isten-Nebenparlaments. Beide Volksentscheide waren 
von Konsequenz geprägt. Besonders beim Nichtrau-
cherschutz zeigte sich, dass sich die ÖDP aus voller 
Überzeugung auch bei einem Teil der Bürger unbeliebt 
macht, wenn dies der Sache dient. Sie biedert sich nicht 
an, sondern folgt der Vernunft. Das hat bereits zu einem 
unverwechselbaren Profil geführt, das weiter gepflegt 
werden muss.

3 Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP? 
Wenn es der ÖDP gelingt, die ohnehin schon mit 

ihr assoziierten Attribute „konsequent“, „unbestech-
lich“, „unbequem“ und „visionär“ weiter zu kultivieren 
und zu kommunizieren, dann sehe ich darin die große 
Chance, sich vom ungeliebten und käuflichen Parteien-
brei abzuheben und auf Dauer ein intellektuelles und 
moralisch anspruchsvolles Wählerpotenzial für sich zu 
gewinnen. Ich sage stets: Wir brauchen keine 50 %, son-
dern nur 5 % Unterstützung. Na ja, ein bisschen mehr 
darf’s schon sein. Aber niemals so viel, dass wir dafür 
unsere Gesinnung aufgeben müssten.

4 Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Ich sehe zwei Gefahren: Die erste ist, dass die 

ÖDP in ihrer Ehrlichkeit stecken bleibt und den letz-
ten Schritt hin zum Erfolg nicht gehen kann, weil die 
Mitglieder die Kompromisse, die dann eingegangen 
werden müssen, nicht ertragen können. Politische 
Professionalität ist uns manchmal suspekt. Ich mer-
ke, allein Wahlkampf ist vielen schon ein Gräuel und 
nur schwer mit der puritanischen ÖDP-Gesinnung 
vereinbar. Gegen Missstände protestieren und aufbe-
gehren, ist eine Sache, aber sich selbst und seine Po-
litik auf dem Politikmarkt anzupreisen eine andere. 

Das liegt nicht jedem, das müssen wir noch lernen. Wir 
haben das denkbar beste Grundsatzprogramm. Dahin-
ter dürfen wir uns aber nicht verstecken, sondern wir 
müssen damit ins Licht treten, ins Rampenlicht. Vom 
Erfolg trennt uns nur noch Popularität. Da hilft kein 
Jammern über die Ignoranz der Medien an uns, son-
dern wir müssen die uns gegebenen Talente nutzen.  
Die zweite Gefahr ist für die ÖDP zwar noch weit ent-
fernt, aber ich mache mir schon heute Gedanken da-
rüber. Die Grünen dagegen sind dieser Gefahr bereits 
erlegen. Ich stelle mir die Frage: Wenn sich der große 
Wahlerfolg einst eingestellt hat und die Rolle der Op-
position verlassen werden muss, wird dann auch in der 
ÖDP die Beliebigkeit zunehmen und die Geradlinigkeit 
in gleichem Maß abnehmen? Ist das einem Naturgesetz 
ähnlich oder gibt es Wege, eine solche Entwicklung zu 
vermeiden?

5 Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
Eine naheliegende, aber durchaus realistische Vi-

sion für die ÖDP ist der Einzug in Länderparlamente, 
damit Ideen und Grundsätze endlich angemessen pub-
liziert und gehört werden. Wenn das geschafft ist, wird 
vieles leichter. Die nächste Vision – ebenfalls schon in 
erreichbarer Nähe – ist das Europaparlament, das für 
Ziele, wie sie die ÖDP vertritt, wesentlich offener ist 
als nationale Parlamente. Man kann über Europa und 
seine Bürokratie lästern, aber viele wegweisende Errun-
genschaften, gerade auf ökologischem Sektor, kommen 
von der EU. Dort muss unser Arbeitsplatz sein.

Janett  
Rehmann

1 Wann und warum traten 
Sie in die ÖDP ein? Und 

warum sind Sie bis heute aktiv?
Mit einer Werbeklappkar-

te der ÖDP zur Europawahl 
am 13. Juni 1999 in unserem 

Briefkasten fing alles an. Die Auswahl der Slogans: 
Qualität statt Gen-Fraß; Ehrlichkeit statt Korruption; 
Verantwortung statt Tierquälerei; mehr Demokratie 
statt Ministerherrschaft; bäuerliche Landwirtschaft 
statt Agrarindustrie machten uns richtig neugierig. 
Deshalb haben wir den Bundesparteitag in Berlin und 
den Landesparteitag in Braunschweig besucht. Wir wa-
ren positiv überrascht vom respektvollen Umgang und 

einer überaus anregenden Streitkultur im ehrlichen Be-
mühen, Antworten auf die heutigen und zukünftigen 
drängenden Fragen der Menschheit zu finden. Kurz 
darauf sind mein Mann und ich in die ÖDP eingetre-
ten und gründeten im Januar 2000 den Kreisverband 
Halberstadt. Seit März 2004 bin ich als Regionalbeauf-
tragte in Sachsen-Anhalt tätig. Bis heute bin ich aktiv, 
weil die Visionen der ÖDP für eine langfristig lebens-
freundliche Welt mehr denn je gefährdet sind. Gegen-
über meinem Gewissen und meinem Kind kann ich da 
nicht tatenlos zuschauen.

2 Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der 
ÖDP-Geschichte?

Für mich sind das die Abschaffung des Bayerischen Se-
nats, das neue Nichtraucherschutzgesetz in Bayern und 
die Abschaffung der 5 %-Hürde zur Europawahl. Der 
größte Erfolg in Sachsen-Anhalt war für mich der Ein-
zug der ÖDP ins Stadtparlament von Halberstadt im 
Juni 2009 mit zwei – fast sogar drei –Mandaten.

3 Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP?
Wenn es ihr gelingt, sich wirklich auf die neuen 

gewachsenen Anforderungen der Menschen in einem 
medialen Zeitalter einzustellen, ohne dabei ihre Prin-
zipien aufzugeben. Das heißt, den Nerv der Leute von 
heute zu treffen – mit einem Klick bin ich dabei. Dazu 
braucht die ÖDP einen absolut professionellen Internet- 
auftritt auf allen Ebenen sowie motivierte Leute, die 
diese Seiten ebenso kompetent betreuen. Und die ÖDP 
sollte Netzwerke wie Facebook und Twitter nutzen.

4 Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Die größte Gefahr sehe ich darin, dass die ÖDP die 

staatliche Parteienfinanzierung verlieren kann. Ohne 
die staatlichen Mittel ist es schwierig, eine effektive 
arbeitsfähige Struktur mit hauptamtlichen Mitarbei-
tern aufrecht zu erhalten. Es ist wichtig, weiter darüber 
nachzudenken, wie die ÖDP mehr Einnahmen akqui-
rieren kann. Interessante Ansatzpunkte bietet hier das 
Fundraising, d. h. wie gewinne ich neue Spender und 
wie betreue ich vorhandene Spender richtig? 

Eine weitere Belastungsprobe für die ÖDP ist, dass 
sie weiterhin in überregionalen Medien so gut wie 
nicht stattfindet und so viele Menschen – gerade auch 
ältere – gar nicht erst erreichen kann.

5 Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
Ich wünsche mir, dass die ÖDP zukünftig in eini-

gen Landesparlamenten und im Europaparlament ver-
treten sein wird. Ich sehe die ÖDP grundsätzlich jedoch 
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als starke außerparlamentarische Kraft, die mit vielen 
demokratischen Vereinigungen und Initiativen zusam-
menarbeitet und Volksentscheide mit zum Erfolg füh-
ren kann. Weiterhin sehe ich die ÖDP als verbindendes 
Netzwerk an. Ich finde es wichtig, jederzeit den Bürgern 
bei den unterschiedlichsten Anliegen weiterhelfen bzw. 
zu Experten vermitteln zu können. Wenn in den Köp-
fen hängen bleibt: „Die ÖDP hilft mir und schafft auch 
politisch was!“, dann bin ich sicher, wird die ÖDP noch 
mal 30 Jahre alt. 

Christian 
Tischler

1 Wann und warum traten 
Sie in die ÖDP ein? Und 

warum sind Sie bis heute aktiv?
Als es 2002 für mich zum 

ersten Mal an die Wahlurne 
ging, habe ich die Programme 
aller ernstzunehmenden Parteien durchgearbeitet und 
wurde daraufhin Stammwähler der ÖDP. 2008 ent-
schloss ich mich zu einem Eintritt in die Partei, da ich 
die ÖDP nun tatkräftiger unterstützen wollte, als nur 
alle paar Jahre meine Stimme abzugeben. Hauptgründe 
für mein Engagement waren und sind auch heute noch 
die konsequente Unabhängigkeit von der Wirtschaft 
und der vorausschauende Blick auf die künftigen Ge-
nerationen.

2 Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der 
ÖDP-Geschichte?

Ein Urteil für die Zeit vor meiner Mitgliedschaft möch-
te ich mir nicht anmaßen, daher beschränkt sich die 
Auswahl auf die letzten vier Jahre: das erfolgreiche 
Volksbegehren in Bayern, Sebastian Frankenberger 
wird Bundesvorsitzender und der Fall der 5 %-Hürde 
bei der Europawahl.

3 Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP?
Die größte Chance sehe ich bei den jungen Leu-

ten. Für diese müssen wir attraktiv werden, wir müssen 
ihnen zeigen, dass wir gerade auch für ihre Generati-
on unsere Politik gestalten. Die Piraten sind für junge 
Menschen keine langfristige Alternative, da diese weder 
brauchbare und verantwortbare Konzepte für die Zu-
kunft haben, noch Antworten auf die wirklich zentra-
len Fragen unserer Zeit bieten können. Daher sollten 

wir in den Wahlkämpfen der nächsten zwei Jahre vor 
allem auch diese Wählergruppe „mitnehmen“ und ins 
Boot holen.

4 Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Die größte Gefahr sehe ich in der Vernachlässi-

gung des ganzen Bereichs Internet. Dieses ist heute 
fester Bestandteil der Lebenswirklichkeit quer durch 
alle Generationen. Jede Investition in diesen Bereich 
ist eine Investition in die Öffentlichkeitsarbeit im und 
außerhalb des Wahlkampfes. Auf keinem anderen Wege 
haben wir die Chance, so viele Menschen zu erreichen. 
Wenn wir den Wahlkampf nicht auch massiv und in 
zeitgemäßer Form ins Internet tragen, wie es alle an-
deren Parteien bereits verstanden haben, werden wir 
unsere Wahlergebnisse auch weiterhin nicht ausbauen 
können. Veraltete und nicht besucherfreundliche Web-
seiten sind kein Alleinstellungsmerkmal, sondern ein 
Armutszeugnis. Vergeben wir hier nicht unser Potenzi-
al, sondern nutzen wir es vielmehr!

5 Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
Die ÖDP sehe ich künftig als moderne und frische 

Partei, die aber ihren Werten treu bleibt

Dr. Claudius 
Moseler

1 Wann und warum traten 
Sie in die ÖDP ein? Und 

warum sind Sie bis heute aktiv?
Ich bin 1983 in die ÖDP ein-
getreten, weil ich der Mei-
nung bin, dass unser Land 

eine Umweltpartei in der politischen Mitte und mit 
klarem ökologischen Profil benötigt. Dies hat sich bis 
zum heutigen Tag nicht geändert und dafür kämpfe ich 
auch als Stadtrat und Ortsbeiratsmitglied auf kommu-
naler Ebene.

2 Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der 
ÖDP-Geschichte?

Es waren für mich zweifelsohne die Erfolge des bay-
erischen Landesverbandes bei den Volksentscheiden 
zu den Themen Bayerischer Senat und Nichtraucher-
schutz. Aber auch die Gewinne von kommunalen Man-
daten und Bürgermeisterposten – für mich persönlich 
2004 mit dem Einzug in den Mainzer Stadtrat.

3 Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP?
Die größten Chancen der ÖDP liegen in ihrer 

Ehrlichkeit und Glaubwürdigkeit mit ihren authenti-
schen Mitgliedern. Wir haben die Chance, mit unseren 
Themen und Positionen viele Bürgerinnen und Bürger 
zu erreichen, z. B. bei den Themen Firmenspenden an 
Parteien, dem Kampf für mehr Demokratie, Einsatz für 
ein Erziehungsgehalt und unserer Kritik am ständigen 
wirtschaftlichen Wachstum als politisches Allheilmit-
tel.

4 Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Das die ÖDP nach wie vor in den überregionalen 

Medien nicht beachtet wird. Dieses Problem kann die 
ÖDP leider nur in wenigen Teilen selbst lösen.

5 Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
Durch unser dauerhaftes Engagement sind wir auf 

dem politischen Markt keine Eintagsfliege geblieben. 
Daher glaube ich, dass die ÖDP die Chance hat, über 
die Verbreiterung der kommunalen Basis und das En-
gagement auf EU-Ebene in den nächsten Jahren auch 
zunehmend auf Bundesebene deutliche politische Zei-
chen zu setzen. Es wird ein Marathon und kein Sprint!

Sebastian 
Frankenberger

1 Wann und warum traten 
Sie in die ÖDP ein? Und 

warum sind Sie bis heute aktiv?
2004 bin ich in die ÖDP 

eingetreten. Davor war ich in 
der CSU und in der Jungen 
Union (JU). Dort durfte ich aber nicht meine Meinung 
sagen und wurde schon längere Zeit vor meinem Aus-
tritt als „grüner V-Mann“ bezeichnet. Außerdem war 
die ÖDP in Passau einfach richtig stark und die Arbeit 
von Urban Mangold hat mich fasziniert. Ihn habe ich 
bei einer Umweltaktion kennengelernt und bin dann 
recht schnell in die ÖDP eingetreten.

2 Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der 
ÖDP-Geschichte?

Natürlich könnte ich jetzt die gewonnenen Volksbegeh-
ren oder Klagen aufzählen. Für mich ist aber der größte 
Erfolg, dass sich die ÖDP im wesentlichen Kern nicht 
verändert hat. Das heißt, dass sie nicht den Versuchun-

gen der großen Parteien, nur populistische Forderun-
gen zu verkünden, um die Macht zu gewinnen oder 
auszubauen, verfallen ist. Die ÖDP sagt den Menschen 
die Wahrheit, auch wenn sie mit Einschränkungen und 
dem Verzicht auf lieb gewonnene Gewohnheiten ver-
bunden ist.

3 Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP?
Genau darin liegen auch die größten Chancen: 

Wir müssen authentisch bleiben und nicht nur an 
Macht denken um der Macht willen. Wir nutzen Ein-
fluss, um die Welt zum Positiven zu verändern. Ich bin 
sicher, dass wir eines Tages damit Erfolg haben, denn 
die Wähler suchen eine Alternative zu den etablierten 
Parteien. Ganz aktuell sehe ich große Chancen, dass 
uns der Einzug in den bayerischen Landtag und ins 
Europaparlament gelingt.

4 Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Den Generationen-Wechsel nicht zu schaffen, 

nicht mehr an uns selbst zu glauben und den Mut zu 
verlieren. Wir dürfen uns nicht nur an Wahlkämpfe 
klammern, sondern müssen langfristig planen. Vor al-
lem aber brauchen wir politischen Nachwuchs in den 
Vorständen.

5 Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
Ich persönlich habe die Vision, dass die Menschen 

auf der Erde eines Tages in Einklang mit der Natur 
und in Frieden leben können. Wenn wir auch als ÖDP 
dieses Ziel glaubwürdig propagieren, bin ich mir si-
cher, dass sich uns viele Menschen anschließen. Dann 
schaffen wir es auch, uns politisch zu festigen und noch 
mehr Mandate zu erringen.

Damit endet unsere vierteilige Serie, denn im März feiert 
die ÖDP ihren 31. Geburtstag. Herzlichen Dank an alle 
Teilnehmer für ihre interessanten Antworten!
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Wir meinen, dass die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten ge-
mäß ihres Auftrags zur politischen 
und wirtschaftlichen Unabhän-

gigkeit zu einer ausführlichen Be-
richterstattung verpflichtet werden 
können.“

Im Antrag heißt es wörtlich: 
„Durch das Verschweigen derje-
nigen Parteien, die keine 5 % der 
Stimmen erreicht haben, kann sich 
der Bürger kein umfassendes Bild 
über das Wahlergebnis machen, da 
er einen großen Prozentsatz nicht 
zuordnen kann.“

ÖDP-Bundesparteitag in Erding

Frankenberger bleibt 
Bundesvorsitzender der ÖDP

Sebastian Frankenberger ist erneut zum Bundesvorsitzenden der ÖDP gewählt worden. Die rund 
160 Delegierten sprachen dem 31-jährigen Passauer mehrheitlich ihr Vertrauen aus. Frankenberger 
setzte sich mit 72 % der Stimmen gegen Felix Staratschek aus Radevormwald durch. 

von Florence von Bodisco

In seiner ersten Reaktion sagte 
Frankenberger: „Ich freue mich 
über das mir entgegengebrachte 

Vertrauen und werde mich dafür 
einsetzen, dass wir mit mindestens 
zwei Mandaten in das Europäische 
Parlament einziehen.“ Durch die 
Aufhebung der 5 %-Sperrklausel 
hat die ÖDP echte Chancen, im EU-
Parlament vertreten zu sein.

Der Wahlkampf zur EU-Wahl, 
aber auch der Bundestagswahl-
kampf und die bayerische Land-
tagswahl stünden nun an erster 
Stelle.

Frankenberger sagte in sei-
nem Rechenschaftsbericht, dass 
die ÖDP einen anderen Politikstil 
verfolge und den Menschen ehr-

lich kommuniziere, dass nur mit 
Verzicht die Umweltzerstörungen 
aufgehalten werden können. „Wir 
sagen den Bürgern vor der Wahl, 
dass wir uns einschränken müs-
sen, wenn wir die Natur nicht noch 

weiter ausbeuten wollen“, so Fran-
kenberger. Die ÖDP sympathisiere 
deshalb mit der Postwachstums-
Ökonomie, die zwar den Verzicht 
auf materielle Werte in den Mit-
telpunkt rückt, dafür aber Gewinn 

an Lebensqualität in Aussicht stellt.
Zu Frankenbergers Stellvertretern 
wurden Susann Mai (Worbis/Thü-
ringen) und Karl Heinz Jobst (Er-
ding) gewählt. Willi Reinbold aus 
Eichstätt wurde als Schatzmeis-

ter im Amt bestätigt, ebenso die 
Schriftführerin Tanja Pfisterer.

Für folgende Beisitzer votierten 
die Delegierten: Christian Tischler, 
Hanns-Dieter Schlierf, Werner Ro-
leff, Dr. Hermann Schweiger.

Durch die Aufhebung der 5 %-Sperrklausel 
hat die ÖDP echte Chancen, 

im EU-Parlament vertreten zu sein.

Transparenz und Meinungsvielfalt 
kennzeichnen eine starke Demokratie.
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Keine Nachwuchssorgen hat die ÖDP. Am Abend sorgte Kabarettistin Martina Ottmann für gute Unter-
haltung.

Mit unkonventionellen Methoden versuchte so mancher Kandidat, 
auf sich aufmerksam zu machen.

Vorstandsmitglied Dr. Hermann Schweiger ließ sich in der Essens-
pause von einem Frosch vertreten.

Programmatisch hat die ÖDP 
auf ihrem Bundesparteitag einen 
Antrag verabschiedet, der sich mit 
der Rolle der öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten bei Wahlana-
lysen und Umfragen beschäftigt. 
Die Antragsteller monierten, dass  
diese in der Regel nicht detailliert 
über die Wahlergebnisse derjeni-
gen Parteien berichten, die weniger 
als 5 % der Stimmen bei Landtags-, 
Bundestags- oder Europawahlen 
bekommen haben. Dazu Sebastian 
Frankenberger: „Es geht hier um 
Gerechtigkeit für kleine Parteien. 

Frankenberger machte Werbung für den Tätigkeitsbericht der 
ÖDP.

Die ÖDP hat schon Gespräche 
mit dem Verfassungsrechtler Prof. 
Hans-Herbert von Arnim aufge-
nommen, der sich bereits mit die-
sem Thema kritisch auseinanderge-
setzt hat.

Frankenberger erläuterte den 
Parteitagsbeschluss: „Durch die 
Praxis der Missachtung werden 
kleinere Parteien wie die ÖDP nicht 
von der Öffentlichkeit wahrgenom-
men. Das mindert deren Chancen, 
bekannt zu werden und so Wähler 
zu erreichen.“

Transparenz und Meinungsviel-
falt würden eine starke Demokratie 
kennzeichnen, deshalb werde sich 
die ÖDP für eine verbesserte Dar-
stellung von kleinen Parteien in den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten einsetzen.	     	           n

|  ÖDP INTERN  |  Bundesverband
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Bayern

Bundesverdienstkreuz 
für Bernhard Suttner

Der Bundespräsident hat auf Vorschlag des Bayerischen Ministerpräsidenten den bis Mai 2011 
amtierenden Landesvorsitzenden der bayerischen ÖDP, Bernhard Suttner, mit dem Verdienstkreuz 
am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet. 

D ie Verleihung fand am Frei-
tag, 30. November 2012 in 
der Regierung von Nieder-

bayern in Landshut statt. Staats-
minister Helmut Brunner händigte 
Orden und Urkunde aus. Bernhard 
Suttner wurde für sein langjähriges 
ehrenamtliches politisches Engage-
ment als ÖDP-Landesvorsitzender 
und kommunaler Mandatsträger 
gewürdigt.

„Der große deutsche Soziologe 
Max Weber unterteilte den Poli-
tikertypus in Menschen, die von 
der Politik leben, und Menschen, 
die für die Politik leben. Bernhard 
Suttner ist zweifellos in der zweiten 
Kategorie einzuordnen. 20 Jahre 
lang hat er sich ehrenamtlich als 
ÖDP-Landesvorsitzender für die 
Bürger Bayerns engagiert und die 

politische Debatte im Freistaat be-
reichert“, stellt Bernhard Suttners 
Nachfolger im Amt des ÖDP-Lan-
desvorsitzenden, Klaus Mrasek, fest.

Als Initiator des erfolgreichen 
Volksbegehrens zur Abschaffung 
des Senats hat Bernhard Suttner 
dem bayerischen Staatshaushalt 
und den Steuerzahlern jährliche 
Ausgaben in Höhe von 5 Millio-
nen Euro erspart. In die Amtszeit 
von Bernhard Suttner fällt auch die 
Streichung von fünf Standorten, die 
für ein zusätzliches Atomkraftwerk 
reserviert waren. Bereits die Samm-
lung der 25.000 Zulassungsunter-
schriften für das Volksbegehren 
„Kein neues Atomkraftwerk in Bay-
ern“ (1998) veranlasste Staatsregie-
rung und Landtag von sich aus zur 
Streichung der AKW-Standorte aus 

Der ehemalige ÖDP-Landesvorsitzende Bernhard Suttner (Mitte) bei der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes mit Staatsminister 
Helmut Brunner (ganz rechts), Regierungsvizepräsident Dr. Helmut Graf (2. v. l.) und weiteren Gratulanten aus der Politik

dem Standortsicherungsplan. Unter 
der Federführung von Bernhard 
Suttner hat die ÖDP außerdem 
durch eine Popularklage die Strei-
chung des umstrittenen Büchergel-
des erreicht, weil sich der Landtag 
nicht der vom Gericht geforderten 
regelmäßigen Überprüfung der Ge-
bührenhöhe stellen wollte.

„Seit 30 Jahren beteiligt sich 
Bernhard Suttner mit wachstums-
kritischen Reden an der gesell-
schaftlichen Debatte. 20 Jahre lang 
stand er ohne Vergütung an der 
Spitze seiner Partei. Das ist ein au-
ßergewöhnliches Beispiel für Bür-
gersinn“, würdigt ÖDP-Landes- 
vorsitzender Klaus Mrasek die Leis- 
tung seines Vorgängers: „Wir gra-
tulieren Bernhard Suttner zur ver-
dienten Auszeichnung“.            (um)

Fo
to

: R
eg

ie
ru

ng
 N

ie
de

rb
ay

er
n

Tierschutzpolitik

ÖDP übergibt im Landtag Petition 
anlässlich des Welttierschutztages

Am 4. Oktober war Welttierschutztag. Aus diesem An-
lass hat die ÖDP Bayern drei Tage zuvor eine von ihr ge-
startete Petition zur Entwicklung von Ersatzmethoden 
zu Tierversuchen im Landtag eingereicht. Hierzu soll 
nach Ansicht der Unterzeichner an einer bayerischen 

Universität ein eigener Lehrstuhl eingerichtet werden. 
ÖDP-Landesvorstandsmitglied Franz Hofmaier und 
die ÖDP-Tierschutzexperten Johannes Grössl und Paul 
Fiegert übergaben deshalb zuständigkeitshalber 1.700 
Unterschriften an den Hochschul-Ausschussvorsitzen-
den des Bayerischen Landtags, MdL Oliver Jörg.

Mit der Petition fordert die ÖDP:  Zur Erforschung 
und Entwicklung von Ersatzmethoden zum Tierver-
such im Gesundheits- und Verbraucherschutz wird an 
einer bayerischen Universität ein eigener Lehrstuhl ein-
gerichtet. Die Eingabe wird in den nächsten Monaten 
im Landtag behandelt.			        (um)

Bildungspolitik

ÖDP-Petition im 
Bildungsausschuss abgelehnt

„Politiker von CSU und FDP ziehen durchs Land und 
halten Sonntagsreden für eine bessere Bildung. Kaum 
liegt aber ein guter Vorschlag auf dem Tisch, ist ihnen 
jeder Euro zu viel, den man hierfür und nicht für As-
phalt und Beton ausgeben müsste“, sagt Bernhard Sutt-
ner, Fachbeauftragter für Grundsatzfragen der ÖDP 
Bayern. Er hatte die Beratung und Abstimmung der 
ÖDP-Petition „Zweite Kraft in jeder Grundschulklas-
se“ im Bildungsausschuss des bayerischen Landtags 
verfolgt. Über 2.000 Bürgerinnen und Bürger hatten die 
Petition unterstützt.

Das Konzept der „Zweiten Kraft“ ist in anderen 
Ländern, z. B. in Skandinavien, längst verwirklicht. Ne-
ben der regulären Lehrkraft arbeitet dort eine „Zweite 
Kraft“ in der Klasse mit und ermöglicht die individu-
elle Förderung eines jeden Kindes. Die „Zweite Kraft“ 
muss nach Ansicht der ÖDP keine weitere Lehrkraft 
mit einer akademischen Lehrerausbildung sein. Er-
zieherinnen und Erzieher, Sozialpädagoginnen und 
Sozialpädagogen können ebenso als Assistenzkräfte 
beschäftigt werden wie Studierende des Lehramtes in 
Phasen des studienbegleitenden Langzeitpraktikums.

Die neue Assistenzstelle soll Kleingruppen beglei-
ten, in denen entweder besonders leistungsfähigen Kin-
dern zusätzliche Anregungen und Herausforderungen 
oder aber Kindern mit Lernproblemen Hilfen vermit-
telt werden. Auch zur Behebung von Erziehungs- und 
Sozialisationsdefiziten sowie zur Qualifizierung des 
Schullebens kann und soll die „Zweite Kraft“ beitra-
gen. Besonders für die von der UN-Behindertenrechts- Von rechts: ÖDP-Landesvorstandsmitglied Franz Hofmaier, 

Tierschutz-Beauftragter Johannes Grössl, Ausschussvorsitzender 
MdL Oliver Jörg, Stefan Barbarino von der Stiftung Mensch und 
Tier und ÖDP-Tierschutzexperte Paul Fiegert bei der Übergabe der 
Unterschriften

Bernhard Suttner, der Beauftragte der bayerischen ÖDP für Grund-
satzfragen, ist enttäuscht über die Ablehnung der Petition. 

konvention geforderte Inklusion, also der Einbeziehung 
von behinderten Schülern in den normalen Unterricht, 
wäre eine „Zweite Kraft“ unabdingbar. Bernhard Sutt-
ner: „Trotz der destruktiven Haltung von CSU und 
FDP freue ich mich, dass unser Konzept der ‚Zweiten 
Kraft in jeder Grundschulklasse‘ von allen anderen Ab-
geordneten unterstützt wurde.“             (um)
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ten wir vermutlich die 
Landesgeschäftsstelle in 
Stuttgart nicht mehr. Wir 
brauchen daher diesen 
Anteil von der Wahl-
kampfkostenerstattung 
der Bundestagswahl ganz 
dringend, um trotz der 
vielen treuen Spende-
rinnen und Spender die 
Landesgeschäftsstelle in 
Stuttgart auch weiterhin 
finanzieren zu können. 
Dieses hohe Ziel, liebe 
Mitglieder, können die 
Landes- und Kreisvorstandsmitglieder allein nicht er-
reichen, diese Leistung erreichen wir nur gemeinsam.

Der Landesparteitag hat am 7. Juli 2012 in Wernau 
nach intensiver Diskussion beschlossen, dass die dem 
Landesverband zustehenden Bundesparteitagsdele-
gierten und deren Ersatzpersonen nicht mehr von den 
Kreishauptversammlungen gewählt werden, sondern 
alle zwei  Jahre von  einem Landesparteitag.  Das be-
wirkt eine große Arbeitserleichterung sowohl für die 
Landes- als auch die Bundesgeschäftsstelle, was vor al-
lem die rechtzeitige Organisation der Ersatzdelegierten 
betrifft. Der Landesvorstand hofft, dass Baden-Würt-
temberg als zweitstärkster Landesverband dadurch bei 
Bundesparteitagen vollständiger vertreten sein wird. 
Die Kreisverbände müssen entsprechend frühzeitig im 
Vorfeld des jeweiligen Parteitags ihre potenziell interes-
sierten Mitglieder auf diese Delegiertenwahl hinweisen 
und ihre Bereitschaft zur Kandidatur abfragen.

Abschließend möchten wir noch auf unseren Face-
book-Auftritt hinweisen, den wir stets mit aktuellen 
Informationen „füttern“. Dabei sind alle Kreisverbän-
de und Mitglieder in Baden-Württemberg aufgerufen, 
dem Landesgeschäftsführer Uli Stein mittels E-Mail 
Kurztexte und Fotos von aktuellen ÖDP-Aktivitäten 
zukommen zu lassen. Wenn Sie bezüglich der aktuellen 
Aktivitäten und Informationen am Ball bleiben wollen, 
werden Sie doch ein „Freund“ unseres Facebook-Auf-
tritts. Auch können Sie Ihre Verwandten und Bekannten 
einladen, „Freunde“ zu werden.

Kontakt:  
Landesgeschäftsführer Uli Stein,  
Tel. (07 11) 6 36 46 44,  
info@oedp-bw.de,

Regionalbeauftragter Matthias Dietrich,  
Tel. (0 71 21) 88 01 04,  
dietrichmat@web.de

Volker Behrendt wurde 
im Amt des Landes- 
vorsitzenden der ÖDP  
Hamburg bestätigt.

Benjamin Krohn wurde zum 
stellvertretenden Landes- 
vorsitzenden der Hamburger 
ÖDP gewählt.

 Matthias Dietrich ist Regio-
nalbeauftragter der ÖDP für 
Baden-Württemberg.
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AUS DEN LANDESVERBÄNDEN

Hamburg

Volker Behrendt im Amt bestätigt/ 
Landesliste aufgestellt

Der Dipl.-Finanzwirt Volker Behrendt (45) ist am 20. 
November 2012 erneut zum Landesvorsitzenden der 
Ökologisch-Demokratischen Partei (ÖDP) Hamburg 
gewählt worden. Der Lehrer Benjamin Krohn (33) wur-
de zu seinem Stellvertreter gewählt. 

Der stellvertretende ÖDP-Bundesvorsitzende Karl 
Heinz Jobst motivierte als Gast die Mitglieder mit 
seinem Bericht aus dem Bundesvorstand: Ein starker 
Hamburger Landesverband sei für die kommenden 
Bundestags- und Europawahlen von großer Wichtig-
keit. Durch den vor Gericht erkämpften Wegfall der 
5 %-Hürde bei der Europawahl sei die Chance gestie-
gen, zukünftig im Europaparlament vertreten zu sein. 
Zudem sehe man in Bayern erstmalig einem realisti-
schen Einzug in den Landtag entgegen, in dessen Folge 
die ÖDP auch bundesweit eine deutlich höhere Auf-
merksamkeit erreichen würde.

Jobst: „Mit den Alleinstellungsmerkmalen der Un-
abhängigkeit durch Konzernspendenfreiheit und der 
konsequenten Verfolgung der alternativen Wirtschafts-
modelle Postwachstumsökonomie und Gemeinwohl-
ökonomie im Grundsatzprogramm stellt die ÖDP eine 
wählbare Alternative für breite Wählerschichten und 
nicht zuletzt auch für enttäuschte Nichtwähler dar.“

Volker Behrendt ergänzte in seiner Antrittsrede: 
„Die ÖDP hat schon jetzt im Hinblick auf die massiven 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme im Umfeld der 
Eurokrise mit ihrer auf den einzelnen Menschen ach-

tenden Ethik, der Stärkung des bürgerschaftlichen En-
gagements und der Familien die richtigen Antworten. 
Wir werden uns deshalb von der übrigen angepassten 
Parteienlandschaft deutlich abheben. 

Die Stärkung der Demokratie in Deutschland und 
Europa, die Schaffung von Transparenz bei politischen 
Entscheidungen abseits von Korruption und Lobbyis-
mus müssen die grundlegenden Ziele unserer Arbeit 
sein. Dafür werden wir uns im Wahlkampf gerne auf 
die Straße stellen.“

Die Hamburger ÖDP hat als eine der ersten Parteien 
in Hamburg ihre Landesliste und die Direktkandidaten 
für die Bundestagswahlen 2013 aufgestellt. 

Spitzenkandidat ist der Landesvorsitzende Volker 
Behrendt, Dipl.-Finanzwirt aus Bergedorf, auf Platz 
2 folgt Klaus-Christian Becker,   Sprachheillehrer aus 
Wandsbek, auf Platz 3 Verena Häggberg, Pastorin aus 
Altona.

Für den Wahlkreis Bergedorf/Harburg kandidiert 
erstmalig Volker Behrendt für ein Direktmandat, in Al-
tona Verena Häggberg. Für den Wahlantritt benötigt die 
ÖDP rund 2.000 Unterstützungsunterschriften, die bis 
Ende Mai gesammelt werden müssen. 

Kontakt:  
Volker.Behrendt@oedp.de,  
www.ödp-hamburg.de

Baden-Württemberg

ÖDP benötigt Unter- 
stützungsunterschriften
Die Vorbereitungen zur Bundestagswahl im Herbst 2013 
laufen: Wir haben Fortschritte gemacht, sind aber noch 
längst nicht am Ziel. Nach wie vor wollen wir in Baden- 
Württemberg in allen 38 Wahlkreisen mit einer/ei-
nem Direktkandidatin/-kandidaten zur Wahl antreten, 
weil die Erfahrung zeigt, dass dies in den betreffenden 
Wahlkreisen die Zahl der Zweitstimmen erhöht. Bei 
der Bundestagswahl 2009 gab es in Baden-Württem-
berg leider nur 10 Direktkandidaten. Mit Stand vom 
01.12.2012 sind es bereits 17 Direktkandidaten, das ist 
aber erst knapp die Hälfte. Es bleibt also noch viel zu 
tun. In allen Wahlkreisen müssen noch mindestens je 
200 bis 220 gültige Unterstützungsunterschriften ge-
sammelt werden. 

Für ganz Baden-Württemberg brauchen wir außer-
dem um die 2.200 Unterstützungsunterschriften für 
die Landesliste, damit die ÖDP auf jeden Fall überall 
im Land mit der entscheidenden und von allen Par-
teien hart umkämpften Zweitstimme gewählt werden 

kann. Aufgestellt worden sind bisher Direktkandidaten 
in den folgenden Wahlkreisen:
258 Stuttgart I, 259 Stuttgart II, 263 Göppingen,
264 Waiblingen, 265 Ludwigsburg, 266 Neckar-Zaber,
269 Backnang-Schwäbisch Gmünd, 274 Heidelberg,
276 Odenwald-Tauber, 281 Freiburg,
285 Rottweil-Tuttlingen, 287 Konstanz, 288 Waldshut,
289 Reutlingen, 292 Biberach, 294 Ravensburg,
295 Zollernalb-Sigmaringen. 

Wir brauchen dringend Mithilfe bei den Unterstüt-
zungsunterschriften: Aus Erfahrung wissen wir, dass 
die meisten Menschen uns ihre Unterschrift auf beiden 
Formularen geben. Sie können jeweils von der Landes-
homepage unter www.oedp-bw.de heruntergeladen 
werden. Dazu brauchen wir aber die Hilfe von Ihnen 
allen, unseren Mitgliedern. Klicken Sie dafür bitte auf 
der Startseite der Landeshomepage links auf „Bundes-
tagswahl 2013“. Sie erhalten mit einem weiteren Klick 
die nötigen Informationen: Formular für Landesliste 
und Wahlkreise, ja sogar die Zuordnung jeder Gemein-
de im Land zum entsprechenden Bundestagswahl- 
kreis.

Bitte fragen Sie daher auch Ihre Verwandten, Freun-
de und Bekannten, ob sie zu einer Unterstützungsun-
terschrift bereit sind – in Ihrem eigenen Wahlkreis oder 
auch in einem anderen. Wir sind Ihnen sehr dankbar, 
wenn Sie die gesammelten Unterschriften gleich bei 
der zuständigen Rathausverwaltung bestätigen lassen, 
denn das spart uns Mühe und Kosten. Bitte senden Sie 
diese – möglichst schon bestätigten – Unterschrifts-
formulare an die ÖDP-Landesgeschäftsstelle, Bis- 
marckplatz 4, 70197 Stuttgart. Wer von Ihnen, liebe 
Mitglieder, irgendwelche Unterschriftenformulare be-
nötigt, aber keine Möglichkeit hat, sie herunterzuladen,  
kann diese auch in der Landesgeschäftsstelle anfordern 
– per Post, Fax 07 11/ 6 36 30 00, Telefon 07 11/ 6 36 46 44) 
oder E-Mail: www.oedp-bw.de. 

Wir benötigen aus zwei Gründen viele Zweitstim-
men. Das erste allgemeine Ziel ist es, zusammen mit 
den anderen Landesverbänden bundesweit die nied-
rigste Hürde zu überspringen, nämlich die 0,5 %. Nur 
dann erhalten wir als Bundespartei von der Bundes-
tagsverwaltung in Berlin die dringend benötigte Wahl-
kampfkostenerstattung. Je mehr Zweitstimmen wir in 
Baden-Württemberg erhalten, desto höher wird unser 
Landesverbandsanteil für die folgenden vier Jahre an 
dieser Wahlkampfkostenerstattung durch die Bun-
despartei. Ohne unseren finanziellen Anteil durch 
die erfolgreiche Teilnahme an der Europawahl 2009, 
bei der wir bundesweit die 0,5 % erreicht haben, hät-
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Mitglieder der hessischen ÖDP v. l. n. re.: Gottfried Heinz, Arnd Lepère, Jürgen 
Reuss, Marika Speckmann, Lutz Scheemann, Christian Dörfler
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AUS DEN KREIS- UND BEZIRKSVERBÄNDEN

Stadtverband München

Prominente Mitglieder im neuen 
Stadtvorstand der ÖDP München
Der Münchner ÖDP-Vorsitzende Martin Kraus (42), IT-
Systemadministrator, wurde bei der regulären Neuwahl 
des Vorstandes am 23. Oktober 2012 im Amt bestätigt. 
Er ist seit 1985 für die ÖDP engagiert, wurde 1988 Mit-
glied und hat seitdem verschiedene Parteiämter ausge-
übt. Um der ÖDP München zur Landtags- und Bun-
destagwahl volle Unterstützung „von ganz oben“ zu 
geben, hat sich der ÖDP-Bundesvorsitzende Sebastian 
Frankenberger bereit erklärt, als stellvertretender Vorsit-
zender mitzuarbeiten. Außerdem ist er aus beruflichen 
Gründen öfter in München und kann deshalb vor Ort 
aktiv werden. Als weitere Stellvertreter wurden der Dipl.-
Forstingenieur Tobias Ruff, Stadtrat in München, und 
Thomas Prudlo, Vorstand der Green City Energy AG, 
gewählt. Prudlo ist ebenfalls „ÖDP-Urgestein“ und war 
von 1994 bis 1996 sogar ÖDP-Bundesgeschäftsführer.

Neu im Amt sind auch Andrea Zieglgänsber-
ger, Immobilienkauffrau, und Dr. Conrad Lausberg, 
Software-Ingenieur. Erneut gewählt wurden auf dem 
Stadtparteitag die bisherigen Stellvertreter bzw. Bei-
sitzer: Rosemarie Buchner, Lehrerin; Birgit Oswald, 
IT-Systemadministratorin; Leo Meyer-Giesow, frei-
beruflicher Dozent; als Schatzmeister Martin Mayer, 
Dipl.-Verwaltungswirt (FH), und als sein Stellvertreter 
Holger Niedlich, Beamter. 

Erfolgreiche Vortragsreihe 
Die Parteitagsteilnehmer dankten insbesondere Rose-
marie Buchner für die Organisation der monatlichen 
Vorträge mit kompetenten Referenten zu verschiedenen 
Themen; dank Presse- und E-Mail-Einladungen kom-
men im Durchschnitt 30 bis 60 Zuhörer, darunter viele 
neue Interessenten, die aufgrund der Presseankündi-
gung zur ÖDP gefunden haben. Bei zusätzlicher Pla-
katwerbung sind es deutlich über 100 Zuhörer.

Auf dem Parteitag wurde auch der letzte forma-
le Schritt bei der Verschmelzung der ehemals fünf 
Kreisverbände Münchens in einen einzigen Münchner 

Hessen

ÖDP-Wahlantritt zur Bundestags- 
und Landtagswahl 2013
Auf dem hessischen Landesparteitag der 
Ökologisch-Demokratischen Partei (ÖDP) in 
Marburg am 22.09.2012 wurden die Kandida-
tenlisten zur Bundestags- und Landtagswahl 
2013 beschlossen.

Schwerpunktthemen für beide geplante 
ÖDP-Wahlantritte sind ökologische Themen 
wie der Klimaschutz, umweltfreundliche 
Verkehrspolitik, Erneuerbare Energien, Tier-
schutz, innere Sicherheit, bürgernahe Demo-
kratie und gesellschaftspolitische Themen 
wie günstiges Klima für Familien. Folgende 
Listenkandidaten wurden für beide Wahlan-
tritte gewählt: Arnd Lepère (Versicherungs-
kaufmann, Gießen), Marika Speckmann (Re-
ligionswissenschaftlerin, Marburg), Christian 
Dörfler (Geograf, Kronberg), Jürgen Reuss 
(Industriekaufmann, Frankfurt) und Gott-
fried Heinz (Rentner, Wiesbaden).

»  www.oedp-hessen.de/startseite/

Nordrhein-Westfalen  

Landesliste umfasst 25 
Kandidatinnen und Kandidaten  

Die nordrhein-westfälische ÖDP ebnet sich ihren Weg 
zur Bundestagswahl 2013, die voraussichtlich am 22. 
September stattfinden wird. Dabei geriet der Landes-
verband aber zunächst in eine fast dreimonatige War-
teschleife: Schon Ende Juli hatte man in Münster eine 
Landesliste aufgestellt (siehe ÖP 156), doch kurz darauf 
wurde ein Formfehler entdeckt. Um die Gefahr einer 

möglichen Anfechtung auszuschließen, entschied sich 
der Landesvorstand für die Wiederholung der Wahl-
prozedur und berief eine außerordentliche Mitglieder-
versammlung zum 23. September in Münster ein.   

An der Spitze der Landesliste steht erneut der Lan-
desvorsitzende Gerd Kersting (Münster), gefolgt von 
Dominique Flemming-Schmidt (Bad Driburg) und 
Benjamin Jäger (Bochum). Die gesamte Liste hat sich 
gegenüber dem Juni sogar verlängert, sie umfasst nun 
25 Kandidatinnen und Kandidaten. „Die Liste reprä-
sentiert die Ökodemokraten aus Nordrhein-Westfalen 

in kompetenter Weise, wir starten 
zuversichtlich in den Bundestags- 
wahlkampf“, erklärte der stellver-
tretende Landesvorsitzende Benja- 
min Jäger optimistisch: „Die benö- 
tigten 2.000 Unterstützungsunter-
schriften werden wir zügig sam-
meln.“ In einigen NRW-Wahlkrei- 
sen wird die ÖDP auch mit Direkt-
kandidaten in den Bundestags-
wahlkampf ziehen.

»  www.oedp-nrw.de
Landesvorsitzender Gerd 
Kersting steht an der Spitze 
der Landesliste.

Dominique Flemming- 
Schmidt kandidiert auf 
Platz 2.

Auf dem dritten 
Listenplatz steht 
Benjamin Jäger.

Vordere Reihe (v. l. n. r.): Thomas Prudlo, Rosemarie Buchner, Andrea Zieglgänsberger, Birgit Oswald, Tobias Ruff; Hintere Reihe (v. l. n. r.):  
Sebastian Frankenberger, Leo Meyer-Giesow, Martin Kraus, Martin Mayer, Dr. Conrad Lausberg
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Stadtverband vollzogen, nachdem inzwischen auch die 
bayerische Landessatzung an diese neue Situation an-
gepasst war.

Es hatte sich gezeigt, dass die Münchner Aktiven lie-
ber zentral zusammenarbeiteten als in eigenen Struktu-
ren auf Stadtteil-Ebene.

Der Name Stadtverband anstelle von Bezirksverband 
wurde aufgrund der besseren Außenwirkung gewählt. 

Schwerpunkte der politischen Arbeit
„Mit diesem vergrößerten Vorstand können wir den 
Wahlen in München zuversichtlich entgegenblicken“, 
so Kraus. „Wir wollen nicht nur zur Kommunalwahl 
2014 ein gutes Ergebnis erzielen, sondern schon zur 
Landtags- und Bundestagswahl 2013. Mit uns können 
die Bürger ein Zeichen setzen gegen den Abbau der De-
mokratie, der nach Meinung von SPD, CSU, FDP und 
Grünen aufgrund des Euro- und Schuldendesasters 
‚alternativlos‘ ist.“ 

Die ÖDP steht traditionell für mehr direkte Demo-
kratie und will, dass sich Bürger aktiv bei grundlegen-
den politischen Entscheidungen beteiligen können. Es 
dürften nicht solch weitreichende Beschlüsse, wie bei-
spielsweise beim „Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM)“, über die Köpfe der Bürger hinweg verein-
bart werden. Kraus: „Mit einer Wahl der ÖDP spricht 

man sich außerdem gegen die ‚legale Korruption‘ in 
der Politik aus: Kein Politiker kann unabhängig für 
das Allgemeinwohl entscheiden, wenn er gleichzeitig 
Industriespenden, dubiose Vortragshonorare und Be-
raterverträge von Banken und Industrieunternehmen 
annimmt.“ Die Bundesregierung müsse endlich das 
Anti-Korruptionsabkommen der Vereinten Nationen 
ratifi zieren. Es sei beschämend, dass sich Deutschland 
durch die bisherige Verweigerungshaltung in Sachen 
Korruptionsverhinderung bei Volksvertretern auf eine 
Stufe mit Nordkorea, Myanmar, Sudan, Saudi-Arabien 
u. a. stelle, die das Abkommen ebenfalls nicht ratifi ziert 
hätten. 

Kontakt: ÖDP München
Straßbergerstraße 16, 80809 München
Tel. 0 89/ 3 51 61 14, Fax 0 89/ 55 06 99 86
info@oedp-muenchen.de
»  www.oedp-muenchen.de

Main-Tauber

Baumpfl anzaktion
Die Baumpfl anzaktion unseres Kreisverbands im Kin-
derhaus Reinhardshof in Wertheim im Oktober war 
ein voller Erfolg. In Anwesenheit des Oberbürgermeis-
ters von Wertheim, Stefan Mikulicz, der Kinderhaus-

Leiterin, eines Mitarbeiters von der 
Stadtverwaltung, der Stadtgärtnerei, 
vieler Kinder und einiger ÖDPler 
wurde eine Esskastanie gepfl anzt. 
An den Pfosten wurde ein Schild 
mit der Aufschrift „Lebensbaum – 
Die Würde des Kindes ist unantast-
bar! Ökologisch-Demokratische 
Partei / Familie und Umwelt Kreis-
verband Main-Tauber“ angebracht. 
Kreisvorsitzender Klaus Göggel-
mann und OB Mikulicz hielten je-
weils eine kurze Ansprache.

Die Kinder sangen ein Bewe-
gungslied vom Apfelbaum und be-
kamen hinterher noch von uns ge-
stifteten Apfelsaft zu trinken.

Von den Fränkischen Nach-
richten war ein Vertreter zugegen, 
sodass anschließend bereits ein 
großer Artikel mit Foto in der Wert-
heimer Ausgabe erschien.
Kontakt: 
»  www.oedp-main-tauber.de/
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Baumpfl anzaktion (v. l. n. r.): Oberbürgermeister Mikulicz, ÖDP-Kreisvorsitzender Klaus 
Göggelmann, Kreisschatzmeister Lothar Tschürtz und Herbert Alexander Gebhardt, stellv. 
Kreisvorsitzender.

ÖDP Passau

Mangold zu Seehofer in Niederalteich: 
   „Machen Sie es bitte wie beim Transrapid!“

Passaus 2. Bürgermeister und ÖDP-Landesgeschäftsführer Urban Mangold (ÖDP) hat Ministerprä-
sident Horst Seehofer bei dessen Donaureise im Niederalteicher Feuerwehrhaus die Position der 
Stadt Passau zum Donauausbau vorgetragen.

Unser Stadtrat ist gegen eine 
neue Staustufe“, erklärte 
der ÖDP-Politiker vor meh-

reren hundert Zuhörern dem Re-
gierungschef. Das Passauer Stadt-
ratsplenum hatte sich 2009 für die 
sanfte Variante A ausgesprochen. 
Anliegerkommunen und die Na-
turschutzverbände warten nun auf 
die Entscheidung des Bayerischen 
Kabinetts.

In Passau stehe „geradezu das 
Musterbeispiel dafür, was die Po-
litiker Gutes tun können, wenn sie 

auf unsinnige Großprojekte ver-
zichten“, sagte Mangold zu Minis-
terpräsident Seehofer: „Auf dem 
Passauer Uni-Campus wurde seit 
2010 das neue Zentrum für Medien 
und Kommunikation errichtet –
aus den Mitteln des nicht geplan-
ten und nicht gebauten Transrapid. 
Herr Ministerpräsident, das lässt 
mich hoff en: Bitte entdecken Sie, 
was man Gutes bewirken könnte, 
wenn man die Lobbyisten einfach 
ignoriert, die Donau nicht aus-
baut und stattdessen zum Beispiel 

in mehr pädagogisches Personal 
an den Schulen, in mehr Polizisten
und in einen optimierten Hochwas-
serschutz investiert“, sagte Man-
gold.

„Ich persönlich bin der Mei-
nung: Man sollte an der Donau 
Gefahrenstellen beseitigen, aber an-
sonsten gar nicht ausbauen – weder 
nach Variante A noch nach Variante 
C280. Das dient dem ökologisch 
einzigartigen Naturraum Donau 
am meisten“, so Mangold.
»  www.oedp-bayern.de

„
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Welche Banken wurden angefragt?
Alle Banken, die eine Geschäftsstelle im Landkreis Er-
ding (Freising) betreiben, haben den Fragekatalog er-
halten. Großbanken wie die Deutsche Bank, Commerz-
bank oder Postbank haben nichts zurückgemeldet.

Woran kann das liegen?
Gerade die Großbanken und deren Management set-
zen nur auf maximale Rendite. Das fängt bei der Kredit-
vergabe an die Rüstungsindustrie an und reicht bis zu 
Spekulationen mit Rohstoffen und Nahrungsmitteln. 
Die Spekulationen wirken sich nicht nur auf unseren 
Geldbeutel aus, sondern sie sind auch für Hunger und 
Armut in anderen Ländern verantwortlich. Da ist es si-
cher schwierig, die Fragen der ÖDP werbewirksam zu 
beantworten.

Sie wollen „faire“ Banken –  
wie wollen Sie das erreichen? 

Der Weltspartag ist ein guter Anlass, sein Geld verant-
wortungsvollen Banken zu geben. Wir setzen uns un-
ter anderem für weltweite soziale Gerechtigkeit, Um-
weltschutz, Frieden und Demokratie ein und sehen 
in den Großbanken einen wichtigen Störfaktor für die 
Erreichung unserer Ziele. Wir wollen der Politik und 
Finanzwelt zeigen, dass wir alle uns nicht länger mit 
diesem zerstörerischen Bankenwesen zufrieden ge-
ben.

Wie kann, wie soll  
das Bankenwesen denn aussehen? 

Die lokalen Banken und Sparkassen erwiesen sich 
auch in der Krise als sehr stabil und verzeichneten 
sogar einen deutlichen Einlagenzuwachs. Massiv 
verspekuliert hatten sich allerdings einige Landes- 
und Großbanken, deren Schulden die Steuerzahler, 
aber auch die Sparkassen belasteten. Als nicht ganz 
fair bewertet die ÖDP die Vorgabe des Restrukturie-
rungsfonds der Bundesregierung: Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken, die nicht nur stabil wirt-
schafteten, sondern auch einen eigenen Sicherungs-
fonds haben, sollen jetzt zusätzlich in diesen neuen 
Fonds einzahlen, der aufgrund der Zockerei anderer 
Banken notwendig wurde.

Und was bedeutet das nun? 
Wir wollen die Menschen über die Geschäftspraktiken 
der systemrelevanten Großbanken informieren und für 
mehr Transparenz bei der Geldanlage sorgen. Wir hof-
fen, dass die Großbanken klein schrumpfen – dass sie 

vernünftig wirtschaften müssen oder vom Markt ver-
schwinden.

Welche Bank im Landkreis ist die „Bad Bank“? 
Um Klagen wegen Geschäftsschädigung und übler 
Nachrede zu entgehen, müssen wir auf diese konkrete 
Aussage leider verzichten.  

Zur Erklärung der HVB sei jedoch angemerkt: Die 
Antworten lesen sich auf den ersten Blick recht positiv. 
Wir wissen aber, dass die Wirklichkeit anders aussieht:
»	 https://urgewald.org/kampagne/radioaktive-bank/
die-strahlenden-banken
»	 https://urgewald.org/presse/urgewald-praesentiert-
broschuere-meine-bank

Welche Bank empfiehlt die ÖDP? 
Besonders gut haben uns die Antworten der Sparda 
Bank München gefallen. Die Sparda erstellt parallel zur 
Finanzbilanz eine Gemeinwohlbilanz, die auch im In-
ternet veröffentlicht ist. 
»	 www.sparda-m.de/gemeinwohlbericht.php

Anders als die Sparda Bank, die nur Privatkunden 
berät, sind die regionalen Banken und Sparkassen die 
Stütze für die regionale Wirtschaft. Sie sichern dadurch 
Arbeitsplätze und stärken die Region.

Ist die Aktion mit dem Bankentest 
jetzt abgeschlossen? 

Wir werden selbstverständlich an dem Thema dran 
bleiben. Wir werden in Abständen immer wieder daran 
erinnern und mit weiteren Aktionen überraschen. 

Konkret: Wir lassen die Kröten wandern – weg von 
den „Bad Banks“. 

»  Informationen ständig unter www.erding@oedp.de

Wir lassen Millionen Kröten wandern!
Aktionsvorschlag

„Krötenwanderung“ beim BPT in Erding  
Der ÖDP-Kreisverband Erding hat aus Anlass der Bankwechselwoche 
vom 29.10. – 04.11.2012 eine Bankenbefragung durchgeführt.

Was ist das Ziel dieser Aktion?
Banken kommt eine Schlüsselrolle in der Wirtschaft 
zu. Sie versorgen sie mit Geld und verteilen es auch an 
Unternehmen, die große Schäden anrichten. Seit vielen 
Jahren engagiert sich die ÖDP deshalb für ein sozial 
und ökologisch verträgliches und zukunftsfähiges Ban-
kenwesen. Die Konditionen stehen dabei nicht im Vor-
dergrund. Durch den Bankentest wollten wir erfahren, 
wo die Banken das Geld investieren. Wir wollen ein gu-
tes Gewissen – nicht nur Rendite!

Vorbereitend verteilten wir an die örtlichen Banken 
Fragebögen mit folgenden Fragen und baten innerhalb 
einer Woche um Antworten:

Investitionspolitik
1.	Welche ethischen Leitlinien wenden Sie für Ihre In-
vestitionen an?
2.	Hat Ihre Bank Agrarrohstoffe bzw. Termingeschäfte 
oder Indexfonds mit Agrarrohstoffen im Angebot?
3.	 Schließt Ihre Bank Investitionen in die Rüstungsin-
dustrie aus?
4.	Wie stehen Sie zu Investitionen in Atom- oder kli-
mafeindliche Kohlekraftwerke? Unternimmt Ihre Bank 
konkrete Anstrengungen, um den Klimawandel zu 
bekämpfen, indem sie sich beispielsweise für klima-
freundliche Alternativen engagiert?
5.	Betreibt Ihre Bank Investitionen über andere Banken 
und Gesellschaften? Wenn ja, macht sie diesen dabei 
Vorgaben für die Anlagen?

6. Regionalität: Welche konkreten kommunalen und 
regionalen Projekte unterstützt Ihre Bank?
7. Gab es Fälle, bei denen Sie die Gemeinwohl-Auswir-
kungen Ihrer Kredite diskutiert haben, beispielsweise 
bei der Ansiedlung problematischer Industrie wie Mas-
sentierhaltung? Welche ethischen Argumente kamen 
dabei zum Tragen und welche sozio-ökonomischen 
Auswirkungen hatte das finanzierte Vorhaben?

Geschäftspolitik: 
1.	Unterhält Ihre Bank im Ausland Tochtergesellschaf-
ten oder ist dort selbst aktiv? Wenn ja, in welchen Län-
dern?
2.	Wie gehen Sie damit um, dass Ihre Dachverbands-
banken und/oder Landesbank möglicherweise in den 
sogenannten Steueroasen aktiv sind oder andere frag-
würdige Investitionen ausüben (siehe „Investitionspoli-
tik“)? Bemüht sich Ihre Bank, über Ihren Verband Ein-
fluss auf deren Geschäftspolitik zu nehmen?
3.	Von welchen Fondsgesellschaften bekommen Sie 
Provisionen? Wie geht Ihre Bank mit dem Konflikt zwi-
schen Kunden- und Provisionsinteressen um? 
4.	Verzichten Sie bewusst auf spekulative Anlagen oder 
solche, deren Risiken und Nebenwirkungen für Ihre 
Kunden nur schwer zu verstehen sind?

Die Ergebnisse der Umfrage und unsere Forderungen 
nach einer ökosozialen Marktwirtschaft bzw. Post-
wachstumsökonomie/Gemeinwohlökonomie haben 
wir bei einer Schlusskundgebung am Samstag, den 
10. November 2012 zwischen 9 und 10 Uhr auf dem 
Kleinen Platz in Erding bekannt gemacht.

Wir unterstrichen die Aktion mit einer „Kröten-
wanderung“-Demo gleichzeitig jeweils vor der Hypo-
Vereinbank und der Commerzbank. 

Dort fand eine erklärende Ansprache durch unse-
ren Attac-Aktivisten und Bezirksratskandidaten Rai-
ner Forster statt. Anschließend hielt der ÖDP-Bun-
desvorsitzende Sebastian Frankenberger eine Rede zu 
den Themen Gemeinwohlökonomie, Bankenkontrolle,  
Nahrungsmittelspekulation und Globalisierung.    (khj)

»  Mehr Infos bei Karl Heinz Jobst: info@ib-jobst.de

|  ÖDP INTERN  |  Aktionen
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Mobilfunk

ÖDP ist die einzige
mobilfunkkritische Partei

Die Umwelt- und Verbraucherorganisation Diagnose-Funk hatte am 27. Oktober 2012 zu 
einer Großkundgebung für umwelt- und gesundheitsverträgliche Funktechnologien
auf dem Münchner Odeonsplatz aufgerufen. Unter dem Motto „Strahlung ohne Grenzen – 
Bürger ohne Rechte – Technik ohne Sicherheit – Steuergelder ohne Ende“ formierte 
sich eine Allianz führender Umweltpolitiker.

von Karl Heinz Jobst, Mitglied im Bundesvorstand der ÖDP

Christen und Ökologie

ÖDP nimmt am
Kirchentag 2013 teil

Die ÖDP beteiligt sich mit ihrem Arbeitskreis „Christen und
Ökologie“ auch 2013 wieder am Deutschen Evangelischen
Kirchentag,  der vom 1. – 5. Mai 2013 in Hamburg stattfi ndet.

|  ÖDP INTERN  |  Aktionen

Zur Vorbereitung auf dieses 
Ereignis fand Mitte Novem-
ber auf dem Gelände des 

„Rauhen Hauses“ in Hamburg ein 
Treff en derjenigen Gruppen statt, 
die sich mit Ständen am „Markt 
der Möglichkeiten“ beteiligen. Ins-
gesamt etwa 500 Personen, die un-
gefähr 800 Gruppen mit ca. 8.000 
Mitwirkenden repräsentieren, nah-
men an diesem Treff en teil. 

Die ÖDP wurde von Walter Kon-
rad, dem kommunalpolitischen Re-
ferenten des Bundesverbandes, und 
Volker Behrendt, ÖDP-Landesvor-
sitzender in Hamburg, vertreten.

Das Organisationsbüro des Kir-
chentages stellte die neue Struktur  
vor, nach der der „Markt der Mög-
lichkeiten“ dieses Mal gestaltet wird. 
So gibt es statt bisher drei jetzt sechs 

n Auf dem „Marktplatz“ kann ein 
Beitrag von 45 Minuten Länge prä-
sentiert werden.
n Neu ist das Forum „Marktthe-
ma“, wo in Form von Kurzseminar, 
Podiumsdiskussion oder Vortrag 
ein Thema in 90 Minuten breiter 
dargestellt werden kann.

Für beide Möglichkeiten ist ein 
Kostenbeitrag (50 / 100 Euro) zu 
leisten.

Für die ÖDP bietet der Kirchen-
tag ein Forum, in dem eine für die 
Partei wichtige Zielgruppe direkt 
vor Ort angesprochen werden kann. 
Es wäre deshalb wichtig, den Info-
stand während des Kirchentages 
mit genügend Personal zu bestü-
cken. Hier sollen sich vor allem die 
Mitglieder des BAK „Christen und 
Ökologie“ für eine Teilnahme ange-
sprochen fühlen. Aber auch andere 
ÖDP-Mitglieder, denen die Anlie-
gen des BAK „Christen und Öko-
logie“ wichtig sind, werden um ihr 
Mitwirken gebeten. 

Bei Interesse bitte beim Vorsit-
zenden von „Christen und Ökolo-
gie“, Dirk Uehlein, dirk.uehlein@
web.de, melden oder bei der Bun-
desgeschäftsstelle in Mainz, walter.
konrad@oedp.de.        (wk)

Im Mittelpunkt der Kritik stand 
der technisch und fi nanziell cha-
otische Aufbau des TETRA-Digi-

talfunks für Behörden und Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BOS).

Die Redner der Veranstaltung 
Dr. Martin Runge MdL (Grüne), Dr. 
Hans Jürgen Fahn MdL (FW), Bun-
desvorsitzender Sebastian Franken-
berger (ÖDP), Sebastian Schönauer 
(stellv. Vorsitzender BUND Natur-
schutz Bayern) und Veranstalter 
Peter Hensinger (Vorstandsmitglied 
Diagnose-Funk Deutschland)  stell-
ten gemeinsam zwei zentrale Forde-
rungen auf:
n Das gesamte Behördenfunk-Pro-
jekt muss auf den Prüfstand. 
n Das Vorsorgeprinzip beim Aus-
bau der Mobilfunknetze muss 
durch drastische Senkung und 
Neu-Defi nition der Grenzwerte in 
der Novellierung der Bundesimmis-
sionsschutzverordnung (BImSchV) 
zur Anwendung kommen.

Die Redner ermutigten die Kom-
munen, Widerstand zu leisten und 
sich dem in Hinsicht auf Kosten, 
Technologie und Gesundheits-
schädlichkeit ungeklärten Projekt 
bis auf Weiteres durch Verweige-
rung an der Teilnahme am Probebe-
trieb zu widersetzen. Sie forderten 
von Bund und Ländern ein sofor-

tiges Behördenfunk-Moratorium. 
Ein sofortiger Ausbaustopp solle 
für dringend notwendige Verbesse-
rungen genutzt werden. Nach jah-
relanger Geheimniskrämerei müsse 
nun endlich Transparenz hergestellt 
werden und eine ergebnisoff ene 
Überprüfung eingeleitet werden. 

Funktionale Grundsatzproble-
me, Terminüberschreitungen um 
viele Jahre und explodierende Kos-
ten im Milliardenbereich zum 
Nachteil der Steuerzahler haben 
das Projekt in Verruf gebracht und 
berechtigte Zweifel aufkommen las-

Organisationen mit Sicherheitsauf-
gaben. An erster Stelle begründet 
sich die Kritik mit den in unzähli-
gen internationalen Studien nachge-
wiesenen biologischen Wirkungen 
und den daraus resultierenden ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen 
und Schäden. Die Aktiven aus den 
Landkreisen Ebersberg und Erding 
demonstrierten ihr mobilfunkkriti-
sches Engagement erneut mit einem 
Infostand bei der Kundgebung und 
zeigten trotz widrigsten Wetters wie-
der einmal deutlich die orangefar-
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V. l. n. r.: Moderatorin Christiane v. Festenberg, Diagnose-Funk-Vorstand Peter Hensinger, 
ÖDP-Bundesvorsitzender Sebastian Frankenberger, Dr. Martin Runge MdL (B90/Grüne), 
stellv. Vorsitzender des BUND Naturschutz Bayern Sebastian Schönauer, Dr. Hans Jürgen 
Fahn MdL (FW)

sen, ob es jemals die Anforderungen 
an  Sicherheit und Flächendeckung 
erfüllen könne.

Während die Regierungspartei-
en, aber auch die Oppositionspar-
teien das Behördenfunkdesaster 
lediglich so schnell wie möglich zu 
Ende bringen möchten, stehen ein-
zelne Abgeordnete mit ihren Forde-
rungen ziemlich einsam da. 

Als einzige Partei steht dagegen 
die ÖDP seit vielen Jahren geschlos-
sen hinter der Kritik an der Techno-
logie des Mobilfunks und des Tet-
ra-Digitalfunks für Behörden und 

bene Flagge. Die ÖDP-Experten Dr. 
Claus Scheingraber und Prof. Klaus 
Buchner waren ebenso anwesend 
wie Mentor Bernhard Suttner und 
Vorstandsmitglied Karl Heinz Jobst.

Bundesvorsitzender Sebastian 
Frankenberger prangerte in einer 
mitreißenden Rede nicht nur die 
Verschwendung beim Ausbau des 
Digitalfunks und die Ignoranz von 
Politik und Behörden gegenüber 
Erkenntnissen zur Gesundheits-
schädlichkeit der Funktechnologien 
an. Er machte auch das Grundübel 

der staatlichen Mobilfunkwillkür 
am desolaten Zustand unserer De-
mokratie fest. Das ungezügelte Par-
teispendensystem führe zu einer 
Lobbyisten-Gesetzgebung, die nicht 
mehr das Gemeinwohl, sondern 
nur noch den Profi t der Konzerne 
im Auge habe.

Im Nachklang zur Kundgebung 
wurde schließlich konsequenter-
weise vereinbart, dass die Zusam-
menarbeit zwischen ÖDP und 
Diagnose-Funk weiter intensiviert 
werden soll.            n

verschiedene Marktbereiche. Der 
ÖDP-Bundesarbeitskreis „Christen 
und Ökologie“ ist wieder im Markt-
bereich IV (Gesellschaftliches En-
gagement) vertreten.  Auch bei den 
Resolutionen gibt es eine wichtige 
Neuerung: Schon vor Beginn des 
Kirchentages können per Internet 
Stimmen gesammelt werden. Für 
die ÖDP bietet dies die Möglich-
keit – alleine oder eventuell mit 
Partnern –, rechtzeitig eine Resolu-
tion zur Abstimmung zu stellen und 
die notwendigen 3.000 Stimmen zu 
bekommen. Wird dieses Quorum 
erreicht, wird die Resolution als of-
fi zielle Resolution des Kirchentages 
der Öff entlichkeit präsentiert.

Der „Markt der Möglichkeiten“  
des Kirchentages bietet zwei Mög-
lichkeiten der Selbstdarstellung:
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umweltminister Altmaier forderte 
die anderen Länder zum Handeln 
auf, denn ein „Weiter so“ würde 
zu einer Klimaerwärmung von 
5 °C führen – statt der gerade noch 
tragbaren 2 °C. Auch wegen seiner 
Zusage, in den kommenden beiden 
Jahren je 1,8 Milliarden Euro an 
die Entwicklungsländer für deren 
Energiewende zu zahlen, habe er 
viel Lob geerntet. 

„Aber wie sieht es zu Hause in 
Deutschland aus?“, fragt Buchner. 
„Wir ersetzen Atomkraft durch 
Kohle, vor allem durch die beson-
ders umweltschädlichen Braunkoh-
le, und durch Off-Shore-Windkraft, 
die viele schützenswerte Gebiete 
an der Nord- und Ostseeküste zer-
stört“, erläutert der ÖDP-Politiker.   
Dafür würde der Ausbau der So-
laranlagen und der Windkraft im 
Inland eingeschränkt. 

Ein Skandal sei es für Buchner, 
dass die deutsche Bundesregierung  
Großbetriebe von den Kosten für 
die Stromnetze und von der Abgabe 
für den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien befreie. „Das muss alles 
von den Privatkunden bezahlt wer-
den – einschließlich der Haftung 
für Schlampereien beim Stroman-
schluss für die Off-Shore-Wind-
anlagen. Aus meiner Sicht ein ganz 
klares Klientel-Geschenk der Regie-
rung“, moniert Buchner. (...)

Ressourcen zu schützen, die für die 
Landwirtschaft essenziell sind. (...)

ÖDP verurteilt Steigerung 
der Waffenexporte
Die Ökologisch-Demokratische 
Partei (ÖDP) verurteilt entschieden 
die erneute Steigerung der Geneh-
migungen für Rüstungsexporte 
durch die Bundesregierung. Im 
vergangenen Jahr wurden Einzel-
ausfuhrgenehmigungen für Kriegs-
waffen im Wert von insgesamt 5.414 
Milliarden Euro vergeben. So heißt 
es im Rüstungsexportbericht 2011 
der Bundesregierung. Das erfuhr 
die in Düsseldorf erscheinende 
„Rheinische Post“ aus Regierungs-
kreisen. 

Susann Mai, erste stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der ÖDP, 
mahnt: „Dieses Geld sollte in den 
Frieden investiert werden statt 
in Waffenexporte!“ Mai betont: 
„Friedensarbeit beginnt bei fai-

|  ÖDP INTERN  |  Presseticker

ÖDP kritisiert  
geplante EBRD-Garantie 
für Monsanto

Der Vorsitzende des Bundesarbeits-
kreises Landwirtschaft, Tierschutz 
und Gentechnik der Ökologisch-
Demokratischen Partei (ÖDP), 
Ludwig Maier, bezeichnet es als 
„skandalös“, dass die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung (EBRD) plant, dem US-
Agrarkonzern Monsanto Garantien 
in Höhe von 40 Millionen US-Dol-
lar bereitzustellen. 

„Es ist unfassbar, dass ein sol-
ches   Projekt zugunsten des Agro-
giganten Monsanto überhaupt in-
itiiert wird. Wir fordern die EBRD 
auf,  dieses Projekt unverzüglich zu 
stoppen“, so Maier.

Auch Bundesministerin Ilse 
Aigner, zuständig für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, sei gefordert, darauf hinzu-
wirken, dass das Projekt gestoppt 
wird. „Ziel einer zukunftsweisen-
den Landwirtschaftspolitik muss 

eine nachhaltige bäuerliche Land-
wirtschaft mit höchsten Umwelt-
und Tierschutzstandards sein, die 
pestizidfreie, gesunde, natürliche 
,gentechnikfreie Lebensmittel pro-
duziert“, so Maier. „Wieso will man 
ausgerechnet einen Konzern wie 
Monsanto mit Garantien fördern, 
der sich z. B. massiv gegen das Volks-
begehren zur Einführung der Kenn-
zeichnungspflicht von gentechnisch 
veränderten Lebensmitteln in Kali-
fornien einsetzt und genug Geld 
hat, die Kampagne zur Ablehnung 
des Volksbegehrens mit mehr als 
8 Millionen US-Dollar (Quelle: 
Farm Futures) zu unterstützen?“, 
fragt ÖDP-Politiker Maier.

Gemäß der Projektbeschreibung 

ren nachhaltigen Wirtschafts- und 
Handelsbedingungen. Das sichert 
Lebensgrundlagen und soziale Ge-
rechtigkeit.“ Die ÖDP setzt sich 
mutig, konsequent und wegweisend 
für fairen Handel und weltweite so-
ziale Gerechtigkeit ein. Die stellver-
tretende ÖDP-Chefin verweist dar-
auf, dass Ökonomie, Ökologie und 
Soziales vernetzt werden müssten. 
„Nur so wird Frieden langfristig er-
reicht und gesichert“, so Mai. Viele 
Kriege basierten auf Ausbeutung 
und Unterdrückung von Mensch 
und Natur. Die ÖDP setzt sich für 
Demokratie, Weltfrieden und Men-
schenrechte ein. „Die ÖDP sieht im 
Einsatz für den Frieden den Nutzen 
für die Menschen jetzt und aller 
kommenden Generationen“, so die 
ÖDP-Politikerin. 

Mai appelliert an die Bundesre-
gierung, den Bericht morgen nicht 
einfach zu verabschieden, sondern 
sich mit seinem Inhalt kritisch aus-
einanderzusetzen und dafür zu sor-
gen, Rüstungsexporte einzuschrän-
ken.

ÖDP besorgt über CDU-
Demokratie-Verständnis
„Die CDU bleibt weiter auf ihrem 
europapolitischen Holzweg“, so 
Werner Roleff aus Köln, Beisitzer im 
Bundesvorstand der Ökologisch-
Demokratischen Partei (ÖDP) und 

regelmäßiger Prozessbeobachter 
beim Bundesverfassungsgericht, 
„denn nun hat der CDU-Bundes-
parteitag in Hannover ohne eine 
tragfähige Begründung die Bun-
desregierung und die CDU-/CSU-
Bundestagsfraktion per Beschluss 
aufgefordert, sich für eine 3 %-Hür-
de bei den nächsten Europawahlen 
einzusetzen.“

Als Argumente werden abermals 
– wie bereits 2011 vor dem Bundes-
verfassungsgericht erfolglos – eine 
„drohende Zersplitterung des Eu-
ropa-Parlaments“ sowie die „Ge-
fahr von Funktionsstörungen“ in 
europäischen Gremien angeführt. 
Beides jedoch hat das Bundesver-
fassungsgericht am 09.11.2011 in sei-
nem Urteil zur verfassungswidrigen 
5 %-Hürde ausdrücklich zurückge-
wiesen. (...)

Statt sich wie die CDU ans „Ar-
gument der Macht“ zu klammern, 
sollte nach Meinung der ÖDP viel-
mehr die Macht der Argumente 
zählen, nämlich die im Grundgesetz 
verbürgte Wahlrechtsgleichheit der 
Bürger und die Chancengleichheit 
der Parteien – unabhängig von ihrer 
Größe. „Es ist schon entlarvend“, 
findet Roleff, „wie in der CDU of-
fensichtlich manche glauben, sie 
hätten ein Monopol auf politische 
Gestaltungskraft und die Größe ei-
ner Partei würde etwas über deren 
politische Klugheit aussagen.“ (...)

ÖDP: Weltklimakonferenz 
ohne greifbare Ergebnisse
„Deutschland hat wahrlich keinen 
Grund, sich als großer Klimaschüt-
zer feiern zu lassen.“ Das sagt Prof. 
Dr. Klaus Buchner, Klimaexperte 
der Ökologisch-Demokratischen 
Partei (ÖDP), anlässlich der Welt-
klimakonferenz in Doha. „Die Welt- 
klimakonferenz geht wieder ein-
mal ohne greifbare Ergebnisse zu 
Ende“, resümiert Buchner.  Bundes-

Zusammengestellt 
von Florence von Bodisco

soll es Monsanto ermöglicht wer-
den, ohne finanzielles Risiko mehr 
konventionelles Saatgut und che-
mische Spritzmittel in Osteuropa 
(Bulgarien, Ungarn, Russland, Ser-
bien, Türkei, Ukraine) zu vermark-
ten. Für den Fall, dass die Land-
wirte für die Lieferungen nicht 
zahlen können, spränge die Bank 
mit öffentlichen Geldern ein. Die 
endgültige Entscheidung über das 
„Monsanto Risk Sharing“-Projekt 
Nr. 43925 wird die EBRD, die von 
über 60 Staaten, darunter Deutsch-
land, USA sowie der EU und der 
Europäischen Investitionsbank ge- 
tragen wird, Mitte Januar 2013 tref-
fen. In der Projektbeschreibung 
wird u. a. darauf hingewiesen, dass 
Monsantos Produkte den Bauern 
helfen würden, höhere Erträge zu 
erzielen, und dabei mehr natürliche 
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Liebe ÖDPlerinnen und ÖDPler!

Bitte beachten Sie bei Zusendungen für 
den Pressespiegel die folgenden Punkte: 

1. Am besten sind Originalausschnitte 
(speziell wenn Bilder enthalten sind).

2. Wenn Sie Ihre Originale nicht schicken 
möchten, machen Sie bitte gute Kopien 
auf weißem Papier!

3. Vermerken Sie den vollen Namen und 
Erscheinungsort der Zeitung, nicht die 
Abkürzung. Geben Sie außerdem an, ob 
der Beitrag im Lokal-, Landes- oder im 

überregionalen Teil stand. Artikel, die wir 
nicht zuordnen können, werden nicht 
berücksichtigt.

4. Bitte unterstreichen Sie nicht. Schrei-
ben Sie auch den Namen der Zeitung  
nicht quer über den Text.

5. Keine Artikel faxen, sie werden häufig 
unleserlich oder zumindest nicht repro-
fähig. 

Sie ersparen uns viel Arbeit, wenn Sie die 
Hinweise beachten. Vielen Dank!
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Leserbriefe zum Pro und Contra 
„Ist das Kölner Urteil zur Beschneidung 
von Jungen gerechtfertigt?“ ÖP 156

Strafbare Körperverletzung

Wenn ich meinem Kind eine Ohrfeige gebe, mache 
ich mich in Deutschland strafbar; wenn ich ihm ein 
Teil von seinem Körper abschneiden lasse, nicht? Eine 
Beschneidung eines Babys ist für mich eine strafbare 
Körperverletzung. Wenn ein Mann oder Jugendlicher 
einem solchen Eingriff an sich selbst zustimmt, ist das 
etwas anderes. Aber es ist Aufgabe des Staates, diejeni-
gen zu schützen, die sich selbst nicht wehren können. 
Wenn wir die Beschneidung von Jungen erlauben, mit 
welcher Begründung wollen wir dann die Beschnei-
dung von Mädchen verbieten?

Dr. Franz Hitzelsberger, 91522 Ansbach

Juristisch eindeutig 
In seinem Beitrag zu der Frage, ob das Kölner Urteil 
zur Beschneidung von Kleinkindern gerechtfertigt ist, 
listet Herr Roleff stichwortartig seine Argumente und 
einige Lesetipps auf, geht aber leider nicht auf rechtli-
che Grundlagen ein. Alleine die Tatsache, dass die Cir-
cumcision seit Jahren ohne Narkose und innerhalb der 
ersten Lebenstage durchgeführt wird, macht den Akt 
nicht besser. Natürlich ist es eine Körperverletzung, so 
wie jede Blutentnahme auch eine Körperverletzung ist. 
Dies ist juristisch eindeutig und  nicht wirklich disku-
tabel. Wenn Herr Roleff von der Traumatisierung kei-
ne Ahnung hat und die medizinische Literatur nicht 
kennt, sollte er es besser für sich behalten. Über Trau-
matisierung und Schmerzempfindung von Kleinkin-
dern gibt es ziemlich viel Literatur.

Herr Roleff macht sich Sorgen um das internationale 
Ansehen von Deutschland. Ja und? Entweder wir tun 
das, was wir für richtig halten, dann muss uns auch der 
Rest der Welt egal sein, oder wir verraten halt unsere 
Ideale. Als Arzt ist mir das Wohl eines Patienten im-
mer noch wichtiger als möglicherweise aufkommende 
Imageprobleme unseres Staates.

Das „Grundrechte-Dilemma“ existiert so auch 
nicht. Das Grundgesetz steht klar über der Religions-
freiheit, ja es garantiert diese erst. Die Religionsfreiheit 
garantiert aber nicht das Grundgesetz. Die Ausübung 
jeder Religion muss sich im Rahmen des Gesetzes be-
wegen und nicht versuchen, den Rahmen der Gesetze 
zu bewegen.

Wenn Herr Roleff dann in seinem Fazit dazu 
kommt, dass unter Auflagen die religiöse Beschneidung 
zu erlauben sei, dann bin ich gespannt, welche Auflagen 
denn so gemeint sind. Es gibt in Deutschland eine Hül-
le und Fülle von Verordnungen, was Qualitätsmanage-
ment, Fachkompetenz und Hygiene angeht. Entweder 
wir akzeptieren, dass diese den Patienten schützen sol-
len, dann gelten diese Vorschriften für alle, oder wir 
schaffen rechtsfreie Räume und Ungleichbehandlun-
gen.

Dr. Harald Junius, 38104 Braunschweig

Allgemeine Zuschriften zur 
Ökolumne / Energiepolitik

EEG übertragen

Ökolumnist Ulrich Brehme beschwört wieder den 
CO2-Handel herauf. Meiner Meinung nach wäre es 
für die ÖDP an der Zeit, sich mit der Wirklichkeit in 
Deutschland auseinanderzusetzen: Über den CO2-
Handel muss man sagen: Den gibt es auch. Aufgrund 
seiner braven Einführung zeigt er keine Wirkung. Fir-
men haben sich sogar ohne große Gegenwehr CO2-
Emissionszertifikate im nennenswerten Umfang  steh-
len lassen!

Im Gegensatz dazu hat das Gesetz für den Vorrang 
Erneuerbarer Energien (EEG) mit seinen Festpreisen 
über 20 Jahre  für Erneuerbaren Strom den Anteil  am 
Stromverbrauch seit 2000 von 5 auf 25 % erhöht. Zwi-
schenziele wurden regelmäßig übertroffen. Wie in der 
Ökolumne richtig ausgeführt, hat das EEG von An-
fang an eine jährliche Absenkung der Einspeisepreise 
für neue Anlagen vorgegeben. Dies hat dazu geführt, 
dass Photovoltaikstrom statt anfänglich mit über 50 
Cent nun mit etwas mehr als 10 Cent für Freiflächen 
vergütet wird. Dieser Entwicklung spricht Ökolumnist 
Brehme den Innovationscharakter ab! (Ich spreche der 
Dünnschichttechnologie mit teils Schwermetallgehal-
ten und der deutlich geringeren Flächeeffizienz den In-
novationscharakter ab.)

Warum war das EEG so erfolgreich? Anfänglich hat 
alles so bescheiden gewirkt, dass vonseiten des Estab-
lishments keine große Gegenwehr kam. Zudem gab es 
über die Jahre immer einen Grundkonsens über alle 
Parteien  zum Erhalt des EEG. Im Kern hat das EEG 
wirtschaftliche Kräfte freigesetzt, die auch von den 
Gegnern nicht so leicht zu bremsen sind. Neben den 
guten Einspeisetarifen haben der Vorrang Erneuerba-

rer Energie und die Netzanschlusspflicht zum Gelingen 
substanziell beigetragen.

Was hat das EEG noch bewirkt? 200 kWh Strom je 
1.000 kWh verbrauchter Energie werden heute nicht 
mehr von den vier Stromkonzernen geliefert! So etwas 
hat weder eine Regulierungsbehörde und schon gar 
kein CO2-Handel geschafft. Stromproduktion für den 
Eigenbedarf oder in Bürgergenossenschaften sind heu-
te schick und schön. Ohne Übertreibung: Das EEG ist 
heute weltweit bekannt und wurde in vielen Ländern 
kopiert.

Wer hat das alles so schön angerichtet? Unter an-
derem Hans-Josef Fell und Jürgen Trittin. Bester Dank.

Anstelle uns weiterhin erfolglos um den CO2-Han-
del zu bemühen, müssen wir uns überlegen, wie man 
das EEG übertragen kann auf den Wärme-, Kraftstoff- 
und Energiesparbereich.

Robert Wagner, 93090 Bach/Donau

einige versucht, gegen so manche Unsitte vorzugehen, 
so wurde bezüglich des Auslandseinsatzes der Bun-
deswehr, der Lissabonverträge und des ESM-Rettungs-
schirms vor dem Bundesverfassungsgericht geklagt, 
jedoch ohne Erfolg.

Schlimm ist es, dass ÖDP-Mitglieder aufeinander 
losgehen, sich darum streiten, welcher Verfahrensweg 
denn der bessere sei, so wie jüngst zwischen Felix Sta-
ratschek und Sebastian Frankenberger: Die Klage der 
Reusings zu unterstützen oder die von Mehr Demo-
kratie e. V. „Angriffe auf das Grundgesetz“ und  „Ver-
untreuung von ÖDP-Geldern zugunsten von Mehr 
Demokratie e.V.“ werden der ÖDP-Vorstandschaft von 
Staratschek vorgeworfen, letztendlich konnte sich aber 
jedes ÖDP-Mitglied frei für einen Weg entscheiden.

Doch man sollte sich um das eigentlich Wichtige 
kümmern, denn Fakt ist, KEINE KLAGE war ausrei-
chend zielführend, und darum gilt es darüber nachzu-
denken, woran das eigentlich liegt!

Zwei Drittel der Abgeordneten des Bundestages und 
zwei Drittel des Bundesrates stimmten für den Aus-
landseinsatz der Bundeswehr in Afghanistan und für 
den ESM-Rettungsschirm. 

Wer übernimmt jetzt konkret Verantwortung für die 
getöteten Menschen und die Kosten? (...)

Doch ich weiß nicht, wie es Ihnen dabei geht, ich 
denke, es ist eine Obergrenze erreicht, an der man sich 
um die tatsächlichen Ursachen für diese „Schieflage 
unserer Demokratie“ kümmern muss, nämlich um die 
Beteiligung von mehr Mitbürgern zur Rettung unserer 
demokratischen Freiheiten, denn es entsteht der Ein-
druck, als wäre im Parlament nicht das Volk vertreten, 
sondern hauptsächlich Lobbyisten. (..)

Der „grundgesetzwidrige“ Afghanistaneinsatz „kos- 
tete“ mehr als 40 Bundeswehrsoldaten das Leben und  
den deutschen Steuerzahler zwischenzeitlich über 17 
Milliarden Euro, der „Bündnis-Krieg“ forderte mehr 
als 10.000 Tote, überwiegend Zivilisten, er dauert schon 
über 10 Jahre, und damit länger als der erste und zweite 
Weltkrieg zusammen, und trotz aller Wahlversprechen 
für die anstehenden Bundestagswahlen 2013 wird der 
Krieg fortgeführt werden (vor der Wahl ist nicht nach 
der Wahl). Auch die Folgen für den ESM-Rettungs-
schirm, verbunden mit „Verlust von demokratischer 
Mitbestimmung“, sind ungewiss. (...)

Wie auch immer, lassen Sie uns auf jeden Fall aktiv 
nachdenken und darüber diskutieren, wie wir Wähler 
unsere Situation verbessern können,

mit freiheitlichen und demokratischen Grüßen, 
Helmut Jenne, ÖDP-Mitglied

Kontakt über die Redaktion: presse@oedp.de

|  ÖDP INTERN  |  Leserbriefe

Offener Brief an die Mitglieder 
der ÖDP – mit der Bitte um Weitergabe 
zur Diskussion

Schliersee, den 17. Oktober 2012

Sehr geehrte Mitglieder der ÖDP,

als „ein in Deutschland geborener Mitbürger“ eines erst 
kürzlich wiedervereinigten Deutschlands bin ich im 
Moment sehr beunruhigt mit der „Auslegung“ unseres 
Grundgesetzes und mit der aktuellen „Umsetzung und 
Anwendung“ unserer Demokratie. (...)

Geht es Ihnen da nicht auch so?
Viele Bürger landen in einer Politikverdrossenheit 

und haben es aufgegeben, an der Demokratie weiter 
mitzugestalten. Eine „Da kann man ja sowieso nichts 
ändern-Mentalität“ hat sich ausgebreitet.

Doch ich möchte nicht zu den Menschen gehören, 
die unsere freiheitliche Demokratie und seine Grund-
gesetze einfach so aufgeben. Innerhalb der ÖDP hatten 
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Spenden benötigt!

Liebe Leserin, lieber Leser!

Das für uns wichtige Wahljahr 2013 ist angebrochen. 
Damit wir finanziell eine stabile Basis für unsere 
politische Arbeit schaffen können, sind wir auf Ihre 
Unterstützung angewiesen!

Wir bitten Sie deshalb um eine regelmäßige Spende für 
die ÖDP bzw. für den Erhalt unseres Mitgliedermagazins 
ÖkologiePolitik. Herzlichen Dank dafür!

Ja, ich unterstütze ab sofort /ab ___________________

	 die politische Arbeit der ÖDP

	 das Mitgliedermagazin ÖkologiePolitik

mit einer Spende in Höhe von _________________ Euro

	 monatlich 

	 vierteljährlich

Bitte entsprechendes Feld ankreuzen!

Bitte buchen Sie den Betrag von meinem Konto ab:

Kontonummer

Bankleitzahl

Bankinstitut

Meine Adresse lautet:

Name, Vorname

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Datum, Unterschrift

Hinweis: Spenden an politische Parteien werden steuer-
lich begünstigt. 

ÖDP-Bundesgeschäftsstelle, Ökologisch- 
Demokratische Partei, Pommergasse 1, 97070 Würzburg,  
Tel. 09 31/ 4 04 86-0, Fax 09 31/ 4 04 86-29, www.oedp.de

	 halbjährlich

	 jährlich

Erasmusprogramm 2012 für kommunale Mandatsträger 

„Open Days 2012“
Auf eine E-Mail des Hauptamtes der Stadt Ingolstadt an alle 
Stadträte hin bewarb ich mich um ein Stipendium für das neue 
„Erasmusprogramm 2012 für kommunale Mandatsträger“ und 
wurde mit weiteren 100 kommunalen Mandatsträgern  aus 
1.800 Bewerbern ausgewählt. 

von Simone Vosswinkel

A ls erster Schritt dieses Pro-
gramms durften die Reprä-
sentanten aus 20 Nationen 

an den zum 10. Mal stattfindenden, 
„OPEN DAYS – European Week of 
Regions and Cities“ vom 8. bis 11. 
Oktober 2012 in Brüssel teilneh-
men.

Während der OPEN DAYS 2012 
fanden mehr als 140 Workshops zu 
folgenden Themenschwerpunkten 
statt, an denen Vertreter aus Verbän-
den, der Presse, der Politik und der 
Industrie teilnahmen (...).

Ich habe mich bei der Wahl mei-
ner Workshops auf den Themenbe-
reich Energieeffizienz und Erneuer-
bare Energien konzentriert. Einige 
interessante Informationen kann 
ich erfreulicherweise für meine Ar-
beit im Stadtrat verwenden. Bei den 
„Best Practice“-Beispielen war mir 
aber klar, dass wir hier in Deutsch-
land federführend sind, was die 
Nutzung von Erneuerbaren Energi-
en anbelangt! Einige der Beispiele, 
die als Neuerungen in anderen euro- 
päischen Ländern gepriesen wur-
den, sind bei uns in Deutschland, 
auch in Ingolstadt, schon praxiser-
probt.

Ein sehr interessanter Teil war 
auch der informelle Austausch nach 
den Workshops mit Mandatsträgern 
aus Deutschland, Österreich und 
anderen europäischen Ländern.

Nachdenklich stimmte mich ein 
Gespräch mit Elena Katsanou, ei-
ner Bürgermeisterin aus dem Groß-
raum Athen. Ich bekam die Gele-
genheit, Fragen zu stellen und die 
häufigen Vorbehalte der Deutschen 
zu erklären. Vereinzelte Parteien in 
Griechenland suchen einen „Bö-
sen“ für die Sparpolitik der Grie-
chen in Deutschland. Die breite 
Masse der Bevölkerung  aber ist gut 
auf die Deutschen zu sprechen. Ich 
werde den Kontakt mit Elli Katsa-
nou weiter halten, da ich mich über 
die Situation in Griechenland infor-
mieren möchte. 

Leider sind die Institutionen Eu-
ropaparlament, Europäische Kom- 
mission, Kommission Europas und 
der Europarat bei der breiten Mas-

se der Mitbürger nicht sonderlich 
beliebt. Wir kennen deren Arbeit 
nur aus Regelungen für gerade Gur-
ken. Meiner Meinung nach neigen 
die Entscheidungsträger in Brüssel 
dazu, die Realitäten in den Städ-
ten und Kommunen zu vergessen. 
Umso wichtiger ist es, dass viele 
Vertreter aus den Kommunen an 
solchen Veranstaltungen, wie den 
„OPEN DAYS“ teilnehmen, um die 
Interessen nach Europa weiterzuge-
ben!

Der nächste Schritt im Erasmus-
Programm ist eine Reise im Früh-
jahr 2013 in eine Stadt in Europa, 
in der die Mittel aus den Europä-
ischen Fonds ein adäquates Wirt-
schaftswachstum und die Vermeh-
rung von Arbeitsplätzen bewirkt 
haben. Im Sommer 2013 treffen sich 
alle 100 Mandatsträger wieder in 
Brüssel, um ihre Erfahrungen und 
das Wissen zu evaluieren und nach-
zubereiten.

Mantra Wirtschaftswachstum
Mit einem gewissen Abstand zu 
den erlebten Tagen muss ich sagen, 
dass mich am meisten die auf den 
„OPEN DAYS“ vorherrschende 
„Religion“ „Wirtschaftswachstum 
und Arbeitsplätze“ schockiert hat. 
Dieses Mantra „Wirtschaftswachs-
tum“ beherrscht alles Denken in 
Politik und Wirtschaft! Meiner 
Meinung nach kommen wir als 
ÖDP nur schwer dagegen an. Ich 
wünsche mir, dass wir unsere po-
litische Strategie eher danach aus-
richten, „Lebenswertes Wachstum 
für viele Menschen“ zu generieren, 
als die Religion an sich zu bekämp-
fen. Das Naturell des Menschen ist 
auch so, dass er nur etwas tut, wenn 
er auch einen Nutzen hat. Darauf 
begründet auch die „Wachstums-
Religion“.

Außerdem habe ich über Ent-
scheidungsfindungen von Men-
schen nachgedacht. Anhand wel- 

Simone Vosswinkel ist seit 2008 Stadträtin 
der ÖDP in Ingolstadt. 

cher Informationen trifft der 
Mensch Entscheidungen? Eigent-
lich anhand von eigenen Erfahrun-
gen, Erlebnissen und Input, den er 
aus seiner Umgebung bekommt. 
Darauf begründet auch der Lob-
byismus, der sowohl in Brüssel als 
auch in Berlin massiv zu finden ist. 
Verbände, Kirchen und Unterneh-
men haben sehr wohl ein Interesse 
daran, ihre Meinungen an die po-

litischen Entscheidungsträger wei-
terzugeben. Hier haben wir erst mal 
keine Chance, unsere Art zu leben 
und zu denken, zu platzieren. Auf-
grund dieser Erfahrungen halte ich 
eine vermehrte Zusammenarbeit, 
wenn nicht sogar einen Zusam-
menschluss mit Verbänden umso 
wichtiger, um gemeinsam eine 
„schlagkräftigere Lobbystimme“ zu 
haben.

Nichtsdestotrotz halte ich die EU 
für gut! Bis zu einem gewissen Grad 
ist es sinnvoll, den Schwächeren zu 
helfen. Schließlich beruht unser 
finanzieller Wohlstand auf deren 
Kaufkraft. Gerade Deutschland 
sollte sich als Exportnation dessen 
bewusst sein. Wann allerdings die 
Grenze für die Belastung der Net-
tozahler in der EU erreicht ist, kann 
ich nicht beurteilen.	           n

|  ÖDP INTERN  |  Mitglieder berichten

✁

Vielen Dank!

Veranstaltungen 
der ÖDP München

Dienstag, 19.02.2013
Der Irrweg der Euro-Rettungsschirme
Logik und Folgen der permanenten 
System-Rettungen
Peter Boehringer, Wirtschaftspublizist
19:30 Uhr, Hansa-Haus, Großer Saal

Freitag, 22.03.2013
Immer schneller, immer höher, immer mehr?
Fünf Lösungen jenseits der Wachstumsfalle
Bernhard Suttner, ehem. Landesvorsitzender 
der ÖDP Bayern
19:00 Uhr, Evangelische Stadtakademie, Großer Saal

Donnerstag, 18.04.2013
Die Gemeinwohlökonomie
Ausweg aus der Dauerkrise?
Christian Felber, Publizist und Initiator der 
Gemeinwohlökonomie
19:30 Uhr, Leo 17, Theatersaal

Dienstag, 07.05.2013
Der Kampf um die Energiewende
Dr. Axel Berg, Ex-Bundestagsabgeordneter (SPD)
Thomas Prudlo, Energieexperte (ÖDP)
19:30 Uhr, Kranz, Theater

Dienstag, 28.05.2013
Wie ist die Welt von morgen? Und was ist zu tun?
Harald Welzer, Publizist
Bernhard Suttner, ehem. Landes- 
vorsitzender der ÖDP Bayern
19:00 Uhr, Stadtmuseum,  
Großes Auditorium

Weitere Infos: www.oedp-muenchen.de 
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Aufruf an alle bayerischen
ÖDP-Mitglieder!

Jetzt die Unterschriftenlisten für das
Volksbegehren „Direktwahl des
Ministerpräsidenten“ zurücksenden!

Bitten senden Sie unterzeichnete Unterschriften-
listen für das Volksbegehren „Direktwahl des Minis-
terpräsidenten“ zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
an die ÖDP-Landesgeschäftsstelle Bayern, Postfach 
2165, 94011 Passau zurück! Falls Ihnen die Bestä-
tigung im Gemeindeamt nicht möglich ist, über-
nimmt dies die Landesgeschäftsstelle. 

Weitere Unterschriftenlisten zum Sammeln im 
Freundes- oder Bekanntenkreis erhalten Sie unter 
Tel. 08 51/ 93 11 31 oder bayern@oedp.de. Bitte bei 
der Rücksendung die Unterschriftenseite nicht ab-
trennen!

»  bayern@oedp.de

VORSCHAU

ÖkologiePolitik
im Mai 2013

Superwahljahr 
Drei für die ÖDP sehr wichtige Wahlen stehen 
die nächsten zwölf Monate an: im September 
2013 die bayerische Landtagswahl und die Bun-
destagswahl, im Mai 2014 die Europawahl. Der 
bayerische ÖDP-Landesverband will seine Stim-
menzahl verdoppeln und erstmals ins Parlament 
einziehen. Das ist auch das Parteiziel bei der Euro-
pawahl – und hier durchaus realistisch, denn das 
Bundesverfassungsgericht hob 2011 mit seinem 
Urteil die bisher geltende 5 %-Hürde auf. Um opti-
male Ergebnisse erreichen zu können, wurde eine 
Wahlkampfmanagerin engagiert. Doch die allein 
wird es nicht schaff en. Viel Engagement und krea-
tive Ideen aller Landes- und Kreisverbände sind 
nötig. 

Bei Unzustellbarkeit, Mängeln in der Anschri�  und Umzug, Anschri� enberichtigungskarte!

Herausgeber: 

Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP)
www.oedp.de

TERMINE

So. 27.01.2013 ÖDP-Bundeshauptausschuss  
 (in Würzburg)
Sa. 02.02.2013 Landesparteitag der ÖDP
 Bayern (in Bad Windsheim)
Fr. – So. 22. – 24.02.2013 Treff en des „BAK Christen und  
 Ökologie“ (in Würzburg)
Sa. – So. 23. – 24.02.2013 Landesparteitag der ÖDP
 Nordrhein-Westfalen (in Köln)
Sa. 13.04.2013 Landesparteitag der ÖDP
 Baden-Württemberg
 (in Stuttgart-Hohenheim)
Sa. – So. 04. – 05.05.2013 ÖDP-Bundesparteitag
 (in Coburg)
So. 26.05.2013 Kommunalwahlen in
 Schleswig-Holstein
Sa. 15.06.2013 Landesparteitag der ÖDP
 Bayern (in Nürnberg)
So. 15.09.2013 Landtagswahl in Bayern
So. 15. oder 22.09.2013 Bundestagswahl
Sa. – So. 23. – 24.11.2013 ÖDP-Bundesparteitag
 (in Eichstätt)
Sa. 30.11.2013 Landesparteirat der ÖDP
 Baden-Württemberg
 (im Raum Stuttgart)
Herbst 2013 Landtagswahl in Hessen
März 2014 Kommunalwahlen in Bayern
Mai 2014 Wahl zum Europäischen
 Parlament
Frühjahr 2014 Kommunalwahlen in
 Baden-Württemberg
Frühjahr 2014 Kommunalwahlen in
 Rheinland-Pfalz
Frühjahr 2014 Kommunalwahlen in
 Nordrhein-Westfalen
Frühjahr 2014 Kommunalwahlen in 
 Hamburg


